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Poli� sche Bildung – weiter 
ein großes Thema auch in 2020

Hanns-Seidel-S� � ung mit bayernweiten Angeboten
Bürger nehmen Poli� k o�  als sogenannte Aufregerthemen 
wahr, es gibt aber auch eine posi� ve Kehrseite – Vermi� lung 
von Poli� k als orien� erendes Grundlagenwissen. Für Bürger 
sozusagen die Basics für den sachbezogenen Austausch mit 
Kollegen, Freunden oder in der Familie. Poli� sche Bildung 
hil�  hier mit Argumenta� onen weiter. Genau das bietet die 
Hanns-Seidel-S� � ung bayernweit an.

Die Poli� schen S� � ungen haben vielfäl� ge Möglichkeiten zur 
Weiterbildung. Die Hanns-Seidel-S� � ung stellte für 2020 wie-
der ein Programm zusammen, das nahezu alle Poli� kbereiche 
abdeckt. Im Fokus des ersten Quartals 2020 steht die Vorberei-
tung für die Kommunalwahlen am 15. März.

Wer sich für die gesellscha� lich wich� gen Sozialthemen Ren-
te oder Pfl ege, aber auch für Mobilität, Verbraucherschutz 
oder Europapoli� k interessiert, liegt beim Seminarangebot der 
Hanns-Seidel-S� � ung rich� g. Die S� � ung grei�  regelmäßig ak-
tuelle gesellscha� spoli� sche Themen auf, die in Abendveran-
staltungen an verschiedenen Orten in ganz Bayern, in Wochen-
endseminaren in Hotels in größeren Städten oder Wochense-
minaren im oberfränkischen Bildungszentrum Kloster Banz von 
Fachleuten dargestellt werden. 

Rund 45.000 Menschen nahmen im Jahr 2019 Jahr bei über 
1.200 HSS-Seminaren teil. „Unsere Bildungsveranstaltungen und 
Seminare für Jung und Alt geben Einblick in Hintergründe und 
vermi� eln Orien� erung und Handlungskompetenz“, erklärt Oli-
ver Jörg, Generalsekretär der Hanns-Seidel-S� � ung. Die S� � ung 
organisiert auch Ferienprogramme für Familien in Kloster Banz 
oder Thementage für z.B. Kommunalpoli� k (25. Januar in Mün-
chen), Wirtscha�  und Soziales oder den Tag der Demokra� e.

Im Internet fi ndet man Angebote zur Poli� schen Bildung un-
ter www.hss.de/veranstaltungen . Wer sich für themenbezoge-
ne Literatur, monothema� sche Analysen oder die Publikums-
zeitschri�  „Poli� sche Studien“ interessiert, kann diese unter 
www.hss.de/publika� onen herunterladen oder kostenfrei als 
Druckexemplar bestellen.  

GZ-Interview mit Kommunalminister Joachim Herrmann:

Mehr Zukun�  wagen
„Unsere Grunderkenntnis heißt: Ein starkes Bayern braucht 
starke Kommunen. In seinem eigenen Interesse tut der Frei-
staat alles, damit dies auch in Zukun�  so bleibt“, betonte der 
bayerische Staatsminister des Innern, für Sport und Integra� -
on Joachim Herrmann in einem Gespräch mit der Bayerischen 
GemeindeZeitung. Beleg hierfür sei nicht zuletzt die Tatsa-
che, „dass Bayern den kommunalfreundlichsten Haushalt al-
ler Bundesländer unterhält“.

Die bayerischen Kommunen 
stehen aus Herrmanns Sicht gut 
da. Als höchst zufriedenstellend 
wertete er das Ergebnis der Ver-

de Ausgangsposi� on für die kom-
menden Jahre, erläuterte Herr-
mann. Deutschland insgesamt 
weise freilich im interna� onalen 
Vergleich nicht in allen Bereichen 
Spitzenwerte auf, sondern sei 
beispielsweise bei den Themen 
Infrastruktur oder digitale Ver-
fahren (digitaler Bürgerservice) 
einem „erheblichen Beschleuni-
gungsdruck“ ausgesetzt. Herr-
mann zufolge „haben wir nicht 
viel Zeit, hier tä� g zu werden“. 
Gerade mit Blick auf die Kommu-
nalwahlen 2020 müssten die Bür-
ger darauf hingewiesen werden, 
„dass diese Entwicklungen auch 
mehr Verantwortung und deut-
liche Veränderungen bedeuten“. 
Zudem stünden wich� ge Zu-
kun� sinves� � onen an.

Spitzenstellung Sicherheit

Bei der Inneren Sicherheit hat 
der Freistaat bereits beste Vor-
aussetzungen dafür geschaff en, 
auch kün� ig als sicherstes Bun-
desland eine Spitzenstellung ein-
zunehmen. Allein 2019 konn-
ten rund 1.700 Neueinstellungen 
vorgenommen werden, ein Wert 
auf Spitzenniveau. 3.500 zusätz-
liche Polizeistellen hat die Bay-
erische Staatsregierung für den 
Zeitraum von 2017 bis 2023 ins-
gesamt beschlossen. Eine weite-
re personelle Aufstockung ist für 
das Landesamt für Verfassungs-
schutz mit 25 neuen Stellen zur 
verstärkten Bekämpfung von 
Rechtsextremismus und Cyber-
kriminalität vorgesehen.

Ziel ist, den Personalbestand 
der Polizei bis 2023 auf 45.000 
Beschä� igte auszubauen. 

Auch hinsichtlich der Sachaus-
sta� ung wird die Polizei massiv 
unterstützt. So wird deren Sach-
budget für modernste Technik 
auch 2020 mit knapp 440 Millio-
nen Euro auf hohem Niveau fort-
geführt. Für eine noch schnellere 
Alarmierung von Feuerwehr und 
Re� ungsdienst wird eine bun-
desweite Notruf-App eingeführt, 
die einen barrierefreien Zugang 

zum Notruf 112 ermöglicht. Bay-
ern stellt hierfür 800.000 Eu-
ro bereit. Darüber hinaus wer-
den die Inves� � onen in den Ret-
tungsdienst und Katastrophen-
schutz in 2020 um weitere neun 
Millionen Euro auf 101,1 Millio-
nen Euro verstärkt.

Investi ti onen in 
technischen Fortschritt 

Für eine moderne und zu-
kun� sorien� erte Polizei hat der 
Freistaat auch in den technischen 
Fortschri�  und in die Digitalisie-
rung krä� ig inves� ert: „Wir ha-
ben etwa das Programm „Mobi-
le Police“ konsequent weiter aus-
gebaut.“ Für die einsatzkri� sche 
Kommunika� on hat sich der Di-
gitalfunk bewährt. In Ergänzung 
dazu stehen den Einsatzkrä� en 
bereits annähernd 10.000 Smart-
phones zur Verfügung.

Diese Aussta� ung wird durch 
die Bereitstellung von Conver-
� bles, also Tablets mit op� o-
naler Tastatur sowie Fingerab-
druckscanner, in den Streifen-
fahrzeugen noch erweitert. So 
haben die Einsatzkrä� e – egal, 
wo sie sich gerade au� alten – 
mobilen Zugriff  auf alle polizeili-
chen Anwendungen genauso wie 
auf der Dienststelle.

Das Präsidium des Deutschen Landkreistags. Bild: Landratsamt Fürstenfeldbruck

Staatsminister Joachim Herr-
mann, MdL. Bild: StMI Bayern

handlungen um den kommuna-
len Finanzausgleich: Mit der Re-
kordsumme von knapp 10,3 Mil-
liarden Euro habe der Freistaat 
die Serie der Rekordzuweisun-
gen der vergangenen Jahre im 
Rahmen des kommunalen Fi-
nanzausgleichs fortgesetzt. Dass 
die Einnahmen der Kommunen 
in den vergangenen zehn Jahren 
von knapp 29 Milliarden Euro auf 
über 43 Milliarden Euro ges� e-
gen sind und gleichzei� g die Ver-
schuldung der Kommunen von 
13 Milliarden Euro um 1,7 Milliar-
den Euro auf 11,3 Milliarden Eu-
ro abgebaut werden konnte, sei 
ein gutes Zeichen für die Zukun� . 
„Das Steuerwachstum im Frei-
staat ist somit auch bei den Kom-
munen angekommen“, bemerkte 
der Minister.

Blick in die Zukunft 

Mit Blick auf die aktuelle Kon-
junkturentwicklung sowie die gi-
gan� schen Herausforderungen 
in der technologischen Entwick-
lung und Digitalisierung, sei dies 
für den Freistaat im bundeswei-
ten Vergleich eine herausragen-

Deutscher Landkreistag in Fürstenfeldbruck:

Keine En� remdung von 
Stadt und Land

Mobilitätsangebote in der Fläche, die Finanzlage der kreisan-
gehörigen Gemeinden sowie eine mögliche Übernahme kom-
munaler Altschulden in einzelnen Bundesländern standen auf 
der Agenda der 300. Präsidialsitzung des Deutschen Land-
kreistags im Landratsamt Fürstenfeldbruck. 

Laut DLT-Präsident Reinhard 
Sager„begrüßen wir, dass die Ver-
kehrspoli� k des Bundes neben 
der Ausrichtung auf den Klima-
schutz erkennbar auch einen stär-
keren Fokus auf die Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse in der 
Fläche legt. Die Streichung der 
Beschränkung auf Verdichtungs-
räume und die intensivere Förde-
rung von Maßnahmen der Schie-
nenelektrifi zierung im GVFG-Bun-
desprogramm sowie die Erhö-
hung der Regionalisierungsmi� el 

sind der rich� ge Weg.“ Nun kom-
me es entscheidend auf die Län-
der an. „Von ihnen erwarten wir 
den vollen Abruf der Mi� el und 
keinen Ersatz eigener Gelder“, 
forderte Sager.

Förderung der Mobilität

Durch die Öff nung des GVFG-
Bundesprogramms sei eine nach-
hal� ge Unterstützung der Mobi-
lität in den Landkreisen möglich. 
„Die Erstreckung der Förderung 

auf die Fläche ist eine wirkliche 
Weiterentwicklung, die wir sehr 
begrüßen. 

Ländliche Räume fördern

Die Streichung der Beschrän-
kung auf Verdichtungsräume wird
einen Beitrag zur weiteren Ver-
besserung der A� rak� vität länd-
licher Räume leisten und regio-
nale Strecken besser als bislang 
unterstützen“, so die Einschät-
zung des DLT-Präsidenten. So 
sei etwa neu in den Förderkata-
log aufgenommen worden (zu-
nächst befristet bis 2030), die 
Grunderneuerung und Moder-
nisierung im Bereich des schie-
nengebundenen ÖPNV sowie 
von Bahnhöfen und Haltestellen 
zu unterstützen. Neu aufgenom-

men werden soll zudem die Elek-
trifizierung und Reaktivierung 
von Schienenstrecken und der 
Bau und Ausbau von Tank- und 
Ladeinfrastrukturen für alterna� -
ve Antriebe. Hier wie dort ist ei-
ne gesenkte Förderschwelle von 
10 Mio. Euro vorgesehen.

Zielgerichteter 
Einsatz der Gelder

Mit Blick auf die Erhöhung der 
Regionalisierungsmi� el muss aus 
Sagers Sicht noch sichergestellt 
werden, dass die zusätzlichen 
Gelder ausschließlich der Verbes-
serung der Verkehrsangebote zur 
Verfügung stehen und nicht in 
die Trassenentgelte gehen. „Wir 
haben schon zu Beginn des völ-
lig überhastet eingeleiteten Ge-
setzgebungsverfahrens darauf 
aufmerksam gemacht, dass dazu 
eine gesetzliche Änderung nö� g 
ist, und sind froh, dass der Bun-
desrat diese Forderung aufgegrif-
fen hat“, erklärte Sager. Die zu-
sätzlich vom Bund bereitgestell-
ten Mi� el müssten unbedingt 
 (Fortsetzung Seite 4)

Ein Gradmesser für die Quali-
tät der Arbeit der Polizei ist nach 
Herrmanns Worten die Au� lä-
rungsquote, also das Verhältnis 
der polizeilich aufgeklärten Taten 
in Bezug auf die Gesamtzahl der 
registrierten Stra� aten: „Hier be-
legt die Bayerische Polizei bereits 
seit vielen Jahren im bundeswei-
ten Vergleich einen Spitzenplatz.“ 
2018 betrug die Au� lärungsquo-
te in Bayern 64,5 Prozent (ohne 
ausländerrechtliche Delikte wie 
illegale Einreise). Das heißt, rund 
zwei Dri� el aller Stra� aten wur-
den aufgeklärt. Der bundesweite 
Durchschni�  lag im vergangenen 
Jahr bei 56,5 Prozent. Insgesamt 
ist eine leichte Steigerung von 
Gewaltdelikten zu verzeichnen. 
Zudem belegen die Kriminalsta-
� s� ken in diesem Bereich ein-
deu� g einen überdurchschni� -
lich hohen Anteil von tatverdäch-
� gen Ausländern, merkte der 
Kommunalminister an.

Sicherheit 
und Lebensqualität

Laut Herrmann ist eine nied-
rige Kriminalitätsrate für das Si-
cherheitsgefühl der Menschen 
und damit auch ihre Lebensquali-
tät von großer Bedeutung. Davon 
profi � erten auch die Kommunen. 
„Tatsache ist: Bei einem Groß-
teil der Bevölkerung hat die Poli-
zei ein hohes Ansehen. Wir erle-
ben, dass hochqualifi zierte junge 
Leute in den Polizeidienst gehen. 
 (Fortsetzung Seite 4)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Manfred März 

91589 Aurach 
am 27.1.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Dieter Rampe 

91735 Muhr am See 
am 16.1.

Bürgermeisterin Barbara Unger 
94351 Feldkirchen 

am 17.1.

Bürgermeister Gerald Kolb 
95463 Bindlach 

am 23.1.

Bürgermeisterin Maria Beck 
96170 Priesendorf 

am 23.1.

Bürgermeister Franz Göbl 
84172 Buch am Erlbach 

am 25.1.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Konrad Zeiler 

84568 Pleiskirchen 
am 16.1.

Bürgermeister  
Thomas Schneider 
91187 Röttenbach 

am 20.1.

Bürgermeister 
Dr. Wolfgang Fendt 
89264 Weißenhorn 

am 21.1.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Thomas Glashauser 
85609 Aschheim 

am 26.1.

Hinweis in eigener Sache

Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden 
runden Geburtstage.
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am Samstag, 25. Januar 2020, 10–15 Uhr
Infos und Anmeldung unter:
u  www.hss.de/kommunalpolitik

KOMMUNALPOLITIK-TAG
Aktuelle kommunale Themen mit Panels zu 
 Wohnen, Umwelt, Gesundheit, Mobilität

Klausurtagung in Kloster Seeon:

Taktgeber CSU
Entlastungen für die Bürger, wirtschaftliches Wachstum sowie In-
vestitionen in Innovationen und Digitalisierung haben die CSU-Bun-
destagsabgeordneten auf ihrer traditionellen Jahresauftakt-Klau-
sur gefordert. Zu Gast im oberbayerischen Kloster Seeon waren 
unter anderem die neue EU-Kommissionspräsidentin Ursula von 
der Leyen, die CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer und 
der rumänische Staatspräsident Klaus Johannis. 

„Die Klausur der CSU im Deut-
schen Bundestag dient ja auch 
immer als Weckruf am Anfang 
eines Jahres für die politischen 
Themen eines Jahres und ich 
glaube, das ist uns dieses Mal 
schon wieder sehr gut gelungen, 
der Taktgeber zu sein in den poli-
tischen Debatten in Deutschland 
und das ist der Maßstab, den wir 
für uns für 2020 sehen“, hob der 
Vorsitzende der CSU im Bundes-
tag, Alexander Dobrindt, hervor. 

Söder fordert neuen Aufbruch

Eine „inhaltliche Zukunftsde-
batte“ über nachhaltige politische 
Konzepte forderte Bayerns Minis-
terpräsident und CSU-Chef Mar-
kus Söder: „Das neue Jahrzehnt 
stellt uns vor große Herausforde-
rungen: Klimaschutz, Technologie 
und Konjunktur. Dazu braucht es 
große Antworten. Wir brauchen 
eine nachhaltige Zukunftsdebat-
te! Deutschland braucht Schwung 
und neue Ideen. Die Frage, die 
uns umtreibt: Wie kann Deutsch-
land Zukunftsantworten geben?“

Entscheidend sei dabei die 
weitere Arbeit der Bundesre-
gierung, weshalb sich die Frage 
stellt: „Wird die große Koalition 
dieses und nächstes Jahr, wenn 
sie denn bleibt, in erster Linie 
eine Art administrative Einrich-
tung, in der sie versucht, quasi es 
mit Anstand zu Ende zu bringen, 
nach dem Motto: Danach kommt 
etwas ganz anderes.“ Söder plä-
dierte für einen neuen Aufbruch. 

Initiativ werden will die CSU 
„für eine starke Landwirtschaft“. 

Die „Zukunftskommission Land-
wirtschaft“, die die Bundesre-
gierung ins Leben gerufen hat, 
sei ein wichtiger Schritt und eine 
enorme Chance. Gemeinsam mit 
den Bauern soll ein starkes Leit-
bild und ein klarer Entwicklungs-
pfad für den Agrar- und Ernäh-
rungssektor in Deutschland erar-
beitet werden.

Eigenverantwortliche  
Risikovorsorge treffen

Da die Betriebe eine Möglich-
keit brauchen, eigenverantwort-
lich besser und umfassender Ri-
sikovorsorge treffen zu können, 
soll ein staatlich gefördertes An-
sparkonto geschaffen werden. 
„Auf freiwilliger Basis wollen wir 
Betrieben die Möglichkeit eröff-
nen, jährlich auf ein Risikorückla-
ge-Konto einzuzahlen. Diese be-
triebliche Jahreseinlage sollte als 
Betriebsaufwand steuerlich an-
rechenbar sein.“

Die deutschen Waldeigen- 
tümer sollen dabei unterstützt 
werden, die Potenziale des Roh-
stoffs Holz besser zu nutzen. Für 
Grenzertragsstandorte, auf de-
nen Landwirtschaft kaum kos-
tendeckend möglich ist, soll ein 
gezieltes Erstaufforstungspro-
gramm aufgelegt werden.

Stabile Geldpolitik

Zu „Entlastungsoffensive für 
die gesellschaftliche Mitte“ zählt 
die Forderung nach einer Zins-
wende. „Mit ihrer aktuellen Null-
zinspolitik belohnt die EZB das 
Schuldenmachen und bestraft 
die Sparer“, heißt es im Tagungs-
beschluss. Negativzinsen er-
schwerten die Altersvorsorge 
und steigerten die Gefahr von 
Marktübertreibungen. Deshalb 
sei es notwendig, dass die EZB ih-
re Geldpolitik und insbesondere 
das Inflationsziel überprüft. Die 
neue EZB-Präsidentin Christine 
Lagarde müsse erkennen: Aufga-
be der EZB ist eine stabile Geld-
politik, nicht eine europäische Er-
satzstrukturpolitik.

Entlastung der Sparer

Zudem schwebt der CSU ei-
ne Rendite-Offensive gegen die 
Zinsblockade vor: „Solange die 
EZB die Entwertung des Sparens 
nicht beendet, müssen wir natio-
nal für eine Entlastung vor allem 
der Sparer mit geringen Einkom-
men sorgen. Die Negativzinsen, 
die Banken an die EZB zu entrich-
ten haben, werden als Gebühren 
an alle Bankkunden weitergege-
ben. Das wollen wir vermeiden –
zum Schutz der Verbraucher. Da-
für wollen wir gemeinsam mit 
den Banken ein Basiskonto für 
kleine und mittlere Einkommen 
entwickeln, wobei grundlegende 
Funktionen wie die Abwicklung 
von Gehalt und Miete möglichst 
kostenlos zur Verfügung stehen 
sollten. Die Belastung der Ban-
ken durch unnötige Regulierung 
wollen wir prüfen und möglichst 
für Entlastungen sorgen.“

Starker Staat und  
wehrhafte Demokratie

Um einen starken Staat und ei-
ne wehrhafte Demokratie zu ge-
währleisten, hat die CSU-Landes-
gruppe Initiativen für mehr inne-
re Sicherheit beschlossen. Straf-
taten im Internet sollen stärker 
verfolgt werden, aber auch Clan-
kriminalität und gewaltbereite 
Jugendliche. Die generelle Straf- 
unmündigkeit von Kindern soll 
künftig überprüft und nicht nur 

am Alter festgemacht werden. 
Die Schleierfahndung, die in 

den meisten Bundesländern in 
einem Bereich von 30 Kilome-
tern hinter der Grenze mit unter-
schiedlicher Intensität praktiziert 
wird, soll auf 50 Kilometer aus-
geweitet werden. Dafür soll die 
Bundespolizei neues Personal er-
halten. Parallel dazu fordert die 
CSU aber auch einen „Ländervor-
behalt“: Polizeien der Länder, wie 
etwa die 2018 geschaffene bay-
erische Grenzpolizei, sollen wei-
terhin die Schleierfahndung an 
ihren Grenzen zu Nachbarlän-
dern ausführen können. 

Ausweitung der Zahl  
sicherer Herkunftsländer

Außerdem möchte die CSU ei-
nen neuen Anlauf zur Auswei-
tung der Zahl sicherer Herkunfts-
länder von Asylbewerbern neh-
men – dieses Mal ohne eine Be-
teiligung des Bundesrats. Mittels 
eines einfachen Bundesgeset-
zes, das auch ohne Zustimmung 
des Bundesrates gelten würde, 
soll verhindert werden, dass Län-
der mit grüner und linker Regie-
rungsbeteiligung das Vorhaben 
stoppen. 

Darüber hinaus sollen Verstö-
ße gegen das Einwanderungs-
recht härter als bisher bestraft 
werden. „Wer abgeschoben ist, 
muss draußen bleiben. Wer ge-
gen ein Einreiseverbot verstößt, 
muss umgehend in Haft. Das 
muss auch für die Dauer der Prü-
fung eines etwaigen Asylantrags 
gelten“, heißt es in dem Positi-
onspapier. Auch fordert die CSU 
alle Länder auf, die für ihre For-
derungen notwendigen Abschie-
behaftplätze bereitzustellen. 

Starke Regionen und 
Heimat mit Zukunft

„Politik für starke Regionen 
und eine Heimat mit Zukunft“ 
bedeutet aus CSU-Sicht neben 
schnellem Internet und nach-
haltiger Mobilität in der Fläche 
auch eine wirkungsvolle Moder-
nisierung für Krankenhäuser, das 
Schnüren eines Landarztpakets, 
eine flächendeckend qualitativ 
hochwertige Pflege, die Schaf-
fung von mehr Wohnraum so-
wie energieeffizientes, umwelt-
freundliches und nachhaltiges 
Bauen.

Um freiwilliges Engagement 
für die Gesellschaft stärker zu ho-
norieren, soll ein „Zukunftskon-
to Engagement“ für all diejeni-
gen jungen Menschen eingerich-
tet werden, die bis zu ihrem 27. 
Lebensjahr in einem Bundesfrei-
willigendienst, im Rahmen eines 
freiwilligen sozialen Jahres oder 
eines Deutschlandpraktikums ei-
nen gesellschaftlichen Beitrag 
geleistet haben. Je nach Dauer 
des Engagements sollen auf die-
sem Konto bis zu 3.500 Euro be-
reitgehalten werden, die dann 
zweckgebunden zu Ausbildungs-
zwecken (Berufsausbildung, Stu-
dium, Führerschein etc.) oder 
zu Weiterbildungszwecken, bei-
spielsweise auch im Ausland, ab-
gerufen werden können. 

Renten-Starterkit

Als Staat vorangehen und auf 
frühzeitige Vorsorge setzen: Die 
bestehenden drei Säulen der Al-
tersvorsorge sollen laut CSU um 
eine vierte Säule, einem Ren-
ten-Starterkit für jedes Kind, er-
gänzt werden. Dafür soll der Staat 
ab Geburt bis zum 18. Lebensjahr 
für jedes Kind einen Beitrag von 
100 Euro pro Monat in einen Ge-
nerationen-Pensionsfonds ein-
zahlen, der das Geld renditeori-
entiert anlegt. Mit dem Eintritt 
in das Rentenalter wird die Star-
ter-Rente zusätzlich zu beste-
henden Rentenansprüchen aus-
gezahlt. Ziel ist es, dass zukünf-
tig jeder aus der neuen vierten 
Säule der Altersvorsorge kapital-
gestützt eine Generationenpen-
sionsfonds-Rente erhält und auf 
diesem Wege Altersarmut wirk-
sam vermieden wird.  DK

Freie Wähler sehen sich 
als „Herzschrittmacher“

Regionale Energiewende ohne Atomkraft, mehr Förderung für die 
Kommunen beim Hochwasserschutz und die Stärkung des Ehren-
amtes: Die Freien Wähler fassten auf ihrer Klausurtagung in der 
Oberpfalz mehrere Beschlüsse um Kernthemen voranzubringen. 

Bei ihrer Winterklausur in 
Schwarzenfeld hat sich die Freie 
Wähler Landtagsfraktion mit den 
Kernthemen ihrer Regierungsar-
beit in den kommenden Mona-
ten befasst. Topthemen der Ta-
gung, an der auch der stellvertre-
tende Ministerpräsident Hubert 
Aiwanger sowie die Minister Prof. 
Dr. Michael Piazolo und Thorsten 
Glauber teilnahmen: die Siche-
rung der Beruflichen Bildung, der 
Ausbau eines dezentralen Hoch-
wasserschutzes in Bayern und ei-
ne sozialverträgliche und ökolo-
gische Energiewende. Dazu fass-
te die Fraktion den „Wackers-
dorfer Beschluss“. Er beinhaltet 
folgenden Dreiklang: Erstens für 
die Wirtschaft bezahlbare Strom-
preise zu garantieren, zweitens 
die Umwelt zu schonen und drit-
tens die Menschen vor Ort mit-
zunehmen. So wolle man Unter-
nehmer und Stadtwerke über-
zeugen, „die eigene Energiever-
sorgung in die Hand zu nehmen,  
sagte Aiwanger. Denn um ei-
ne echte Trendwende in der Kli-
mapolitik einzuleiten, sei es wich-
tig, Stromerzeugung, Wärme und 
Mobilität zusammenzudenken 
und mit der Entwicklung intelli-
genter Speichertechnologien zu 
kombinieren.

Mit Blick auf die jüngsten Pro-
teste der Landwirte betonte Ai-
wanger: „Wir lassen nicht zu, dass 
unsere Landwirte an den Pranger 
gestellt werden.“ Umweltschutz 
sei eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe. Bei den Freien Wählern 
herrschen im Zuge der europäi-
schen Düngeverordnung Zweifel, 
ob die Nitrat-Messstellen immer 
am richtigen Standort stehen. 

Umweltminister Thorsten Glau-
ber kündigte daher an, die Zahl 
der Messstellen im Freistaat zu 
verdoppeln. 

Hochwasserschutz 

Voranbringen möchten die  
Freien Wähler im Freistaat den 
dezentralen Hochwasserschutz. 
25 Millionen Euro stehen hierfür 
im aktuellen Doppelhaushalt. Die 
Kommunen erhalten derzeit ei-
ne Förderung von 75 Prozent für 
Wasserschutzmaßnahmen bei 
Gewässern dritter Ordnung. „Wir 
setzen uns künftig für eine Förde-
rung von 90 Prozent ein, damit 
wir die Kommunen noch mehr 
dabei unterstützen können“, sag-
te Minister Glauber.

Mehr Bürgerbeteiligung

Ebenfalls auf der Agenda wäh-
rend der Klausurtagung: mehr 
Bürgerbeteiligung, Stärkung des 
Ehrenamtes sowie berufliche Bil-
dung. Fraktionsvorsitzender Flo-
rian Streibl erwartet, dass in zehn 
Jahren etwa eine halbe Million 
Menschen fehlen, die als Fach-
kräfte dringend gebraucht wür-
den. Deshalb müsse man drin-
gend gegensteuern, „weil davon 
die Wirtschaftskraft abhängt und 
der Wohlstand in Bayern gefähr-
det ist“. Zudem betonte er: „Die 
heutigen Grundschüler werden 
später zu 65 Prozent in Berufen 
arbeiten, die es heute noch gar 
nicht gibt.“ Deshalb sei es wich-
tig, Schülerinnen und Schüler 
umfassend auf die zunehmend 
digital vernetzte Welt und ih-
re Mechanismen vorzubereiten. 

Gleichzeitig mache es die Digi-
talisierung noch wichtiger, zwi-
schenmenschliche und soziale 
Kompetenzen zu stärken. Dafür 
wolle sich seine Fraktion weiter 
einsetzen. 

In einer Resolution zum The-
ma Bürgerbeteiligung haben die 
Freien Wähler bekräftigt, dass 
sie auf der kommunalen Ebene 
das Wahlalter absenken wollen. 
Ziel sei es, dass bei Gemeinde- 
und Landkreiswahlen junge Men-
schen aktiv wahlberechtigt sind, 
wenn sie am Wahltag das 16. Le-
bensjahr vollendet haben. 

Gratis-Bus für Ehrenämtler 

Die oberbayerische Abge-
ordnete Susann Enders beton-
te, dass es um das soziale Mitei-
nander in Bayern vor allem des-
wegen so gut bestellt sei, weil 
es viele Menschen gebe, die sich 
ehrenamtlich engagierten. Ziel 
müsse deshalb sein, noch mehr 
Menschen für ein Ehrenamt zu 
gewinnen. Die Fraktion verab-
schiedete eine „Blaulicht-Resolu-
tion“, die das Ziel hat, ehrenamt-
liche Retter stärker zu unterstüt-
zen. „Wir wollen, dass geprüft 
wird, inwiefern Ehrenamtlichen 
von „Blaulichtgruppen“, analog 
den Uniformträgern von Poli-
zei und Bundeswehr, die kosten-
freie Nutzung des ÖPNV ermög-
licht werden kann“, heißt es in ei-
ner Resolution. 

Die Freien Wähler fordern zu-
dem mehr Anreize, um Ehrenamt-
liche zu gewinnen: neben dem 
Abbau bürokratischer Hürden et-
wa höhere Steuerfreibeträge und 
die Anrechnung ehrenamtlicher 
Tätigkeiten bei der Altersvorsor-
ge. Im Bund wollen sie sich da-
für einsetzen, dass das Freiwillige 
Soziale Jahr für junge Leute noch 
attraktiver wird – indem sie Ren-
tenpunkte bekommen und ihr En-
gagement auch bei der Bewer-
bung an der Uni zählt. 

Kontakt mit Kommunen

„Über die Diskussionen hin-
aus, haben wir den Kontakt mit 
den Kommunen gesucht“, sag-
te der kommunalpolitische Spre-
cher der Freien Wähler, MdL Joa-
chim Hanisch. In Gesprächen mit 
kommunalen Mandatsträgern sei 
deutlich geworden, dass die Frei-
en Wähler mit ihrem Kurs, die 
kommunale Selbstverwaltung zu 
stärken und Bürokratie abzubau-
en, richtig lägen. Mit Blick auf 
den Truppenübungsplatz Grafen-
wöhr zeigte Hanisch Verständnis 
für die Anrainergemeinden, die 
den Auswirkungen der militäri-
schen Übungen ausgesetzt sind.

Kurs in der politischen Mitte

Dr. Fabian Mehring, Parlamen-
tarischer Geschäftsführer der 
Freien Wähler Landtagsfraktion, 
betonte zum Abschluss der Pres-
sekonferenz, dass seine Fraktion 
in ihrer Rolle als Regierungspart-
ner einen immensen Professio-
nalisierungsschub durchlaufen 
habe. Das belege auch der ra-
sante Anstieg an Mitgliederzah-
len. Mehring betonte, dass sei-
ne Fraktion sich nicht von grüner 
Hysterie verbiegen lassen und 
auch weiterhin Kurs in der poli-
tischen Mitte halten wolle. „Das 
macht uns zum Stabilitätsan-
ker für die Staatsregierung.“ Die 
CSU möge als Herzkammer der 
Staatsregierung gelten, „aber der 
Herzschrittmacher sind wir“.  red

Einladung zum C.A.R.M.E.N.-Forum:

Wald schafft Zukunft!
Das C.A.R.M.E.N.-Forum am 9. März 2020 in Straubing beschäf-
tigt sich mit Gegenwart und Zukunft des Waldes und der Holz-
verwendung von den gesellschaftlich-sozialen Aspekten des 
Waldes bis zu innovativen Forschungsansätzen.  

Nachhaltige Waldwirtschaft muss den ökonomischen Notwen-
digkeiten der Waldbesitzer, den ökologischen Bedürfnissen des 
Lebensraumes Wald und den sozialen Anforderungen der Gesell-
schaft gerecht werden. Nur wenn die Ressourcen des Waldes in 
diesem Sinn nachhaltig genutzt werden, kann der Wald in Zukunft 
mit seinen vielfältigen Funktionen bestehen und begeistern. 

Das Forum eröffnet mit einer Diskussionsrunde, bei der Wald-
besitz, Forschung, Naturschutz und Forstverwaltung ihre Sicht-
weise für eine erfolgreiche Zukunftsorientierung mit dem Publi-
kum debattieren. Es folgen Vorträge von Experten der Holzbran-
che, von innovativen Holzverwendern, von Waldnutzern, der 
Bioökonomie und der Holzforschung.   

Die Veranstaltung weitet den Blick über die wichtige Rolle der 
Waldbesitzer und zeigt moderne Beispiele der Wald- und Holz-
nutzung. Es wird deutlich, wie das „Generationenprojekt Wald“ 
Rohstofflieferant zur Klimarettung sein und seine positiven gesell-
schaftlichen Effekte entfalten kann. Kommunale Bauprojekte zei-
gen, wie Holz zukunftsorientiert genutzt wird. 

Das C.A.R.M.E.N.-Forum wendet sich an Vertreter von Kommu-
nen in ihrer Rolle als Waldbesitzer, Waldbewirtschafter, Waldnut-
zer und Bauherren. Der Tagungsbeitrag beträgt 90 Euro, für Be-
schäftigte bayerischer Behörden gilt ein ermäßigter Beitrag. 

C.A.R.M.E.N. e.V. ist die bayerische Koordinierungsstelle für 
Nachwachsende Rohstoffe, Erneuerbare Energien und nachhal-
tige Ressourcennutzung. Träger sind das Bayerische Staatsminis-
terium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie sowie das 
Bayerische Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. Kommunen erhalten zu diesen Themen sowie zu Wald, 
Holz und Holzbau eine kostenlose, neutrale Beratung.
Weitere Informationen: www.carmen-ev.de .  r
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2020 ist das Jahr der Kom-
munalwahlen in Bayern. Der 
15. März ist für die meisten 
Kandidaten der Tag der Ent-
scheidung. In manchen Kom-
munen wird es auch zu Stich-
wahlen am 29. März kommen. 
Schon jetzt steht fest: Die 
Wähler haben andere Ansprü-
che als noch vor sechs Jahren.

Bei keiner anderen Wahl 
sind die Kandidaten näher 
am Menschen und auf kei-
ner anderen Ebene kann Poli-
tik so direkt und bürgernah umgesetzt werden 
wie in der Kommunalpolitik. Das hat Sonnen- 
und Schattenseiten für die verantwortlichen 
Mandatsträger, da politische Erfolge einerseits 
schnell spürbar sind, andererseits die Bürger ih-
re Kritik an politischen Entscheidungen auch di-
rekt an die Verantwortlichen zurückspiegeln. 

Dies macht Kommunalpolitik, die zu Recht von 
vielen als die Königsdisziplin der Politik angese-
hen wird, so herausfordernd und erfüllend zu-
gleich. 

Grundsätzlich ist festzustellen, dass sich die 
Wahrnehmung von Politik in den vergangenen 
sechs Jahren spürbar verändert hat: Die Men-
schen sind insgesamt kritischer geworden – ge-
genüber Entscheidungen, Entscheidungspro-
zessen und insbesondere gegenüber Parteipo-
litik. Diese Ergebnisse spiegeln sich ebenso in 
den Städten und Gemeinden wider, wie aktu-
elle Erhebungen zur Kommunalpolitik in Bay-
ern zeigen. Die Bürger fordern mehr Transpa-
renz der politischen Entscheidungsprozesse 
und mehr aktive Beteiligungsmöglichkeiten 

zwischen den turnusgemä-
ßen Wahlterminen. Gleichzei-
tig sind die Besuchszahlen – 
und das erlebt jeder gewählte 
Mandatsträger – in den kom-
munalen Sitzungen teils ver-
schwindend gering. Hier ist 
die Kommunalpolitik angehal-
ten, neue Wege zu beschrei-
ten und die veränderten An-
sprüche wieder in Einklang zu 
bringen.

So steht die Kommunalpoli-
tik zunehmend in einem Span-
nungsfeld zwischen notweni-
ger Transparenz und zügiger 
Handlungsfähigkeit bei gleich-

zeitig gewichtigen Zukunftsentscheidungen. 
Zugleich zeigen die aktuellsten Umfragewer-

te auch: Insgesamt genießen die Kommunalpoli-
tiker in Bayern einen guten Ruf und das Vertrau-
en der Bevölkerung gegenüber den Landräten, 
Oberbürgermeistern, Bürgermeistern und Rats-
mitgliedern ist nach wie vor sehr groß. Das ist 
auch ein Erfolg des langjährigen Engagements 
unserer Kommunalpolitischen Vereinigung 
(KPV), die durch attraktive Veranstaltungen, in-
teressante Aktionen und fachmännische Schu-
lungen für die Mandatsträger ein positives öf-
fentliches Bild von Kommunalpolitikern in Bay-
ern mitgestaltet hat.

Eine bedenkliche Tendenz trübt die durchaus 
positiven Erhebungen: Eine zunehmende Verro-
hung des öffentlichen Diskurses, ein rücksichts-
loser und teils brutaler Umgang unter den Men-
schen auf der Straße sowie in den Sozialen Me-
dien. Eine Folge dessen ist jetzt schon spürbar: 
Immer weniger Bürger sind bereit, für ein politi-
sches Mandat vor Ort zu kandidieren. 

Der Schutz unserer künftigen Mandatsträ-
ger innen und Mandatsträger sowie die Art und 
Weise, wie Politik im Jahr 2020 auf kommuna-
ler Ebene vermittelt werden soll, das ist eine der 
Aufgaben für alle Verantwortlichen in Bayerns 
Kommunen ab dem 15. März 2020. Fest steht 
schon jetzt: Bürgernahe Kommunalpolitik ist 
2020 gefragt.

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Bürgernahe  
Kommunalpolitik  
ist 2020 gefragt!

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Wie geht‘s dem Kommunalwald 
im Klimawandel?

Stimmungsbilder und Ergebnisse der GZ-Leserumfrage
Der Klimawandel ist in den Wäldern der Städte und Gemeinden an-
gekommen und setzt diesem – mit wenigen Ausnahmen – schwer 
zu. Ein Ende der Krise ist nicht in Sicht. Bei anhaltender Trockenheit 
und Hitze sind für die kommenden Jahre noch größere Schäden zu 
befürchten. Am stärksten betroffen sind die Fichten, bisher unser 
forstwirtschaftlich bedeutsamster Holzlieferant. Aber auch Kiefern 
und andere Baumarten, auf die Fachleute bisher im Klimawandel 
große Hoffnung setzten, weisen gebietsweise erhebliche Schäden 
auf. Dieses ernüchternde Stimmungsbild ergab die GZ-Umfrage 
vom Dezember. Sicher ist: Um dem Waldsterben 2.0 etwas entge-
genzusetzen, müssen die Wälder umgebaut und die „grünen Lun-
gen“ in den Kommunen gesichert und erhalten werden. Das geht 
aber nicht von heute auf morgen und schon gar nicht zum Nulltarif. 
Aber Anstrengung lohnt sich, denn auch hierfür gibt es Beispiele.

Erkennbar groß ist die Spann-
breite der Rückmeldungen, die 
überwiegend von Kommunen aus 
allen Regierungsbezirken Bayerns 
stammen. Lageberichte kamen 
aber auch aus Hessen und sogar 
aus Südtirol. Die Größenklassen 
erstreckten sich von 2 Hektar bis 
2.000 Hektar, die Baumartenver-
teilung von „fast nur Nadelholz“ 
über „Mischwald“ bis hin zu „fast 
nur Laubholz“. Das Schadensaus-
maß in den vergangenen zwei 
Jahren reichte von „so gut wie 
keine Schäden“ bis „vernichtet“.

Die Kommunen wollen jedoch 
dem Klimawandel nicht taten-
los zuschauen, sondern die Zu-
kunft ihres Waldes selbst in die 
Hand nehmen und den Waldum- 
bau vorantreiben. Dabei stand  
die Pflanzung klimatolerante- 
rer Baumarten ebenso auf der  
Agenda wie deren Begünstigung 
bei Pflege und Durchforstung. 

Chance für neue Baumarten?

Viele tendieren dazu, künf-
tig auch südländischen Baumar-
ten eine Chance zu geben, soweit 
nicht z.B. Spätfröste entgegen-
stehen. Auf die Frage, wie Bür-
ger bzw. Gäste diese besorgnis- 
erregende Entwicklung erleben, 
wurde zunächst ein überwie-
gend großes Interesse am Wald 
spürbar. Ob der tatsächliche Zu-
stand der Wälder allerdings be-
reits überall in der Öffentlichkeit 
angekommen ist, daran darf zum 
Teil gezweifelt werden. 

Nötig ist ein hohes Maß an 
Aufklärungsarbeit der Gemein-
de, um Verständnis und Akzep-
tanz beim Bürger zu erzielen. Die 
Umfrage zeigte trotz hohem Lei-
densdruck nur ganz vereinzelt 
Konflikte zwischen den Beteilig-
ten. Diese könnten allerdings in 
Zukunft bei weiteren offensicht-
lichen Schadwirkungen zuneh-
men. Nachstehend eine Auswahl 
der Rückmeldungen.

Kein „Business as usual” 

„Business as usual” kommt 
beispielsweise für die Gemein-
de Haar (Landkreis München) 
nicht in Frage. Die vergangenen 
zwei Jahre seien geprägt gewe-
sen von Schadensereignissen wie 
Sturmwurf, Borkenkäfer, Eschen-
triebsterben, Absterben von Bäu-
men aufgrund von Trocken- und 
Hitzeschäden. Daraus resultier-
te ein weit überdurchschnittli-
cher Aufwand für die Verkehrssi-
cherung und in der Folge für Wie-
deraufforstungen. Keine größe-
ren Schäden durch Borkenkäfer 
weist derzeit die oberbayerische 
Gemeinde Bad Wiessee (Land-
kreis Miesbach) auf. Dies sei auf 
die Höhenlage und die häufige-
ren Niederschläge am Alpen-
rand zurückzuführen. Auch die 
Gemeinde Waidhofen (Landkreis 
Schrobenhausen) darf sich glück-
lich schätzen, hat ihr kleiner Kom-
munalwald mit einer Fläche von 
2 Hektar, bestehend aus ca. 50 % 
Laub- und 50 % Nadelwald, „so 
gut wie keine Schädigungen“. 

Anpassung der Wildbestände

Die Stadt Geretsried (Landkreis 
Bad-Tölz-Wolfratshausen) mit ei-
ner Kommunalwaldfläche von 

140 Hektar stellt wiederum fest: 
„Der Waldumbau hin zu noch 
mehr Mischbaumarten vor allem 
über natürliche Ansamung kann 
nur durch eine konsequente Jagd 
zur Anpassung der Rehwildbe-
stände und damit zur Reduktion 
des Wildverbisses erreicht wer-
den.“ Die Pflege der Mischbe-
stände sei erforderlich, um die 
Baumartenvielfalt zu erhalten, zu 
fördern und die Wälder stabil für 
Klimaextreme zu machen.

Oberbayern ist die  
„Insel der Glückseligen“

Der 34 Hektar große Kom-
munalwald im Markt Diessen  
am Ammersee (Landkreis Lands-
berg) hatte 2018 mit großen Tro-
ckenschäden zu kämpfen, die 
teils erst 2019 vor allem an den 
Buchen sichtbar wurden. Die Bor-
kenkäferschäden waren dagegen 
vergleichsweise gering, da der 
Sommer mit ausreichend Nie-
derschlag gesegnet war. Das süd-
liche Oberbayern sei die „Insel 
der Glückseligen“ gewesen. Einzi-
ger Wermutstropfen: der Hagel-
schlag im Juni 2019 mit massiven 
Schäden an Jung- und Altbestän-
den. „An ein normales Arbeiten 
im Wald ist bei darniederliegen-
dem Holzmarkt freilich nicht zu 
denken“, heißt es aus Diessen. 

Waldumbau seit 30 Jahren

Der Waldumbau hin zu kli-
matoleranten Wäldern sei be-
reits seit 30 Jahren im Gange und  
„nicht erst seit ihn die Politik als 
Wahlkampfthema entdeckt hat“. 
Der Umbau sei genauso langwie-
rig wie ein Baumleben (80 bis 
100 Jahre) und werde in enger 
Zusammenarbeit mit dem Amt 
für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten sowie der Waldbe-
sitzervereinigung Landsberg wei-
ter fortgeführt. „Wir verfallen in 
keine Hysterie bezüglich neuer  
Baumarten, wie z. B. Zedern oder 
im Mittelmeerraum vorkommen-
de Eichenarten. Im Alpenvor-
land werden auch in 50 Jahren 
noch strenge Fröste das Wachs-
tum dieser Exoten begrenzen.“ 
„Das Interesse am Wald und sei-
ner Bewirtschaftung steigt mit 
der öffentlichen Diskussion darü-
ber“, so die Antwort auf die Frage 
nach den Reaktionen der Bürger. 
Informationsveranstaltungen 
und Sammelberatungen erfreu-
ten sich hoher Besucherzahlen. 

Entbürokratisierung  
der Förderung gefordert

Auch aus Sicht der oberfrän-
kischen Gemeinde Kirchenlamitz 
(Landkreis Wunsiedel) mit ih-
ren ca. 65 Hektar Rechtlerwal-
dungen, die zu 100 % im Natur-
park Fichtelgebirge und zu 80 % 
in Wasserschutzgebieten und/
oder Erholungswald seien, „wäre 
der Wunsch für den Kommunal-
wald klar: deutliche Anhebung 
der Förderung und deren Entbü-
rokratisierung“. Die Kommunal-
wälder könnten nicht alleine als 
betriebswirtschaftliches Kapital 
gesehen werden, „sondern die 
vielfältigen Funktionen bedingen 
eine ganz andere Ausrichtung der 
Bewirtschaftung“. „In Anbetracht 
der Einnahmen werden die Aus-

gaben definitiv nicht kosten- 
deckend möglich sein, wenn al-
le Ziele erreicht werden sollen.“

Die Stadt Erlangen in Mittel-
franken verweist darauf, den 
Wald schon seit Jahrzehnten 
durch geeignete Pflege- und 
Pflanzmaßnahmen in einen kli-
matoleranten Mischwald um-
zubauen. Die Anreicherung mit 
Laubholz und der Erhalt von Tan-
nen spiele hierbei eine wichti-
ge Rolle. Es sei aber auch wich-
tig, neue Baumarten zu testen. 
Dies werde derzeit schon mit 
Douglasie, Esskastanie, Libanon- 
zeder und Atlaszeder gemacht. 
Insgesamt nutze man viele heimi-
sche Baumarten.

Unterfranken – Hotspot  
des Klimawandels

Unterfranken gilt als Hotspot 
des Klimawandels in Bayern.  
Ganz besonders betroffen ist die 
Fichte dort, wo sie schon bis-
her außerhalb ihres natürlichen 
kühl-feuchten „Wohlfühlbereichs“ 
angebaut wurde: Im Bereich der 
Fränkischen Platte (Landkreis 
Main-Spessart) gab es auf einer 
Waldfläche von ca. 1.050 Hektar 
eklatante Trockenschäden. Fach-
leute befürchten gar, dass die 
Fichte in fünf Jahren verschwun-
den ist. Lange Trockenperioden 
und erhöhte Temperaturen im 
Zuge des Klimawandels schwä-
chen die Fichte und machen sie 
angreifbar für Schädlinge. 

Erschreckende Ausfälle sind 
auch bei den Buchen zu verzeich-
nen. Selbst die Eichen sind ge-
schädigt, erweisen sich aber in 
Dürrezeiten  vergleichsweise als 
immer noch überwiegend vital. 
Neue Pilzerkrankungen wie Di-
plodia an der Kiefer und Ruß-
rindenkrankheit am Ahorn so-
wie die Massenvermehrung von 
Schwammspinnern tun ihr Übri-
ges. 

Die Fichte verabschiedet sich

„Die Fichte wird sich in den 
nächsten Jahren verabschieden“, 
heißt es aus dem Markt Mönch-
berg (Landkreis Miltenberg) mit 
einer Waldfläche von 1.250 Hek- 
tar. Ähnlich die Situation in der Ge-
meinde Waldbüttelbrunn (Land- 
kreis Würzburg): Auf einer Wald-
fläche von 110 Hektar hat die 
Trockenheit sehr starke Schäden 
verursacht. Die Fichte ist kom-
plett von Trockenheit und Bor-
kenkäfer vernichtet. Auch Kiefer 
und Buche, vor allem die alten 
starken Bäume, sind stark betrof-
fen und viele abgestorben. Die 
Gemeinde steht für eine langfris-
tige, natürliche Verjüngung des 
Waldes, „um damit eine mög-
lichst hohe genetische Variabili-
tät zu gewährleisten“. Gepflanzt 
werden klimatolerante Baumar-
ten wie Elsbeere, Speierling, Ei-
che, Baumhasel, Esskastanie, Li-
banonzeder oder Douglasie. Als 
einziger Umfrageteilnehmer plä-
diert die Gemeinde für ein „deut-
liches Umschwenken der Politik 
hin zu einer klaren Klimapolitik“. 
Die Aufforstung mit heimischen 
klimatoleranten Baumarten, so-
wie die Einbringung fremdländi-
scher Baumarten hat sich auch 
die Stadt Karlstadt (Landkreis 
Main-Spessart) auf die Fahnen 
geschrieben.

Auch in der Stadt Günzburg 
(1.120 Hektar) weisen die Wälder 
enorme Schäden auf: Borkenkä-
fer an der Fichte, Eschentrieb- 
sterben und Trockenschäden 
an allen anderen Baumarten. 
Die Stadt Krumbach (Landkreis 
Günzburg) mit ihren 585 Hektar 
Kommunalwald vermeldet, „von 
Waldbesuchern immer wieder 
nach dem Patient Wald gefragt“ 
zu werden. So lange alles grün 
sei, nähmen Naturnutzer die 

Dramatik in solchen Extremjah-
ren wenig wahr. In der Gemeinde 
Osterberg (Landkreis Neu-Ulm) 
erkennen Gäste den Naherho-
lungswert des Waldgebiets (254 
Hektar) in und um den Ort. 

Wälder sind Topthema 

Die Situation der (Kommunal-)
Wälder und Forstbetriebe im Kli-
mawandel ist für den gesam-
ten bayerischen Forstsektor ein 
Topthema. Die 21 Verbände und 
Organisationen der Vertreter der 
bayerischen Forstwirtschaft ha-
ben daher den Klimaholzwürfel 
als kommunikatives Symbol er-
stellt und auf die Reise geschickt. 
Er soll in ganz Bayern auf die Zu-
sammenhänge aufmerksam ma-
chen. Auch der „Waldtag Bay-
ern“ am 10. September 2020 in 
Iphofen wird ganz im Zeichen des 
Kommunalwalds stehen. 

Für die Kommunen heißt es 
nun, am Thema dranzubleiben, 
Beratung einzuholen, mit ande-
ren Kommunen Erfahrungen aus-
zutauschen, Rahmenbedingun-
gen zu verbessern und den eige-
nen Wald aktiv fit zu machen.

Privatwaldbesitzer  
sensibilisieren

Darüber hinaus wird in den 
Stellungnahmen, die der Bayeri-
schen GemeindeZeitung vorlie-
gen, vorgeschlagen, dass Kommu-
nen Privatwaldbesitzer sensibili-
sieren und mit ihnen in der Wald- 
und Forstwirtschaft kooperieren, 
zum Beispiel im Rahmen ge-
meinsamer Pflanzaktionen und 
Durchforstungen oder beim 
Schalenwildmanagement. Eine  
Senkung der Treibhausgas-Emis-
sionen wird als unverzichtbar 
bezeichnet. Kommunen soll-
ten über die Auswirkungen des 
Klimawandels auf Wälder und 
Waldbesitzer, Bürger und Betrie-
be informieren und alle Beteilig-
ten zu mehr Klimaschutz ermuti-
gen. Und natürlich als Vorbild vo-
rangehen.  DK

Leserbrief an die GZ

Wir Förster wurden belächelt
GZ Nr. 24/2019, 
Kommentar auf Seite 3:

Als gelernter Förster möch-
te ich ein paar Anmerkungen zu 
Ihrer „Ursachensuche“ machen. 
Die starke Förderung des Fich-
tenanbaus in der Vergangenheit 
hat m. E. mehrere Gründe:

- Gerade nach dem Krieg wa-
ren unsere Wälder ausgeplündert 
(Autarkiebestrebungen im Drit-
ten Reich, Reparationshiebe der 
Siegermächte). Es galt, möglichst 
schnell wieder überhaupt „Wald“ 
auf die Kahlflächen zu bringen, 
der noch dazu in der Lage war, 
den Rohstoffhunger für vielsei-
tige Zwecke rasch stillen zu kön-
nen. Hier war die Fichte sicherlich 
eine sehr geeignete Baumart. Sie 
ist leicht anzuziehen und auszu-
pflanzen, hält auch (im Gegensatz 
zu den allermeisten Laubbaumar-
ten und der Tanne) die häufigen 
Spätfröste auf Kahlflächen aus, ist 
im weiteren Bestandsleben sehr 
„pflegeleicht“ (die Fichte wächst 
immer gerade) und bietet durch 
den raschen Wuchs bald vielseiti-
ge Nutzungsmöglichkeiten (Stan-
gen, Zaunpfosten, Papierholz ...).

- Die Fichte ist im Gegensatz 
zu den meisten anderen Baum- 
arten beim Wild wenig beliebt. 
Durch die von den Nazis begon-
nene und nach dem Krieg (vieler-
orts bis heute!) weiter betriebene 
„Hege“ von überhöhten Bestän-
den an Reh-, Rot- und Gamswild 
war und ist es vielerorts aufgrund 
des übermäßigen Wildverbis-
ses schlicht unmöglich, gemisch-
te Wälder ohne sehr aufwändige 
Schutzmaßnahmen hochzubrin-
gen. Der hohe Fichtenanteil ist 
auch diesen überhöhten Wildbe-
ständen zu „verdanken“, die (fast) 
nichts außer Fichten haben auf-
wachsen lassen.

- Die Folgen des Klimawan-
dels werden den meisten Men-
schen erst langsam durch die er-

lebten Schadereignisse bewusst. 
Ich kann für meine Generation 
der Förster mit Fug und Recht be-
haupten, dass wir niemals reinen 
Fichtenbeständen oder Wäldern 
mit sehr hohen Fichtenanteilen 
das Wort geredet haben, sondern 
immer standortangepassten Misch- 
wäldern. Leider sind diese Appel-
le bei vielen ebenso verhallt wie 
die Warnungen vor negativen 
Folgen des Klimawandels gerade 
in fichten- (und auch kiefern-) 
-dominierten Wäldern! Lange 
wurden wir Förster dafür belä-
chelt bis hin zur Unterstellung,  
wir bräuchten für unsere Daseins-
berechtigung ein neues Schre-
ckensszenario, zumal das ange-
kündigte Waldsterben“ in den 
80er Jahren eben auch ausgeb-
lieben sei (dass diese Bedrohung 
abgewendet werden konnte, weil 
damals die Politik mit der kon-
sequenten Entschwefelung der 
Kohlekraftwerke beherzt gehan-
delt hatte, wird dabei geflissent-
lich verschwiegen!).

Es ist wichtig, Fehler der Ver-
gangenheit (umfassend!) zu ana-
lysieren und Lehren daraus zu zie-
hen. Das haben wir Förster nach 
meiner Überzeugung längst ge-
tan. Ich hoffe, die Kommunen 
tun das auch so konsequent, und 
zwar nicht nur in Bezug auf ihre 
Wälder. Ich denke da an die Art 
des Energieeinsatzes in kommu-
nalen Einrichtungen, in den Ge-
werbebetrieben und bei der Aus-
weisung von Baugebieten. Ich 
denke aber auch an den Umgang 
mit der Fläche an sich (Stichwort 
Flächenverbrauch, wo zwar viel 
geredet wird, aber aus meiner 
Sicht nur wenige Fortschritte zu 
verspüren sind!) und die Behand-
lung kommunaler Grünflächen ...

Jeder kann was tun und sollte 
dabei bei sich selber anfangen! 
Alfons Leitenbacher
AELF Traunstein
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Mehr Zukunft wagen ...
(Fortsetzung von Seite 1)
Im Unterschied zu anderen Bran-
chen gibt es hier im Freistaat kei-
nen Nachwuchsmangel. Zu Recht 
hat das Thema Innere Sicherheit 
bei der Bayerischen Staatsregie-
rung einen sehr hohen Stellen-
wert“, unterstrich der Minister.

Der Verrohung unserer  
Gesellschaft entgegenwirken

Was die zunehmenden Anfein-
dungen und Bedrohungen in den 
sozialen Netzwerken gegenüber 
Kommunalpolitikern, aber auch 
Mitarbeitern in Verwaltungen 
oder Behörden anbelangt, müs-
sen diese nach Herrmanns Über-
zeugung zur Anzeige gebracht 
und konsequent verfolgt wer-
den. Die Sicherheitsbehörden sei-
en hierzu personell und technisch 
besser auszustatten. Dem Trend 
einer immer stärkeren Verrohung 
in der Gesellschaft könne und 
dürfe man nicht arglos zusehen.

Anonyme E-Mails könnten 
zwar oftmals nicht sofort zurück-
verfolgt werden, doch sei man 
hier nicht völlig hilflos, wie Herr-
mann anhand eines aktuellen 
Falls berichtete. Wiederholt sei-
en in den vergangenen Mona-
ten Droh-E-Mails an Moscheen, 
Parteizentralen, Medien und an-
dere Einrichtungen in Bayern ge-
sandt und konkrete Drohungen 
ausgesprochen worden. Die Ver-
fasser hätten unter anderem mit 
Sprengstoffanschlägen gedroht. 
Dem bayerischen Landeskrimi-
nalamt sei es aber geglückt, die 
anonym versandten Mails zu-
rückzuverfolgen und die Absen-
der zu ermitteln.

Integration von Menschen 
mit Migrationshintergrund

Auf einem erfolgreichen Kurs 
sieht Herrmann auch und insbe-
sondere die Integration in Ausbil-
dung und Arbeit von Menschen 
mit Migrationshintergrund. Der 
Freistaat hat laut Herrmann die 
bundesweit niedrigste Arbeits-
losenquote bei Ausländern (Bay-
ern: 6 Prozent; Bundesdurch-
schnitt: 11,9 Prozent). In keinem 
Bundesland seien mehr Men-
schen mit Migrationshintergrund 

erwerbstätig (Bayern: 73,7 Pro-
zent; Bundesdurchschnitt: 67,7 
Prozent). Herrmann betonte aber 
auch, dass die Erwerbstätigen-
quote von Menschen mit Migra-
tionshintergrund (73,7 Prozent) 
nach wie vor geringer ist als bei 
Menschen ohne Migrationshin-
tergrund (81,2 Prozent). 

Fachkommission „Zukunft  
Integration in Arbeit“

Die Integrationsbemühungen 
von Wirtschaft, Verwaltung, Eh-
renamt und weiteren Akteuren 
sollen daher künftig noch besser 
koordiniert werden. Auf seinen 
Vorschlag hin habe der Minis-
terrat beschlossen, eine ständi-
ge Fachkommission „Zukunft In-
tegration in Arbeit“ einzurichten. 
Dort sollen Fäden zusammenlau-
fen und die gemeinsamen An-
strengungen der maßgeblichen 
Akteure auf dem Arbeitsmarkt 
gebündelt werden, erklärte Herr-
mann.

Einen herausragenden Stel-
lenwert für die Integration hät-
ten außerdem die Bereiche Eh-
renamt und Sport: „Eigenes eh-
renamtliches Engagement hilft 
Migranten, sich sozial zu inte- 
grieren. Wer sich etwa bei einer 
freiwilligen Feuerwehr oder in ei-
nem Sportverein engagiert, wird 
Teil eines Teams und damit Teil 
unserer Gesellschaft.“ Gleichzei-
tig profitierten Migranten selbst 
enorm von der wertvollen Ar-
beit ehrenamtlicher Helfer, die 
sich für eine erfolgreiche Integ-
ration in Bayern einsetzen. Die 
Integration durch Ehrenamt und 
Sport will Herrmann daher wei-
terhin stärken, etwa in dem Eh-
renamtliche vor Ort hauptamt-
liche Integrationslotsen als star-
ke Ansprechpartner zur Seite 
gestellt bekommen. „In mittler-
weile 86 Landkreisen und kreis-
freien Städten gibt es solche Inte-
grationsprofis, die wir mit bis zu 
60.000 Euro fördern.“

Insgesamt seien die Verfah-
ren im Ausländer- und Asylrecht 
deutlich beschleunigt worden, 
führte Herrmann weiter aus. Er 
wertete es als große Leistung des 
Bundesamtes und der Landesbe-
hörden, dass die Durchschnitts-

dauer bei den behördlichen Asyl-
verfahren inzwischen bei rund 
drei Monaten liegt.

Herrmann betont die Balan-
ce zwischen Humanität und Ord-
nung: „Rund ein Drittel der Asyl-
anträge werden positiv verbe-
schieden, die Abgelehnten müs-
sen im Regelfall unser Land auch 
wieder verlassen.“ Dazu zählten 
auch z. B. wegen Drogenhandels 
und schwerer Körperverletzung 
vorbestrafte Personen, selbst 
wenn sie inzwischen einen Ar-
beitsplatz in Deutschland bekom-
men haben.

Dagegen gebe es im Falle gut 
integrierter Flüchtlinge, die auf-
grund noch andauernder Asyl-
verfahren bereits einige Zeit in 
Deutschland leben, durchaus 
Möglichkeiten, von einer Rück-
führung nach Antragsablehnung 
abzusehen. Durch die Regelun-
gen im Rahmen des Migrations-
pakets seien Regelungen ge-
schaffen worden, mit denen die 
Möglichkeiten der Ausbildungs-
duldung noch offensiver ange-
wendet werden könnten und be-
sondere Integrationsleistungen 
von Asylbewerbern anerkannt 
werden könnten, ohne dass es zu 
einer Aufgabe der Trennung von 
Asyl und Erwerbsmigration durch 
einen Spurwechsel komme.  So-
wohl die zentralen Ausländerbe-
hörden als auch das Landesamt 
für Asyl und Rückführung prüften 
hier jeden Einzelfall.

Entlastung der Ballungsräume 
und attraktivere Gestaltung 
der ländlichen Räume

Als klaren Auftrag an die Poli-
tik erachtet Herrmann schließlich 
weiterhin die Entlastung der Bal-
lungsräume und die attraktivere 
Gestaltung der ländlichen Räu-
me gerade auch für junge Men-
schen. Benötigt würden dort vor 
allem attraktive Arbeitsplätze so-
wie eine gute Infrastruktur, ins-
besondere in den Bereichen Ver-
kehr, Internet, Kinderbetreuung, 
Bildung und Gesundheit. Wenn 
dadurch vermehrt junge Men-
schen aufs Land ziehen, könnten 
die Entwicklung und die Alters-
struktur dort positiv beeinflusst 
werden.  DK

Keine Entfremdung von ...
(Fortsetzung von Seite 1) 
vollumfänlich ausgeschöpft wer-
den, damit die Fläche einen Nut-
zen davon habe. Hier stünden 
nun insbesondere die Länder in 
der Pflicht.

Generell sprach sich der DLT- 
Präsident für eine neue Verkehrs- 
politik aus, die ausgewogen Stadt 
und Land in den Blick nehme und 
sich am Maßstab gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse orientie-
re. „Die erforderliche Mobilitäts-
wende spielt sich in der Stadt und 
auf dem Land ab. Die Vision ei-
ner autofreien Kommune konzen-
triert sich allerdings bislang fast 
ausschließlich auf die Großstäd-
te. Elektrofahrzeuge und andere 
alternative Antriebe können aber 
vor allem in der Fläche ein wich-
tiger Lösungsbaustein sein. Soll 
Elektromobilität oder die Was-
serstofftechnik breite Akzeptanz 
finden, muss entsprechende In-
frastruktur mit Unterstützung 
von Bund und Ländern noch wei-
ter und verstärkt flächendeckend 
ausgebaut werden. Auch autono-
me Fahrzeugkonzepte sollten vor-
rangig in der Fläche erprobt wer-
den“, unterstrich Sager.

Kreisumlage nach bestem 
Wissen und Gewissen

Mit Blick auf die jüngere Recht-
sprechung zur Kreisumlage und 
der damit im Zusammenhang 
stehenden Finanzlage der kreis- 
angehörigen Gemeinden mein-
te der Landkreistagschef: „Nach 
dem klarstellenden Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 
Mai letzten Jahres ist zu hoffen, 

dass sich die Diskussion an die-
ser Stelle beruhigt und die völlig 
überzogene ‚Erfindung‘ von Ver-
fahrenspflichten der Landkreise 
bei der Kreisumlagefestsetzung 
rasch ein Ende findet. Die Fest-
setzung der Kreisumlage durch 
die Kreistage erfolgt nach bes-
tem Wissen und Gewissen.“ Die 
Verfahrensanforderungen könn-
ten die Landkreise selbst ge-
stalten. Die Durchführung eines  
formalisierten Anhörungsver-
fahrens sei laut Bundesverwal-
tungsgericht gerade nicht zwin-
gend geboten. Sager zeigte sich 
erfreut, dass dies vom OVG Saar-
louis bereits in einem ersten Re-
visionsverfahren nach der Rich-
tigstellung durch das Bundesver-
waltungsgericht konsequent be-
rücksichtigt worden sei.

Festlegung durch den 
Landesgesetzgeber

Das Bundesverwaltungsgericht 
hatte im Mai 2019 entschieden, 
dass kreisangehörige Gemeinden 
vor Festlegung der Höhe des Kreis- 
umlagesatzes nicht förmlich an-
gehört werden müssen. Es lasse 
sich dem Grundgesetz nicht ent-
nehmen, auf welche Weise der Fi-
nanzbedarf der von der Kreisum-
lage betroffenen Gemeinden zu 
berücksichtigen sei. Daher oblie-
ge die Festlegung des betreffen-
den Prozederes vorrangig dem 
Landesgesetzgeber. Gebe es der-
artige Regelungen nicht, müss-
ten die Landkreise entsprechen-
de Verfahrensregelungen treffen. 

Im Jahr zuvor hatte der Baye-
rische Verwaltungsgerichtshof in 

einem Verfahren zur Kreisumla-
ge im Landkreis Forchheim eben-
falls ein formales Anhörungsver-
fahren nicht für notwendig er-
achtet, um den Finanzbedarf der 
Gemeinden zu ermitteln.

Gedeihliches Miteinander 
von Kreisen und Gemeinden

Sager sprach sich vor diesem 
Hintergrund für ein gedeihliches 
Miteinander zwischen Landkrei-
sen und kreisangehörigen Ge-
meinden aus: „Landkreise und 
Gemeinden sind eine kommu-
nale Familie, in der überörtliche 
Aufgaben wie die Vorhaltung von 
Krankenhäusern, Gymnasien und 
Berufsschulen, Kreisstraßen, des 
ÖPNV oder die Abfallentsorgung 
im Interesse und zum Nutzen 
der Gemeinden von den verwal-
tungsstärkeren Landkreisen ver-
antwortet werden. Deshalb gilt 
es, verantwortungsvoll mitein-
ander umzugehen, wobei uns das 
geltende Recht den Rahmen da-
zu liefert.“

Wesentlich sei, aus der Recht-
sprechung keine neuen Unsicher-
heiten oder Missverständnis-
se abzuleiten, sondern sie zu se-
hen wie sie sei: eine befriedende 
Auslegung des geltenden Rechts: 
„Die Landkreise haben keiner-
lei Interesse an Konfrontation 
und Konflikten im kommunalen 
Raum“, so Sager.

Erneut hat sich der Kommu-
nalverband klar gegen eine mög-
liche Übernahme kommunaler 
Altschulden in einzelnen Bundes-
ländern durch den Bund positio-
niert und stattdessen mehr Zu-

kunftsinvestitionen in gleichwer-
tige Lebensverhältnisse gefor-
dert. Präsident Landrat Reinhard 
Sager: „Die Bedingungen für ei-
ne Altschuldenübernahme sind 
überhaupt nicht erfüllt. Keines 
der betroffenen Länder hat sich 
in den vergangenen Monaten zu 
seiner Alleinverantwortung für 
die finanzielle Lage seiner Kom-
munen bekannt und dargestellt, 
wie es eine künftige Unterfinan-
zierung seiner Kommunen un-
terbinden werde. Es geht zudem 
bei der Gleichwertigkeit vor al-
lem darum, nach vorne gerich-
tet etwas für die ländlichen, aber 
auch für die strukturschwachen 
Räume zu tun und dadurch das 
Land zusammenzuhalten sowie 
einer fortschreitenden Entfrem-
dung von ländlichen und städti-
schen Räumen entgegenzuwir-
ken. Das rückwärtsgewandte Ab-
tragen kommunaler Altschulden 
im Ruhrgebiet, in Rheinland-Pfalz 
und dem Saarland durch den 
Bund wäre kein zukunftsweisen-
der Beitrag zur Erreichung die-
ses Ziels. Der Bund sollte nicht die 
falschen Prioritäten setzen und 
durch unsolidarisches Verhalten 
die Ziele der Gleichwertigkeitsde-
batte in ihr Gegenteil verkehren.“

Zukunftsorientierung für 
gleichwertige  
Lebensverhältnisse

Statt der Altschuldenfrage sol-
le der Bund besser zukunftso-
rientierte Maßnahmen im Rah-
men gleichwertiger Lebensver-
hältnisse finanzieren, bekräftigte 
er: „Wir brauchen dringend ei-
ne wirksamere Struktur- und ei-
ne bessere Förderpolitik. Dies 
gilt insbesondere mit Blick auf 
die Mittel für einen besseren 
und schnelleren Breitband- und 
Mobilfunkausbau sowie die Ver-
kehrswende, da in diesen Berei-
chen mit Blick auf den Standort 
Deutschland und damit Wohl-

Zukunftsstiftung Ehrenamt Bayern: 

Start für neue Projektausschreibung
Bayerns Sozialministerin Kerstin Schreyer, gleichzeitig Vor-
standsvorsitzende der Zukunftsstiftung Ehrenamt Bayern, gibt 
auch in 2020 den Startschuss für die Förderung von Ehren-
amtsprojekten: „Mit der Zukunftsstiftung Ehrenamt Bayern 
wollen wir neue Initiativen, Projekte und Ideen im Bereich Eh-
renamt unterstützen. Ab sofort können sich alle bewerben, die 
ein solches Projekt durchführen wollen. Sie können eine För-
dersumme von bis zu 5.000 Euro erhalten.“

Noch bis 20. März 2020 können Anträge bei der Zukunftsstif-
tung Ehrenamt Bayern eingereicht werden. Die Zukunftsstiftung 
Ehrenamt Bayern wurde gegründet, um Freiwilligen vor Ort das 
Bürgerschaftliche Engagement zu erleichtern. Die gemeinnützige 
Stiftung öffentlichen Rechts fördert Projekte, Initiativen, Organi-
sationen und Vereine, die mit zukunftsweisenden Konzepten und 
Ideen durch ehrenamtlichen Einsatz das Gemeinwohl nachhaltig 
stärken und unterstützen. Vorstandsmitglieder der Stiftung sind 
Bayerns Sozialministerin Kerstin Schreyer, Professorin Dr. Doris 
Rosenkranz und Geschäftsführerin Jusra Al-Kaisi.
Informationen: www.ehrenamtsstiftung.bayern.de/foerderung/
projektausschreibung/index.php   r

stand und Zukunft unseres Lan-
des kraftvoll investiert werden 
muss.“ Gerade aus Sicht der länd-
lichen Räume sei dies von großer 
Bedeutung, die den weit über-
wiegenden Teil Deutschlands 
ausmachten.

Mit Blick auf die finanzielle 
Ausstattung von Landkreisen, 
Städten und Gemeinden wies Sa-
ger darauf hin, dass der Deutsche 
Landkreistag etwa einen Rechts-
streit um den kommunalen Fi-
nanzausgleich in Rheinland-Pfalz 
begleitet, über den das Bundes-
verfassungsgericht entscheiden 
wird. „Es geht um die Stadt Pir-
masens und den Landkreis Kai-
serslautern, die beide mehr Geld 
vom Land fordern, hergelei-
tet aus der Gewährleistung des 
Grundgesetzes im Hinblick auf ei-
ne angemessene kommunale Fi-
nanzausstattung durch das je-
weilige Land“, erläuterte er. Das 
Bundesverfassungsgericht hat-
te 2017 Gemeinden und Land-

kreisen ein Klagerecht eröffnet, 
wenn das Schutzniveau der kom-
munalen Selbstverwaltungsga-
rantie nach den Landesverfas-
sungen hinter dem des Grundge-
setzes zurückbleibe.

Das Land bleibt in der Pflicht

Das Gericht erhalte daher eine 
weitere Gelegenheit zur Feststel-
lung, dass sich das jeweilige Land 
nicht aus der finanziellen Ver-
antwortung für seine Kommu-
nen herauswinden könne. „Und 
genau das meinen wir ebenso in 
der Frage der Altschulden: Auch 
hier müssen die Länder für Feh-
ler der Vergangenheit einstehen 
und die aufgelaufene kommu-
nale Verschuldung gemeinsam 
mit den betroffenen Gemein-
den abtragen. Das gebietet be-
reits der gesunde Menschenver-
stand. Ein Engagement des Bun-
des wäre deplatziert“, bemerkte 
der DLT-Präsident.  DK

Bayerns Gesundheits- und Pflegeministerin Huml: 

Hospiz- und Palliativversorgung im  
Freistaat wird 2020 weiter ausgebaut

Schwerstkranke Menschen müssen möglichst wohnortnah betreut werden

Die Versorgung schwerstkranker und sterbender Menschen in Bay-
ern wird in diesem Jahr weiter ausgebaut. Darauf hat Bayerns Ge-
sundheits- und Pflegeministerin Melanie Huml hingewiesen. Huml 
betonte: „Wer das Ende des Lebens vor Augen hat, braucht eine 
einfühlsame und medizinisch hochwertige Versorgung – am besten 
vor Ort.“

Die Ministerin fügte hinzu: 
„Der bedarfsgerechte Ausbau 
der Strukturen in den Städten 
und ländlichen Regionen ist mir 
sehr wichtig. Wir werden deshalb 
den Ausbau der Hospiz- und Pal-
liativangebote auch in den kom-
menden Jahren kräftig unterstüt-
zen. Unser Ziel ist es, die Angebo-
te langfristig zu verdoppeln. Hier-
bei befinden wir uns auf einem 
guten Weg.“

Die Ministerin erläuterte: „Im 
Jahr 2019 sind in Bayern 16 neue 
stationäre Hospizplätze entstan-
den. Außerdem kamen 6 Pallia-
tivbetten sowie 5 palliativmedizi-
nische Dienste hinzu.“

Huml ergänzte: „So haben wir 
erst kürzlich einen Zuschuss in 
Höhe von 100.000 Euro für den 
Bau des stationären Hospizes in 
Bernau bewilligt. Im Chiemsee-
hospiz, das bereits gebaut wird, 
sollen bis Herbst 2020 zehn sta-
tionäre Hospizplätze entstehen. 
Darüber hinaus wird das pallia-
tivmedizinische Angebot für die 
Menschen in Mittelfranken und 
Niederbayern ausgeweitet. So 
wurde die Palliativstation am Kli-
nikum Ansbach zum 1. Dezember 
2019 um zwei Betten auf insge-
samt zehn Betten erweitert. Zu-
sätzlich entstanden zwei neue 
palliativmedizinische Dienste am 
Klinikum Nürnberg Nord sowie an 
der Arberlandklinik Viechtach.“

Huml unterstrich: „Schwerst-
kranke Menschen müssen wis-
sen, dass sie in ihren letzten Ta-
gen nicht alleine gelassen wer-
den und bis zuletzt eine best-

mögliche Betreuung erhalten. 
Deshalb fördern wir die Schaf-
fung qualitativ hochwertiger Ver-
sorgungsangebote, um die Men-
schen möglichst wohnortnah zu 
betreuen. Im Doppelhaushalt 
2019/2020 stehen für den Aus-
bau der Hospiz- und Palliativan-
gebote jährlich über 2,1 Millio-
nen Euro zur Verfügung – und da-
mit insgesamt 1,2 Millionen Euro 
mehr als im vergangenen Jahr.“

480 Palliativbetten  
in 112 Krankenhäusern

Derzeit gibt es in Bayern an ins-
gesamt 112 Krankenhäusern sta-
tionäre palliativmedizinische Ver-
sorgungsstrukturen. So verfügen 
51 Kliniken über eine Palliativsta-
tion mit insgesamt 480 Palliativ-
betten und es gibt bayernweit 
mittlerweile 72 palliativmedizini-
sche Dienste. Außerdem gibt es 
in Bayern 45 Teams zur speziali-
sierten ambulanten Palliativver-
sorgung für Erwachsene (SAPV) 
und sechs Teams für Kinder und 
Jugendliche (SAPV-KJ).

An 20 Standorten im Freistaat 
werden mittlerweile 215 statio- 
näre Hospizplätze vorgehalten. 
Die Ministerin fügte hinzu: „Lang-
fristig ist in den kommenden Jah-
ren eine Erhöhung auf 280 stati-
onäre Hospizplätze vorgesehen. 
Das stationäre Hospiz in Kemp-
ten wird derzeit erweitert. Es 
wird Anfang 2020 mit 12 Hospiz-
plätzen – also 4 zusätzlichen Hos-
pizplätzen – eröffnet. Das neue 
Hospiz in Bernau soll 2020 die 

Versorgung aufnehmen. In Nürn-
berg wurde Mitte Oktober 2019 
ein teilstationäres Tageshospiz 
mit sechs Plätzen eröffnet. Es ist 
das erste Angebot dieser Art in 
Bayern.“

Sie ergänzte: „Das Kinderhos-
piz in Bad Grönenbach, das für 
acht schwerstkranke Kinder und 
Jugendliche und deren Angehöri-
ge Platz bietet, erhält eine finan-
zielle Unterstützung in Höhe von 
90.000 Euro für die Ausstattung 
von neuen Therapieräumen. Dar-
über hinaus wird in Bamberg ein 
neues Kinder- und Jugendhospiz-
zentrum mit 12 stationären und 4 
teilstationären Plätzen entstehen, 
Dieses Vorhaben fördert das bay-
erische Gesundheitsministerium 
mit einem Zuschuss in Höhe von 
bis zu 8,5 Mio. Euro. Der zukünf-
tige Betreiber des Kinder- und Ju-
gendhospizzentrums hat bereits 
den Förderantrag gestellt. Mit 
dem Bau soll im zweiten Quartal 
2020 begonnen werden.“

Ehrenamtliche Helfer  
unverzichtbar

Die Ministerin erläuterte: „Für 
eine menschliche Gesellschaft 
sind ehrenamtliche Helfer unver-
zichtbar. Im Hospiz- und Pallia-
tivbereich tragen sie maßgeblich 
dazu bei, dass sterbende Men-
schen bis zuletzt in Würde le-
ben können. Dafür gebührt ihnen 
Dank und Anerkennung.“

In Bayern gibt es ca. 140 Hos-
pizvereine. Rund 7.000 Ehren-
amtliche engagieren sich in der 
ambulanten Hospizversorgung. 
Sie begleiten die Betroffenen und 
ihre Angehörigen und Familien 
insbesondere zu Hause, in Kran-
kenhäusern oder in stationären 
Pflegeeinrichtungen. r
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Echt fairer Strom.
erdgas-schwaben.de

Keine 
Power 
mehr?
Komm zu 
erdgas schwaben!

Wärmenetze mit  
Tiefengeothermie ausbauen!

Gemeinsames Impulspapier von VKU, AGFW, BEE und BVG

In Deutschland sind aktuell 37 Tiefe Geothermie-Anlagen in Be-
trieb, die circa 1,2 TWh klimaneutrale Wärme pro Jahr erzeugen. 
Die Tiefengeothermie trägt damit bereits heute erheblich zur Ver-
meidung von Treibhausgasemissionen und weiterer Luftschadstof-
fe bei. Um die Emissionsminderungsziele des Bundes-Klimaschutz-
gesetztes einzuhalten, bedarf es jedoch zusätzlicher Impulse für die 
Bereitstellung von klimaneutraler Wärme, wie der Verband kom-
munaler Verbände e.V. (VKU), der Energieeffizienzverband AGFW, 
der Bundesverband Erneuerbarer Energie e.V. (BEE) und der Bun-
desverband Geothermie e.V. (BVG) in einem gemeinsamen Posi- 
tionspapier darlegen.

Das Leibniz Institut für Ange-
wandte Geophysik (LIAG) bezif-
fert das technische Potenzial der 
auf Basis von Tiefengeothermie 
bereitgestellten Wärme bis zum 
Jahr 2050 auf bis zu 100 TWh pro 
Jahr. Dies entspricht der Hälfte 
der Energiemenge, die derzeit 
für die Bereitstellung von Wär-
me mit Erdöl aufgewendet wird.

In ihrem gemeinsamen Impuls- 
papier bekennen sich die vier 
Verbände zu der Zielsetzung, den 
Ausbau geothermisch bespeister 
Wärmenetze zu forcieren. Hierzu 
empfehlen die Verbände folgen-
de Maßnahmen: 

1. Eine Novellierung des KWKG 
mit dem Ziel der Einbindung von 

Geothermie in Fernwärmenetze. 
Besonders hervorzuheben sind 
die Einführung eines EE-Wärme-
bonus, die Streichung der Trans-
portkapazitätserhöhung als Be-
dingung für die Wärmenetzförde-
rung bei Netzumstellungen und 
die Aufnahme der Anbindung Er-
neuerbarer-Energien-Wärmeer-
zeugungsanlagen in die Netzför-
derkriterien des KWKG.

2. Die Berücksichtigung von er-
neuerbaren Wärmequellen mit 
höheren Temperaturniveaus im 
Programm „Wärmenetze 4.0“. Da-
zu ist die Maximaltemperatur für 
das Fernwärmenetz in der Wärme-
netze-4.0-Förderung zu streichen.

3. Die Verbesserung der KfW- 

Förderung in dem Programm „EE 
Premium“ (bzw. perspektivisch 
im Basis-Programm).  Insbeson-
dere sollte die Förderung für den 
Ausbau von Fernwärmeleitun-
gen deutlich erhöht werden, auf 
ca. 50 Prozent der Baukosten. 
Für die Bohrkostenförderung ist 
es wesentlich, die Beschränkung 
der förderfähigen Bohrungen 
pro Projekt (aktuell: vier Bohrun-
gen) aufzuheben und die maxi-
male Förderhöhe von 10 Mio. 
Euro auf 30 Mio. Euro zu erhö-
hen sowie die Tiefenbeschrän-
kung von 2.500 Meter entfallen 
zu lassen.

4. Tiefengeothermische Projek- 
te bedürfen einer verbesserten 
Absicherung in der Anfangspha-
se der Investition. Die Etablie-
rung eines Wärmenetztransfor-
mations-Fonds ist hierfür geeig-
net. Mit Blick auf die Geothermie 
sollten die Mittel zur Reduzierung 
des Fündigkeitsrisikos, zur Durch-
führung von seismischen Mess-
kampagnen und zur Erforschung 
des Tiefen Untergrundes bei 
nicht fündigen Bohrungen einge-
setzt werden.

5. Anreize für eine kombinier-
te Strom- und Wärmeerzeugung 
aus Geothermieanlagen im EEG. 
Dazu bedarf es der Einführung ei-
ner Flexibilitätsprämie für kom-
binierte Wärme- und Strompro-
jekte. Hierzu zählen weiterhin ei-
ne Befreiung des Pumpenstroms 
von der EEG-Umlage und eine 
Veränderung bei der Degressi-
onsreglung für die Einspeisever-
gütung.

6. Für die bedeutenden Wär-
mesenken in Deutschland soll-
te ein Masterplan Geothermie 
erarbeitet werden. Dieser sollte 
die besonderen Potenziale und 
Rahmenbedingungen der Tiefen- 
geothermie mit Blick auf Pla-
nungszeiträume, Projektrisiken 
und Technologieentwicklung be-
rücksichtigen, wie es z.B. schon 
in den Niederlanden erfolgt ist. 
Er sollte die bisherige Studie 
zur Stromerzeugung aus Geo-
thermie (TAB Sachstandsbericht 
2003) um einen Sachstandsbe-
richt zu den Möglichkeiten geo-
thermischer Wärmebereitstel-
lung ergänzen. Hierbei sollten 
auch die positiven Effekte auf 
den Arbeitsmarkt berücksichtigt 
werden.

7. Die Potenziale der Tiefen- 
Geothermie sind bisher noch 
nicht ausreichend bekannt. Dies 
gilt sowohl für die Energiebran-
che als auch für die Allgemein-
heit. Für eine Berücksichtigung 
in zukünftigen Investitionsent-
scheidungen, Gesetzgebungs-
verfahren aber auch für eine 
hohe Akzeptanz besteht hier 
Handlungsbedarf, der nicht aus-
schließlich durch den kleinen 
Kreis der gegenwärtigen Betrei-
ber abgedeckt werden kann. 
Aus diesem Grund sollte eine 
bundesweite Informationskam-
pagne zum Thema Geothermie 
durchgeführt werden. DK

SuedOstLink: 

Planungen in Bayern 
schreiten voran

TenneT stellt ersten Antrag zur Eröffnung des  
Planfeststellungsverfahrens  

Die Planung der Gleichstromverbindung SuedOstLink geht in die 
nächste Phase: Für einen Teilbereich im Abschnitt zwischen Hof 
und Pfreimd stellt der Bayreuther Übertragungsnetzbetreiber Ten-
neT den ersten Antrag auf Eröffnung des Planfeststellungsverfah-
rens bei der Bundesnetzagentur. Nach § 19 Netzausbaubeschleu-
nigungsgesetz (NABEG) enthalten die Unterlagen einen konkreten 
Trassenvorschlag sowie in Frage kommende Alternativen für den 
Bereich zwischen Münchenreuth (Landkreis Hof) und Marktred-
witz. Im Januar 2020 wird die Antragseinreichung für den Teilab-
schnitt zwischen Marktredwitz und Pfreimd folgen. Damit wird nun 
das Verfahren eingeleitet, an dessen Ende der flurstückscharfe Ver-
lauf der Erdkabelverbindung entschieden wird.  

Windstandort Hofoldinger Forst:

Konzeptionen bleiben  
in kommunaler Hand

ARGE-Mitglieder stimmen Standortsicherungsvertrag zu 
Windgutachten wird erstellt / Bürgerbeteiligung geplant 

Der Standortsicherungsvertrag zwischen den Mitgliedern der 
ARGE Windenergie im Hofoldinger Forst und den Bayerischen 
Staatsforsten ist geschlossen. Damit behält die ARGE die kom-
munale Planungshoheit beim Thema Windenergie im Hofoldin-
ger Forst, stellt eine angemessene Beteiligung der Bürgerinnen 
und Bürger im Planungsprozess sicher und verhindert Großinves-
titionen von Dritten.

Drei Jahre haben die Gemein-
den Aying, Brunnthal, Otterfing 
und Sauerlach sowie die beiden 
Landkreise München und Mies-
bach nun Zeit zu prüfen, ob die 
Errichtung von Windenergiean-
lagen im Hofoldinger Forst wirt-
schaftlich machbar und ökolo-
gisch vertretbar ist. So lange soll 
es nach dem Willen der ARGE aber 
nicht dauern. Mit ersten Prüfun-
gen wurde Anfang Dezember 
2019 begonnen. Doch erst wenn 
alle Ergebnisse vorliegen, wollen 
die Beteiligten entscheiden, ob 
es Windenergieanlagen im Hofol-
dinger Forst geben wird. 

Windmessung läuft an,  
artenschutzrechtliche 
Prüfung folgt 

Zum 1. Dezember 2019 wurde 
die Erstellung eines Windgutach-
tens beauftragt. Maximal ein Jahr 
lang soll nun eine Windmessung 
wesentliche Informationen zum 
durchschnittlichen Windaufkom-
men (Windhöffigkeit) im Hofol-
dinger Forst liefern und zeigen, 
ob Windenergieanlagen an die-
ser Stelle machbar und sinnvoll 
sind. Sollte bereits vor Jahresfrist 
absehbar sein, dass die Windhöf-
figkeit nicht ausreicht, um Wind- 
energieanlagen im Hofoldinger 
Forst wirtschaftlich zu betrei-
ben, haben die ARGE-Mitglieder 
die Möglichkeit, die Windmes-
sung auch vorzeitig zu beenden 
und sich gegen die Errichtung von 
Windenergieanlagen im Hofoldin-
ger Forst zu entscheiden. Nach 
Abschluss der einjährigen Wind-
messung soll dann ein detaillier-
tes Windertrags- und Wirtschaft-
lichkeitsgutachten vorliegen. 

Mit Beginn der Vegetations-
periode im Frühjahr 2020 soll 
zudem die sogenannte speziel-
le artenschutzrechtliche Prüfung 
(saP) beginnen. Sie untersucht 
potenzielle Standorte für Win-
denergieanlagen auf ihre Ver-

einbarkeit mit dem Artenschutz. 
Grundlage für die Prüfung bil-
det das in Paragraph 44 des Bun-
desnaturschutzgesetzes festge-
schriebene Tötungsverbot.

Nur, wenn sowohl Windertrags-
gutachten als auch spezielle arten-
schutzrechtliche Prüfung zu dem 
Schluss kommen, dass Windener-
gie im Hofoldinger Forst machbar 
ist, werden die ARGE-Mitglieder 
über das weitere Vorgehen ent-
scheiden. Die Ergebnisse werden 
für Ende 2020 erwartet. 

Inhaltliche und finanzielle 
Beteiligung der Bürgerinnen 
und Bürger 

Von Beginn an hatten sich die 
Mitglieder der ARGE zum Ziel ge-
setzt, ein mögliches Windener-
gie-Projekt unter intensiver Be-
teiligung und zum Wohle der Bür-
gerinnen und Bürger anzugehen. 
So sollen Bürgerinnen und Bür-
ger über alle Projektstufen hin-
weg umfangreich und fair betei-
ligt werden – formell, informell 
und nicht zuletzt finanziell. Das 
Bekenntnis der ARGE-Mitglieder, 
ein mögliches Projekt im Hofol-
dinger Forst als Bürger-Winde-
nergieprojekt realisieren zu wol-
len, wurde nun auch im Stand-
ortsicherungsvertrag mit den 
Bayerischen Staatsforsten aus-
drücklich festgehalten. 

Mit Augenmaß

Der Sprecher der ARGE Wind- 
energie Hofoldinger Forst, Brunn- 
thals Erster Bürgermeister Ste-
fan Kern, betonte dazu: „Wir al-
le sind uns einig, ein mögliches 
Windenergieprojekt im Hofoldin-
ger Forst behutsam und mit dem 
notwendigen Augenmaß ange-
hen zu wollen. Unsere Bürgerin-
nen und Bürger können sicher 
sein, dass wir uns mit dem The-
ma gründlich auseinandersetzen 
und nicht leichtfertig eine Ent-

scheidung fällen. Der Standort-
sicherungsvertrag mit den Bay-
erischen Staatsforsten war ein 
wichtiger Meilenstein, um wei-
terhin selbst über mögliche Pla-
nungen im Hofoldinger Forst 
entscheiden zu können. Jetzt 
können wir in Ruhe und unter 
intensiver Einbeziehung unser 
Bürgerinnen und Bürger prü-
fen, ob und falls ja, wie Winde-
nergie im Hofoldinger Forst um-
gesetzt werden kann. Das ha-
ben wir den Anwohnern fest zu-
gesagt und das können sie von 
uns auch weiterhin erwarten. 
Die bestmögliche Verträglich-
keit mit unserer wertvollen Flo-
ra und Fauna und ein Windener-
gieprojekt in Bürgerhand stehen 
für uns an erster Stelle.“ 

In einem ersten Schritt sind für 
Frühjahr kommenden Jahres öf-
fentliche Informationsveranstal-
tungen in Planung. Weitere Forma-
te sollen Schritt für Schritt folgen. 
Aktuelle Informationen zu einem 
möglichen Windenergieprojekt im 
Hofoldinger Forst gibt es außer-
dem immer aktuell unter www.
windenergiehofoldinger-forst.de.   

Interkommunale  
Zusammenarbeit

Bereits im Jahr 2013 hatten die 
vier Gemeinden Aying, Brunnt-
hal, Sauerlach und Otterfing be-
schlossen, das Projekt Windener-
gie im Hofoldinger Forst in inter-
kommunaler Zusammenarbeit zu 
entwickeln, und sich dazu in der 
„Arbeitsgemeinschaft Windener-
gie Hofoldinger Forst (ARGE)“ zu-
sammengeschlossen. 2016 tra-
ten auf Bitten der Gemeinden 
auch die Landkreise München 
und Miesbach der ARGE bei.

Ziel und Geschäftszweck der 
ARGE ist es, in gemeinsamer Pla-
nung Konzentrationszonen für 
Windenergieanlagen auszuwei-
sen. Zudem wurde festgelegt – 
sofern sich die Windenergienut-
zung als wirtschaftlich erweisen 
sollte – den ggf. nachfolgenden 
Planvollzug so zu steuern, dass 
die Bevölkerung vor Beeinträch-
tigungen geschützt, das charak-
teristische Landschaftsbild er-
halten und eine hohe regionale 
Wertschöpfung erreicht wird. r

Als Voraussetzung für den Be-
ginn des Verfahrens hatte die Ge-
nehmigungsbehörde mit Ab-
schluss der Bundesfachplanung 
den Korridor für den Abschnitt zwi-
schen Hof und Pfreimd verbindlich 
festgelegt, in dem der SuedOst-
Link zukünftig verlaufen soll. Auf 
Grundlage der Hinweise aus der 
Öffentlichkeit und weiterer Daten 
hat TenneT einen ersten Vorschlag 
für den Trassenverlauf und in Fra-
ge kommende alternative Verläufe 
innerhalb des Korridors erarbeitet. 
Um den ambitionierten Zeitplan 
bis 2025 einzuhalten, wurden die 
Planungen bereits parallel zur Bun-
desfachplanung angestoßen. 

Die Bundesnetzagentur wird 
die eingereichten Unterlagen auf 
Vollständigkeit prüfen und an-
schließend Antragskonferenzen 
ausrichten, zu denen Träger öf-
fentlicher Belange, Umweltver-
bände und Landesbehörden ein-
geladen werden. An den öffentli-
chen Antragskonferenzen werden 
auch interessierte Bürgerinnen 

und Bürger teilnehmen können.  
Der SuedOstLink soll ab 2025 als 

Gleichstrom-Erdkabelverbindung 
die windreichen Regionen Ost-
deutschlands mit Bayern verbin-
den. Die Verbindung wird in Wol-
mirstedt bei Magdeburg beginnen; 
Endpunkt ist der Bereich am Kern-
kraftwerk Isar bei Landshut. Ten-
neT ist für die Planungen in Bayern 
verantwortlich, 50Hertz für den 
nördlichen Teil bis zur bayerischen 
Grenze. Die beiden bayerischen 
Abschnitte C und D werden für die 
Planfeststellung in weitere Teilab-
schnitte aufgeteilt, für die die Vor-
habenträger jeweils separat die 
Anträge auf Planfeststellungsbe-
schluss nach § 19 NABEG stellen.  

Unter www.tennet.eu/de/ 
suedostlink finden sich Karten 
zum Trassenvorschlag und den 
in Frage kommenden Alternati-
ven sowie Erläuterungen zu al-
len Themen rund um die Planung 
von SuedOstLink und die Termi-
ne der anstehenden Bürger-In-
formationsveranstaltungen. r



6 GZKO M M U N A L E  E N E R G I E T H E M E N 16. Januar 2020

Von links: Dr. Josef Lipp, verantwortlich für den Bereich neue Ge-
schäftsfelder bei Energie Südbayern, Helmut Schmidbauer und 
Sebastian Ranner (Geschäftsführung INNergie) sowie Bürger-
meister Rainer Auer. Bild: GZ

Klimafreundliche Mobilität  
aus 100 Prozent Wasserkraft

INNergie verfügt nun über sechs Ladesäulen
Der regionale Energieversorger INNergie macht die Region fit für 
die Elektromobilität und verfügt nun über insgesamt sechs La-
destationen in Kolbermoor, Oberaudorf, Raubling, Schechen und 
Stephanskirchen. Dort sind sogar zwei Ladestationen aufgestellt; 
eine befindet sich direkt am Rathaus, die zweite ist in unmittelba-
rer Nähe des Sportplatzes gut erreichbar positioniert.

An den Ladesäulen können je-
weils die Akkus von zwei E-Au-
tos mit einer Leistung von 22 kW 
gleichzeitig geladen werden. ‚Ge-
tankt‘ wird ausschließlich Öko- 
strom aus 100 Prozent Wasser-
kraft. In Verbindung mit dem um-
weltfreundlichen Elektroantrieb 
macht das die E-Mobilität in der 
Region lokal emissionsfrei und 
nachhaltig. Fahrer von Elektroau-
tos im Landkreis Rosenheim und 

Umgebung haben somit künf-
tig mehr Möglichkeiten, günsti-
gen und CO2-freien Strom für ih-
re Fahrzeuge zu tanken.

Elektromobilität ist Teil  
einer neuen Energiewelt

Rainer Auer, Erster Bürger-
meister der Gemeinde Stephans-
kirchen, freut sich, dass die Bür-
gerinnen und Bürger sowie auch 
Durchreisende von der zusätzli-
chen Lademöglichkeit der Region 
profitieren: „Die Energiewende 
klappt nicht ohne Verkehrswen-
de. Die Elektromobilität ist Teil 
einer neuen Energiewelt. Mit un-
seren Ladestationen bringen wir 
diese in der Region voran, denn 
eine gut ausgebaute, flächende-
ckende Ladeinfrastruktur ist ein 
enorm wichtiger Baustein für die 
Akzeptanz der E-Mobilität. Wir 
setzen ein Zeichen, dass wir als 
Gemeinde das Thema ‚Verkehrs-
wende‘ angehen und aktiv ge-
stalten.“

Intelligente Lösungen  
für kommunale Partner

Geplant und errichtet wurde 
die Ladestation von INNergie. 
Der regionale Energieversorger 
übernimmt zudem den Betrieb 
der Anlage. Helmut Schmidbau-
er, einer der beiden Geschäfts-
führer, zieht ein sehr positives 
Resümee im Hinblick auf die Zu-
sammenarbeit mit den Gemein-
den: „Wir bieten kommunalen 
Partnern intelligente Ladelösun-
gen für eine moderne und vor-
ausschauende Verkehrsplanung“, 
so Schmidbauer. Dies bestätigt 
auch Sebastian Ranner, der eben-
falls Geschäftsführer der INNer-
gie ist: „Von der Planung über 
die Umsetzung bis hin zum Be-
trieb der Anlage übernehmen 
wir sämtliche Leistungen – und 
das immer in enger Abstimmung 
mit den Gemeinden und ande-
ren Projektbeteiligten. Die Nut-
zung der Ladesäule ist denkbar 
einfach: Freigeschalten wird die 
Ladestation mittels einer Smart-
phone-App oder einer RFID- 
Karte im Scheckkartenformat.“ 
Durch die Integration der La-
desäulen in den Roaming-Ver-
bund von ladenetz.de können al-
le Fahrer von Elektroautos ihre 
Fahrzeuge dort laden.

Die INNergie GmbH ist ein ge-
meinsames Unternehmen der 
Gemeinden Brannenburg, Flints-
bach, Kolbermoor, Oberaudorf, 
Raubling, Rohrdorf, Schechen 
und Stephanskirchen, der Stadt-
werke Rosenheim und der Ener-
gie Südbayern GmbH. Die bei-
den Gesellschafter Stadtwerke 
Rosenheim und Energie Südbay-
ern – beide ebenfalls in kommu-
naler Hand – stehen für fundierte 
energiewirtschaftliche und tech-
nische Expertise.   r

Nahmen die Auszeichnung als Wasserstoffregion in Berlin entgegen: Peter Dreier, Landrat des Land-
kreises Landshut, Robert Niedergesäß, Landrat des Landkreises Ebersberg und Robert Fröschl, Refe-
ratsleiter „Energie, Mobilität und verkehrliche Infrastruktur“ am Landratsamt München. Bild: LRA München

Erste Wasserstoffregion in Bayern 
„HyBayern“ Verbundregion Landshut – Ebersberg – München gewinnt Förderwettbewerb 

und übernimmt Vorreiterrolle in der Anwendung „grüner“ Wasserstofftechnologie 
Die Landkreise Landshut, Ebersberg und München sind mit dem in-
terkommunalen Projekt „HyBayern“ als Gewinner des vom Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) initiier-
ten Wettbewerbs „HyLand – Wasserstoffregionen in Deutschland“ 
hervorgegangen. 

Nunmehr wurden sie in Ber-
lin von Bundesverkehrsminister 
Andreas Scheuer in der Katego-
rie „HyPerformer“ ausgezeichnet 
und erhalten damit vom Bund 
Fördermittel in Höhe von bis zu 
20 Millionen Euro für Beschaf-
fungen von Wasserstofferzeu-
gungsanlagen, Distributionslogis-
tik und Wasserstoff-Brennstoff-
zellen-Elektrofahrzeugen.  

Geschlossener Kreislauf 

Im Projekt „HyBayern“ wollen 
die drei Landkreise gemeinsam 
mit Verkehrsbetrieben, Energie-
versorgern, Industrie, Gewerbe 
und Handwerk einen vollständig 
geschlossenen, mit in der Region 
gewonnenem „grünen“ Strom 
betriebenen Wasserstoffkreis-
lauf von der Erzeugung bis zum 
Verbrauch implementieren. Als 
Endabnehmer kommen insbe-
sondere Bus- und Lkw-Flotten in 
Frage, aber auch die industriel-
le Logistik innerhalb von Betrie-
ben und Fuhrparkfahrzeuge für 
Unternehmen sind ein wichtiges 
Zielfeld.  

Grüner Wasserstoff für  
emissionsfreie Mobilität 

Durch die Nutzung des grü-
nen Wasserstoffs (H2) als Kraft-
stoff für den Betrieb von bis zu 70 
neu zu beschaffenden Wasser-
stoff-Bussen, Lkw und Pkw sowie 
70 Wasserstoff-Flurförderfahr-
zeugen wie Hubwagen oder Ga-
belstapler können jährlich min-
destens 4.500 Tonnen CO2 im 
Verkehr eingespart werden. „Die 
Förderung der „Wasserstoffre-
gion Landshut Ebersberg Mün-
chen“ ist im Bereich der Mobi-
lität ein wichtiger Innovations-
schub für die Energiewende im 
Landkreis Ebersberg. Insgesamt 
wird die Region „HyBayern“ 
im Herzen der Metropolregion 
München zum Ankerpunkt für ei-
ne zukünftige grüne Wasserstoff-
wirtschaft. Sie wird den Techno-
logiestandort weiter aufwerten 
und eine Vielzahl neuer, attrak-
tiver Arbeitsplätze in die Region 
ziehen“, freut sich Landrat Ro-
bert Niedergesäß aus dem Land-
kreis Ebersberg über die Aner-
kennung. 

Produziert werden soll der 
Wasserstoff hauptsächlich in ei-
ner Groß-Elektrolyse mit Ver-
teilzentrum in direkter Nachbar-
schaft eines Isar-Wasserkraft-
werks im nördlichen Teil der Was-
serstoffregion HyBayern. Hinzu 
kommen mehrere kleine Elekt-
rolyseure, die dezentral aus Pho-
tovoltaikanlagen gespeist wer-
den und so v. a. sommerlichen 
Überschussstrom aus Dach-Pho-
tovoltaikanlagen in Wasserstoff 
umsetzen. Als Produktionsziel 
hat man sich rund 430 Tonnen 
Wasserstoff pro Jahr vorgenom-
men. An drei neu zu errichtenden 
neuartigen kombinierten Pkw- 
Lkw-Bus-Tankstellen wird der 
Wasserstoff dann an die Endver-
braucher weitergegeben. 

Verwertung von  
Stromüberschüssen

Auch Vor-Ort-Betankungsanla-
gen aus Photovoltaik-Stromüber-
schüssen sollen innerhalb des 
Projekts umgesetzt werden und 
dazu beitragen, die Zukunft einer 
dezentralen erneuerbaren Ener-
giewirtschaft im ländlichen und 
vorstädtischen Raum zu demons- 
trieren. „Wir werden damit nicht 
nur exemplarisch eine in sich ge-
schlossene regionale Wertschöp-

fungskette aufstellen, wir wer-
den auch einen wichtigen Beitrag 
zum Klimaschutz leisten – in der 
Region und vielleicht sogar welt-
weit“, so Christoph Göbel, Land-
rat des Landkreises München. 

Zahlreiche Partner

Am Projekt sind neben den 
drei Landkreisen auch der Initia-
tor WasserstoffRegion-Landshut 
e.V. sowie 16 kleine und mittel-
ständische Betriebe, ein Großun-
ternehmen, eine Stadt, zwei Ge-
meinden, zwei Stadtwerke sowie 
eine Energieagentur als Partner 
beteiligt. 

Unterstützt wird „HyBayern“ 
von insgesamt 22 Unternehmen, 
Verbänden, Hochschulen und 
Gebietskörperschaften, darunter 
fünf Großunternehmen und vier 
Hochschulen. 45 Millionen Euro 
bringen die Landkreise und vor 
allem die beteiligten Unterneh-
men in das Projekt ein. 

Die zusätzlichen Fördergel-
der aus dem Verkehrsministe-
rium fließen in die Beschaffung 
von Wasserstoff- und Brenn-
stoffzellentechnologie und wer-
den direkt an die jeweiligen Pro-
jektpartner ausbezahlt. „Wir sind 
stolz und glücklich, dass wir uns 
mit diesem interkommunalen 
und höchst ambitionierten Pro-
jekt gegen anspruchsvolle Mit-
bewerber durchsetzen konnten. 
Jetzt gilt es anzupacken und da-
für zu sorgen, dass der Leucht-
turm „HyBayern“ bald die erhoff-
te Strahlkraft entwickelt“, be-
merkt Landrat Peter Dreier aus 
dem Landkreis Landshut bei der 
Preisverleihung.  r

Frühwarnsystem ASTROSE soll Störungen vermeiden: 

Sensoren erkennen Vereisung
LEW Verteilnetz (LVN) und das Fraunhofer IZM testen deutschlandweit  

erstes Eislast-Monitoring an einer 110-kV-Hochspannungsfreileitung bei Donauwörth 
Starke Eisbildung an den Leiterseilen einer Freileitung kann zum 
Problem werden: Löst sich eine kräftige Eisschicht, etwa durch ei-
nen starken Windstoß, kann ein Leiterseil in Schwingung geraten 
und weitere Leiterseile berühren oder ihnen so nahe kommen, dass 
es zu einem Stromüberschlag kommt. Im Stromnetz kann dies dann 
zu einer Spannungsschwankung oder sogar einem Ausfall führen. 
Außerdem hängen Leiterseile bei Vereisung stärker durch. Bei sehr 
starker Eisbildung können die erforderlichen Sicherheitsabstände 
zu Objekten am Boden unterschritten werden. 

Die LEW Verteilnetz GmbH, Be-
treiber des Stromverteilnetzes in 
Bayerisch-Schwaben und Teilen 
Oberbayerns, testet nun gemein-
sam mit dem Fraunhofer-Institut 
für Zuverlässigkeit und Mikroin-
tegration IZM und Fraunhofer In-
stitut für Elektronische Nanosys-
teme (ENAS) das sensorgestütz-
te Autarkes Stromsensorsystem 
(ASTROSE) deutschlandweit erst-
malig zur Früherkennung von 
Vereisungen.

Algorithmus warnt 
vor drohender Vereisung

Dafür wurden auf Leiterseilen 
an sechs Maststandorten einer 
nördlich von Donauwörth ver-
laufenden Freileitung ASTROSE 
Sensoren angebracht: Sie mes-
sen Temperatur, Neigungswinkel 
sowie die Stromstärke eines Lei-
terseils. Über eine Richtfunkver-
bindung werden die Daten der 
Sensoren alle 15 Minuten an ei-

nen Rechner übertragen, der sie 
in einer Datenbank speichert und 
entsprechend aufbereitet. Ein Al-
gorithmus prüft, ob die Daten auf 
eine Vereisung hindeuten. Das 
System gibt bei drohender Verei-
sung eine Warnmeldung ab, bei 
Überschreiten bestimmter Para-
meter wird ein Alarm ausgelöst. 
Die Hinweise des Systems laufen 
in der rund um die Uhr besetzten 
Netzleitstelle von LVN in Augs-
burg auf. Bei Bedarf können die 
diensthabenden Ingenieure Mit-
arbeiter der Betriebsstelle vor 
Ort informieren, die dann die Lei-
terseile vom Eis befreien.

Feldtest bis Frühjahr 2021

Den Feldtest führen LVN und 
das Fraunhofer IZM auf einem 
rund 1,5 Kilometer langen Lei-
tungsabschnitt einer 110-kV 
Hochspannungsleitung nördlich 
von Donauwörth, nahe der Ort-
schaft Fünfstetten durch. In dem 

Gebiet kam es in der Vergangen-
heit immer wieder zu Vereisun-
gen an den Leitungen.

Beitrag zur  
Versorgungssicherheit

„Wir bieten unseren Netzkun-
den eine im deutschland- und 
bayernweiten Vergleich über-
durchschnittlich hohe Versor-
gungsqualität. Darauf sind wir 
als Betreiber eines Stromnet-
zes in einer sehr ländlich struk-
turierten Region stolz“, sagte 
LVN-Geschäftsführer Josef Wag-
ner. „Neben hohen Investitio-
nen in die Infrastruktur sowie 
kontinuierlichen Leitungskont-
rollen und Ausastarbeiten sind 
es auch neue Technologien, die 
auf die hohe Versorgungsquali-
tät einzahlen.“

„Unser ASTROSE-System ist be-
reits beim Temperatur-Monito-
ring für Freileitungen im Einsatz 
und trägt dazu bei, dass die Be-
triebsmittel optimal ausgelastet 
werden können“, sagt Carsten 
Brockmann vom Fraunhofer IZM. 
„Nun untersuchen wir gemein-
sam mit LVN mit dem Eislast-Mo-
nitoring einen weiteren Anwen-
dungsfall, der zu einer Verbesse-
rung der Versorgungssicherheit 
beiträgt.“  r

Bereits über 7.200 Anträge für das 
Photovoltaik-Speicher-Programm

Aiwanger: „Bayerns Bürgerinnen und Bürger wollen bei der 
Energiewende mit anpacken. Wir unterstützen sie dabei!“

„Der Freistaat wird einmal mehr seiner Rolle als Sonnenland ge-
recht. Mehr als 7.200 Anträge sind seit Beginn des Photovol-
taik-Speicher-Programms eingegangen. Das zeigt, dass wir die rich-
tigen Anreize setzen. Statt die Bürger mit Verboten und Kosten zu 
belasten, unterstützen wir sie aktiv, einen konkreten Beitrag zum 
Klimaschutz zu leisten“, erklärt Bayerns Wirtschafts- und Energie-
minister Hubert Aiwanger zu den aktuellen Antragszahlen.

Seit dem 1. August 2019 kön-
nen Eigentümer von Ein- und 
Zweifamilienhäusern eine bayeri-
sche Förderung für neue Strom-
speicher in Verbindung mit einer 
Photovoltaikanlage beantragen. 
Zusätzlich gibt es die Möglichkeit, 
einen Zuschuss für die Installati-
on einer privaten Ladestation 
für Elektrofahrzeuge zu erhalten.  
Aiwanger freut sich über die rege 
Teilnahme am Förderprogramm: 
„Die Bürgerinnen und Bürger 
wollen bei der Energiewende  
mit anpacken. Diesen Schwung 
nehmen wir mit ins neue Jahr 

und unterstützen sie weiterhin.“
Insgesamt wurde bisher eine 

Fördersumme von rund 7,3 Milli-
onen Euro beantragt. Damit wird 
eine Gesamtleistung von mehr 
als 56.000 kWpeak gefördert. 
Bei rund 1.230 Anträgen wurde 
die optionale Ladeeinrichtung für 
Elektrofahrzeuge mitbeantragt. 
Die Antragstellung ist sehr ein-
fach elektronisch möglich. 

Weitere Informationen und 
die Antragsplattform finden sich 
auf der Programmseite www.
energiebonus.bayern. r

Energieallianz Bayern 
nimmt Windpark Adorf  

in Betrieb
Die Energieallianz Bayern nimmt 
den Windpark Adorf in der Ge-
meinde Diemelsee (vgl. Bild 
links) in Betrieb. Nach einer 
neunmonatigen Bauphase spei-
sen die beiden Windkraftanla-
gen vom Typ Nordex N131 mit 
einer Gesamtleistung von 6,6 
MW seit 06.01.2020 ins öffentli-
che Netz ein.

Geschäftsführer Ulrich Geis 
erklärte hierzu: „Mit vereinten 
Kräften haben wir mit der Firma 
Nordex und dem Planungsteam 
der ABO Wind AG das Projektziel 
fristgerecht erreicht. Dafür gilt 
allen Beteiligten unser Dank! Mit 
dem Windpark Adorf leisten wir 
mit 17 Millionen kWh einen wei-
teren Beitrag zum Klimaschutz 
und zum Gelingen der Energie-
wende.“

Die Energieallianz Bayern be-
treibt nunmehr fünf Windparks 
mit einer Gesamtleistung von 
62 MW. Asset Management und 
kaufmännische Betriebsführung 
für den Windpark Adorf führt die 
Energieallianz Bayern in Eigenre-
gie durch.  r
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Die Energieversorgung von morgen wird dezentral. Dafür ist
das Bayernwerk gerüstet und entwickelt Lösungen für die
neue Energiewelt in  Bayern: von der Straßenbeleuchtung,
über den EnergieMonitor bis zur effizienten Anlage zur
 Energieerzeugung und -verteilung. Wir sind der fachkundige
Partner für Unternehmen, Privatpersonen oder Kommunen.
Sprechen Sie uns bitte an, wir beraten Sie gerne!

www.bayernwerk.de

Ihr Partner für 
die Energiezukunft.

RENEXPO Interhydro in Salzburg:

Neue Entwicklungen 
in der Wasserkraft

Erneut hat die RENEXPO Interhydro in Salzburg aufgezeigt, welchen 
Beitrag Wasserkraft zu einer sicheren, nachhaltigen, bezahlbaren 
und klimaneutralen Energieversorgung leistet. Auch 2019 bot Euro-
pas Treffpunkt der europäischen Wasserkraftbranche eine einzigar-
tige Plattform für Wissenstransfer, Erfahrungsaustausch und neue 
Kontakte. Mit 125 Ausstellern, mehr als 300 Kongressteilnehmern 
und rund 2.500 internationalen Besuchern setzte die Veranstaltung 
ihre Erfolgsgeschichte fort.

Unter dem Motto „Wasserkraft 
braucht Politik braucht Wasser-
kraft“ informierte die RENEXPO 
Interhydro über politische Rah-
menbedingungen bei der Nut-
zung der Wasserkraft, den Stand 
der Technik und aktuelle Ent-
wicklungen. Der zweitägige Kon-
gress behandelte Themen wie 
ökologische Aspekte der Was-
serkraftnutzung und deren Aus-
bau, das flexible Einsatzspektrum 
der Wasserkraft zur Grundlast-
versorgung und als Energiespei-
cher, Best Practice und Technik 
im Kraftwerksbau sowie bei In-
standhaltung und Modernisie-
rung. Darüber hinaus wurden 
Details zu Planung, Bau, Betrieb 
und Instandhaltung von Wasser-
kraftanlagen, umgesetzte Pro-
jekte, Praxiserfahrungen, Anla-
gen-Komponenten und Innovati-
onen vorgestellt.

Energie-Talk

Im Rahmen des Energie-Talks 
erörterten renommierte Vertre-
ter aus Politik und Verbänden, 
darunter Dr. Herfried Harreiter, 
Leiter Asset Management der 
Verbund Hydro Power GmbH, Dr. 
Axel Berg, Vorsitzender des Vor-

stands Arbeitsgemeinschaft Was-
serkraftwerke Baden Württem-
berg e.V. sowie Coautor des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes 
und Detlef Fischer, Geschäftsfüh-
rer des Verbands der Bayrischen 
Energie- und Wasserwirtschaft 
die Verbindung von Wasserkraft 
und Politik.

Nachaltig, sicher, innovativ

Die Einbindung der Wasser-
kraft in das zukünftige Energiesys-
tem war ein zentrales Thema des 
diesjährigen Kongresses. So the-
matisierte die 5. Internationale  
Konferenz „Wasserkraft und Ener- 
giespeicher“ die Wasserkraft im 
zukünftigen Energiesystem im 
Spannungsfeld zwischen Nach-
haltigkeit, Versorgungssicherheit 
und Innovation. Die Konferenz 
zeigte die Potenziale von Wasser-
kraft und Energiespeichern in der 
EU auf und stellte neue techno-
logische Entwicklungen in Berei-
chen wie Digitalisierung, Sektor-
kopplung und Wasserstoffnut-
zung vor. Blockchain als ein Trei-
ber in der Energiewende sowie 
die Auswirkungen des Klimawan-
dels auf die Wasserkraft bildeten 
weitere hochaktuelle Themen.

Aufgrund ihrer technischen Vo-
raussetzungen eignen sich Klein-
wasserkraftwerke optimal zur 
Bereitstellung von 100 % erneu-
erbaren Strom für eine emissi-
onsfreie Elektromobilität. Durch 
die Errichtung von E-Tankstel-
len bei Kleinwasserkraftwerken 
können die bestehende Netzin-
frastruktur genutzt, Netzverlus-
te minimiert und damit eine ef-
fiziente Bereitstellung von 100 % 
Ökostrom garantiert werden. In 
dem Seminar „Errichtung und Be-
trieb von E-Tankstellen an Klein-
wasserkraftwerken“ wurde u.a. 
diskutiert, welche rechtlichen 
und finanziellen Fragen zu klären 
und welche Zusatzangebote für 
eine hohe Kundenfrequenz för-
derlich sind.

Internationale Märkte

Mit dem 3. Osteuropa-Was-
serkraftforum und dem Seminar 
„Wasserkraft in Afrika und La-
teinamerika“ wurden auch in die-
sem Jahr internationale Märkte 
vorgestellt. Beim 4. Europäischen 
Wasserkraft-Verbändetreffen 
standen wiederum europäische 
Projekte und Initiativen wie die 
Technology Roadmap im Fokus.

Nach Auffassung der Verbände 
wird in der aktuellen Diskussion 
um Klimaschutz und Energiewen-
de ein wichtiger Teil der Lösung 
häufig übersehen: Die heimische 
Wasserkraftnutzung und deren 
ökologisch vertretbarer Ausbau. 
Stattdessen führten immer neue 
gesetzliche und ökologische Auf-

lagen sowie kostspielige Geneh-
migungsverfahren dazu, dass die 
langlebigste und kontinuierlichs-
te Form der erneuerbaren Strom- 
erzeugung – die heimische Was-
serkraft – mit steigenden Kosten 
zu kämpfen hat. Dabei wächst 
der Beitrag der Wasserkraft zur 
gesicherten Grundlastversorgung 
mit Strom mit jeder Kilowattstun-
de, die durch Abschaltung von 
thermischen Kraftwerken weni-
ger erzeugt wird. 

Mehr Rückhalt aus der Politik

Die Anlagenbetreiber der rund 
10.000 Wasserkraftwerke in Süd-
deutschland und Österreich bie-
ten sich somit als ein wichtiger 
Teil der zukünftigen Energiever-
sorgung an. Dafür braucht es al-
lerdings deutlich mehr Rückhalt 
aus der Politik.

Strom aus Wasserkraft leistet 
traditionell und zunehmend ei-
nen substantiellen Beitrag zur si-
cheren Grundversorgung aus re-
generativ erzeugtem Strom rund 
um die Uhr. In Bayern liefert die 
Wasserkraft etwa 14 Prozent der 
gesamten Stromerzeugung und 
rund ein Drittel der Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Energi-
en. In Baden-Württemberg trägt 
die Wasserkraft knapp acht Pro-
zent zur Gesamtstromerzeugung 
bei, wobei der Anteil der regene-
rativen Stromerzeugung eben-
falls fast einem Drittel entspricht. 
In Österreich beträgt der Anteil 
der Wasserkraft sogar zwei Drit-
tel der Gesamtstromerzeugung.

„Wichtig wäre es, den Men-
schen von politischer Seite aus 
das Machbare in Sachen CO2-frei-
er Energieversorgung mit Son-
ne, Wind, Wasser und Biomasse 
möglichst sachlich und verständ-
lich zu erläutern und über die 
Notwendigkeiten im Hinblick auf 
Klimaschutz und Energiewende 

zu informieren“, appellierten die 
Verbände an die Politik.

Vielfältiger Einsatz

„Ähnlich wie sie in früheren 
Jahrhunderten der wirtschaftli-
chen Entwicklung diente, kann 
die Wasserkraft nunmehr einen 
wichtigen Beitrag zur Energie-
wende leisten“, zeigten sich die 
Branchenvertreter überzeugt. 
Sie appellierten an die politi-
schen Vertreter, die Wasserkraft 
in ihrer Bedeutung nicht klein 
zu reden, sondern sie tatkräf-
tig im Bestand und beim ökolo-
gisch vertretbaren Ausbau zu un-
terstützen und in ihrer Akzeptanz 
zu stärken. 

Die Vorteile der Wasserkraft 
lägen auf der Hand und reichten 
von CO2-Vermeidung für den Kli-
maschutz über die Versorgungs-
sicherheit (Grundlastfähigkeit, 
Importunabhängigkeit, Regel-
barkeit, Schwarzstart-, Inselbe-
triebs-, und Speicherfähigkeit) 
bis hin zur Ressourcenschonung 
sowie zur Einsparung von Lei-
tungskapazitäten und Übertra-
gungsverlusten durch regionale 
Nähe.

Appell der Verbände

„Wer Klimaschutz und Ener-
giewende ernsthaft will, kommt 
um die Nutzung der heimischen 
Wasserkraft nicht herum. Das 
geht nur im Schulterschluss von 
Politik, Gesellschaft und Wasser-
kraftbetreibern. Die Wasserkraft 
muss als essentieller Teil des re-
generativen Ganzen betrachtet 
werden“, so der Appell der Ver-
bände.

Die Verbände bekennen sich 
zu einer ökologischen Nutzung 
der Wasserkraft, denn Wasser-
kraftnutzung und Umweltschutz 
sind Partner. Umweltauflagen, 

die über nachweisbar wirkungs-
relevante Grenzen hinaus einge-
fordert werden, führten aber zur 
Unwirtschaftlichkeit und letzt-
endlich zur Stilllegung von An-
lagen. Verlierer seien dann Um-
welt, Natur und auch die Energie-
wende. 

Die Verbände sind sich sicher, 
dass mit gemeinsamer Anstren-
gung und politischem Willen das 
vorhandene Potenzial der Was-
serkraft ökologisch vertretbar 
genutzt werden könnte, sei es in 
Form von Revitalisierungen, Mo-
dernisierungen oder auch Erwei-
terungen und ökologisch fort-
schrittlichen Neubauten. Die 
verfügbaren finanziellen Mittel 
müssen zielgerichtet zur nach-
haltigen Nutzung der Gewässer 
mit größtmöglichem Nutzen für 
Mensch, Natur und Wirtschaft-
lichkeit eingesetzt werden, so 
die Botschaft der Verbandsver-
treter an die Politik.

Wasserkraft und Ökologie

Wie sich Wasserkraft und Öko-
logie bestmöglich miteinander in 
Einklang bringen lassen, war In-
halt der „7. Fachkonferenz: Ge-
wässerökologisch verträglicher 
Wasserkraftausbau“. Die aktuelle 
Situation in verschiedenen Was-
serkraft-Regionen, rechtliche Rah 
menbedingungen, technische Vor- 
gaben und neueste Entwicklun-
gen beim Monitoring als auch 
Sonderthemen wie die Umwelt-
gelder und umgesetzte Aus-
gleichsmaßnahmen in Südtirol 
wurden hier vorgestellt. 

Im Block II „Wasserkraft im Ein-
klang mit der Fischpopulation“ 
standen besonders die Themen 
Fischschutz, Fischableitung und 
Fischabstieg im Zentrum. Ergän-
zend hierzu besichtigten die Teil-
nehmer gemeinsam das Salzach-
kraftwerk Salzburg/Lehen. DK

Plädoyer:

Schleichenden Ausstieg  
aus der Wasserkraft stoppen!

Von Maximilian Faltlhauser, Geschäftsführer HSI HYDRO ENGINEERING GMBH*

Der Ausstieg aus der Kernenergie ist beschlossen. Der Kohleaus-
stieg wird gegenwärtig diskutiert. Worüber jedoch nicht gesprochen 
wird, ist der schleichende Ausstieg aus der Wasserkraft. Trotz eines 
breiten programmatischen Bekenntnisses zur Wasserkraft, wird die 
Wasserkraft im Alltag schrittweise verdrängt und aufgerieben:

1) Im Zuge von Genehmigungs-
verfahren entsteht regelmäßig ei-
ne Unwucht im Abwägungspro-
zess. Lokale Umweltschutzas-
pekte werden – weil deutlich 
konkreter und anschaulicher – re-

gerlich der Eindruck einer was-
serkraftkritischen, lokalen, demo-
kratischen Mehrheit vor Ort. Eine 
nationale stumme Mehrheit von 
Wasserkraftbefürwortern tritt bei 
konkreten Projekten nicht in Er-
scheinung. Auch für die Wasser-
kraft gilt das Dilemma des Flori-
ansprinzips (Nimby: not-in-my-
backyard), wenn es an die Projek-
tumsetzung vor Ort geht.

3) Im EEG sind leicht sinken-
de Einspeisevergütungen für die 
kleine Wasserkraft festgeschrie-
ben. Von sinkenden Investitions-
kosten wie in der Photovoltaik 
und der Windenergie kann jedoch 
in der Wasserkraft nicht die Rede 
sein. Skaleneffekte und Technolo-
gieersparnisse greifen bei einer 
hundert Jahre alten Technologie 
nicht. Zudem ist fast jede Anla-
ge ein Unikat, das auf die spezifi-
sche Wassermenge, die Fallhöhe 
und die örtlichen und teils histori-
schen Gegebenheiten angepasst 
werden muss.

 Wasserkraft ist material- und 
personalintensiver Anlagenbau 
mit entsprechend steigenden Kos-
tenstrukturen. Jedes Jahr werden 
damit schleichend immer mehr 
Standorte unwirtschaftlich, ob-
wohl sie über eine extrem hohe 
nationale Wertschöpfung verfü-
gen.

Stichhaltige Argumente

Im Zuge der Energiewende ent-
steht eine neue Energiewelt. Es 
gibt stichhaltige Argumente da-
für, dass Wasserkraft ein wichti-
ger Baustein dieser neuen Ener-
giewelt sein kann und sein sollte:

1. Wasserkraft ist zu 100 % 
CO2-neutral. Lokalem Umwelt-
schutz wird zunehmend durch 
technologische Verbesserungen 
Rechnung getragen und steht im 
Verhältnis zu anderen erneuerba-
ren Energieerzeugungstechniken 
in nichts nach.

2. Wasserkraft ist eine ideal-
typische Ergänzung zu volatiler 
Stromerzeugung aus Wind und 
Sonne und reduziert damit den 
Bedarf an erneuerbarer Erzeu-
gungs- und Speicherkapazität 
nachhaltig.

3. Dezentrale Wasserkraft wirkt  
sich deutlich stabilisierend auf 
die Stromnetze aus und redu-
ziert erheblich die Kosten für den 
Netzausbau und der Netzstabili-
sierung. r

*HSI Hydro Engineering GmbH 
ist ein innovatives deutsches Un-
ternehmen, das sich auf die Her-
stellung von Kleinwasserkraftan-
lagen (Kaplanturbinen) speziali-
siert hat. Wir appellieren an alle 
politisch Beteiligten in der an-
stehenden politischen Debat-
te den schleichenden Ausstieg 
aus der Wasserkraft zu stoppen 
und faire und verlässliche Rah-
menbedingungen für die Wasser-
kraft im allgemeinen und der klei-
nen Wasserkraft im speziellen zu 
schaffen.

Maximilian Faltlhauser wägt 
als Energieexperte Ökonomie, 
Technik und politischen Willen 
aufeinander ab, um daraus das 
Machbare herauszukristallisie-
ren. Dabei kann er auf eine bald 
zwanzigjährige Berufserfahrung 
zurückgreifen. Sein Hauptaugen-
merk liegt auf der neuen Ener-
giewelt, zu der er wiederholt Ar-
tikel veröffentlicht hat. Politisch 
aktiv ist er beim Wirtschafts-
beirat Bayern im Ausschuss für 
Energiepolitik. r

Maximilian Faltlhauser. r

gelmäßig viel stärker gewichtet, 
als der abstrakte und global wir-
kende Klimaschutzaspekt. Loka-
le Behörden sehen sich vor allem 
in der Verantwortung gegenüber 
ihrem lokalen Zuständigkeitsbe-
reich und weniger als globaler 
Schützer des Weltklimas. Somit 
sticht lokaler Umweltschutz rege-
mäßig den globalen Klimaschutz 
aus.

2) Hinzu kommt ein zahlenmä-
ßiges Ungleichgewicht. Vor al-
lem Fischereiverbände sind vor 
Ort zahlenmäßig in der Über-
macht. Hierbei entsteht unwei-
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Mehr Akzeptanz für 
die Energiewende!

Woher kommt der Strom, wenn die bayerischen Atomkraftwerke 
vom Netz gehen? Braucht der Freistaat als Ersatz neue Gaskraft-
werke? Nach der Regierungserklärung von Wirtschaftsminister Hu-
bert Aiwanger (Freie Wähler) zur Energiepolitik in Bayern erörterte 
eine Expertenrunde im Energieausschuss diese Fragen. Ihr Appell 
an die Politik: die Bürger von der Energiewende überzeugen und für 
mehr Akzeptanz sorgen.

Im Jahr 2022 geht das letzte 
bayerische Atomkraftwerk vom 
Netz. Wie der Strombedarf künf-
tig in Bayern gedeckt werden 
kann, darüber diskutierten Fach-
leute von Stadtwerken, Verbän-
den und Netzbetreibern im Bay-
erischen Landtag. Die Experten 
gaben zudem Auskunft, ob durch 
den Ausstieg aus der Kohle sowie 
der Kernenergie eine Stromlücke 
entstehen könnte.

Gaskraftwerke als  
Reserve unverzichtbar

Die Stromversorgung in Bay-
ern soll sowohl sicher, als auch 
bezahlbar sein. Dabei führe an 
einem Ausbau der erneuerba-
ren Energien kein Weg vorbei – 
so lautete die übereinstimmen-
de Einschätzung der Spezialisten. 
„Der Ausbau von Fotovoltaik und 
Windenergie ist nicht nur ökolo-
gisch, sondern auch ökonomisch 
sinnvoll“, sagte Dr. Florian Bie-
berbach. Der Vorsitzende der Ge-
schäftsführung bei den Münch-
ner Stadtwerken forderte, die 
Leitungsnetze auszubauen. 

Stromverbrauch und -erzeu-
gung sind in Deutschland derzeit 
unterschiedlich verteilt: Wäh-
rend im Süden mehr verbraucht 
wird, wird im Norden mehr er-
zeugt. Leitungen zum Ausgleich 
dazwischen fehlen jedoch. Um 
einen drohenden Stromausfall 
für wenige hundert Stunden im 
Jahr zu verhindern, seien Gas-
kraftwerke als Reserve nötig. 
„Als Alternative zum Netzaus-
bau sind Gaskraftwerke aller-
dings nicht sinnvoll, das rechnet 
sich nicht“, so Bieberbach. Ledig-
lich ergänzend, als Reserve-Kraft-
werke zur Deckung der Residu-
allast seien sie eine Option. Die 

Residuallast ist eine Art Restbe-
darf, also die Differenz zwischen 
der eingespeisten Leistung aus 
nicht regelbaren Energiequellen 
wie Wind oder Fotovoltaik und 
der Leistung, die tatsächlich be-
nötigt wird. Das kommt vor allem 
bei der „kalten, dunklen Flaute“ 
zum Tragen, einer Wetterlage mit 
Nebel – wie sie häufig im Winter 
auftritt – , die den Gewinn erneu-
erbarer Energien erschwert. 

Zu lange  
Genehmigungsverfahren

Einigkeit bestand in der Progno-
se darüber, dass der Strombedarf 
künftig steigen wird. Besondere 
Aufmerksamkeit richtete sich auf 
die Versorgungssicherheit im Win-
ter 2022/23. Nach Angaben der 
Experten wird die Kapazitätslü-
cke in Bayern ab 2023, nach dem 
Ausstieg aus Kohle und Atomkraft, 
zwischen 1.200 und 4.000 Mega-
watt liegen. Die Fachleute wiesen 
allerdings daraufhin, dass neue 
Gaskraftwerke nicht umgehend 
zur Verfügung stehen. Neben der 
Dauer des Genehmigungsverfah-
rens wurde scharfe Kritik laut an 
der Praxis der Ausschreibungen 
für neue Anlagen zu Systemstabi-
lisierung, die wirtschaftlich nicht 
vertretbar seien. „Wir stehen un-
ter Zeitdruck“, erklärte Lothar 
Schreiber Geschäftsführer von EN-
GIE Kraftwerk Zolling. 

Lösung: Stromimporte 

Für stromintensive Unterneh-
men seien wettbewerbsfähige 
Strompreise ein wichtiger Faktor. 
Darauf machte Dr. Erk Thorsten 
Heyen von Wacker Chemie auf-
merksam. Der Senior Vice Pre-
sident des Chemiekonzerns mo-

nierte zudem, es gebe zu geringe 
Windkraftkapazitäten. Heyen ap-
pellierte an die Politik, den Blick 
nicht auf Bayern zu verengen, 
sondern die Versorgungsfrage 
überregional zu betrachten und 
in eine europäische Sichtweise zu 
integrieren. Schützenhilfe erhielt 
er von Christof Timpe vom Frei-
burger Ökoinstitut. „Energiewirt-
schaftlich ist es sinnvoll, sich vom 
Gedanken an eine autarke bay-
erische Stromerzeugung zu ver-
abschieden“, sagte Timpe. Dem-
nach seien vermehrte Stromim-
porte ein Teil der Lösung.

Versorgung sicher?

Ein Stromnetzausbau sei bis 
2023 nicht zu schaffen, so die 
Einschätzung von Dr. Norbert 
Azuma-Dicke vom Branchenver-
band Zukunft Erdgas. Das Frei-

burger Ökoinstitut sieht dage-
gen die Versorgung gesichert. Im 
Auftrag der Landtagsfraktion von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat-
te das Institut ein Gutachten er-
stellt, wonach neue Gaskraftwer-
ke nicht nötig seien, wenn die 
Stromerzeugung aus erneuerba-
ren Energien ausgebaut und das 
Stromübertragungsnetz verstärkt 
werden würde.

„Weichen stellen“

Von einer Speicherung von 
Strom aus erneuerbaren Ener-
gien riet Timpe vom Ökoinstitut 
wegen hoher Umwandlungsver-
luste ab. Der Beschluss zum Aus-
stieg aus der Kernenergie lasse 
sich nach Ansicht der Experten 
nicht mehr zurückdrehen. Pla-
nungen zu Rück- und Abbau sei-
en dazu schon viel zu weit voran-
geschritten. Aufgabe der Politik 
müsse es also sein, die Energie-
wende der Öffentlichkeit über-
zeugend zu erklären und für Ak-
zeptanz zu sorgen, so die Exper-
ten. Jetzt müssten die Weichen 
gestellt werden. red

V.l.: Edgar Stockmeier, Sabine Melbig, Landrat Martin Neumeyer, 
Herbert Engl, Tobias Schlauderer, Peter-Michael Schmalz, Wolfgang 
Burger. Bild: Stadtwerke Kelheim / R. Jellinek

Landkreis Kelheim:

Liegenschaften  
beziehen Ökostrom

Der Landkreis Kelheim und der Zweckverband Häfen stellen den 
Stromverbrauch ihrer Liegenschaften zum Jahresbeginn 2020 auf qua-
lifizierten Ökostrom um. Damit kommt der Landkreis Kelheim dem Er-
reichen der selbst gesteckten Klimaziele ein bedeutendes Stück nä-
her. Partner beim Ökostrombezug sind die Stadtwerke Kelheim. 

Der Bezug von Strom aus er-
neuerbaren Energien gehört zu 
den klimaschutzpolitisch wir-
kungsvollsten Maßnahmen und 
reduziert die Treibhausgas-Emis-
sionen erheblich. In einem euro-
paweiten Verfahren haben der  
Landkreis Kelheim und der Zweck-
verband Häfen deshalb ge-
meinsam die Beschaffung von 
Ökostrom für die Laufzeit von 
zwei Jahren ausgeschrieben. Den 
Zuschlag erhielten die Stadtwer-
ke Kelheim.

Landrat Martin Neumeyer traf  
sich mit der Geschäftsführerin 
 der Stadtwerke Kelheim Sabi-
ne Melbig, den Geschäftsfüh-
rern des Zweckverbandes Häfen 
Herbert Engl und Tobias Schlau-
derer, Kreisrat Peter-Michael  
Schmalz, der als Berater des 
Landrats in Umweltfragen den 
Bezug von Ökostrom initiiert hat, 
sowie Wolfgang Burger, Bear-
beiter Energiemanagement des 
Landkreises, zur Vertragsunter-
zeichnung im Landratsamt Kel-
heim. „Vor Kurzem haben wir auf 
dem Dach des Kelheimer Land-
ratsamtes eine Photovoltaik-An-
lage errichtet“, so Landrat Mar-
tin Neumeyer, „um den Umwelt-
schutz auch im ganzen Landkreis 
voranzutreiben, haben wir uns 
für den Bezug von qualifizier-
tem Ökostrom für unsere Liegen-
schaften entschieden“. 

Allein der Umfang der Öko- 
stromlieferung macht deutlich, 
dass es sich hierbei um einen wir-
kungsvollen Beitrag zum Klima-
schutz handelt: Ab dem 1. Januar 
2020 werden alle Liegenschaften 
des Landkreises Kelheim sowie 
der Zweckverband Häfen in Kel-

heim mit Ökostrom versorgt. Zu 
den Einrichtungen gehören ne-
ben Schul- und Verwaltungsge-
bäuden in Kelheim auch Gebäu-
de in Abensberg, Mainburg, Neu-
stadt a.d. Donau, Riedenburg und 
Saal a.d. Donau. 

„Wir freuen uns sehr, dass wir 
als Stadtwerke den Landkreis 
bei der Umsetzung seiner Klima-
ziele tatkräftig unterstützen dür-
fen“, betont Vertriebsleiter Ed-
gar Stockmeier. Nachhaltigkeit 
und Umweltschutz sind wichti-
ge Unternehmensgrundsätze der 
Stadtwerke. Aus diesem Grund 
optimieren die Stadtwerke Kel-
heim laufend ihre unternehmens-
eigene Energieeffizienz, den Ener-
gieeinsatz sowie das Energiema-
nagementsystem. Zudem bera-
ten und begleiten die Stadtwerke 
Privat- sowie Gewerbekunden bei 
Maßnahmen zum Klimaschutz 
und der Energieeffizienz. 

Für den Landkreis Kelheim ha-
ben die Stadtwerke ein maßge-
schneidertes Produkt entwickelt. 
Dieses musste den hohen Anfor-
derungen an die Ökostromqualität 
genügen, damit ein konkreter Um-
weltnutzen durch die Lieferung 
des ausgeschriebenen Ökostroms 
nachweisbar ist. Das Besondere an 
diesem Produkt, die Herkunft des 
Stroms kann ganz genau nachvoll-
zogen werden. 

Mit den Stadtwerken Kel-
heim können Privat- wie auch 
Geschäftskunden einen aktiven 
Part im Klimaschutz einnehmen. 
Bereits seit einigen Jahren bie-
ten die Stadtwerke mit dem ‚Kel-
heim.NaturStrom‘ ein vollkom-
men CO2-freies Produkt aus um-
weltgerechter Erzeugung an. r

Kosten der Energiewende:

Gegensteuern für 
Industriebetriebe 

dringend notwendig
Die IHK für München und Oberbayern beurteilt das Bekenntnis zu 
niedrigen Industriestrompreisen von Bayerns Wirtschaftsminister 
Hubert Aiwanger (Freie Wähler) in seiner Regierungserklärung als 
äußerst positiv. „Die immer höheren Stromkosten durch die Ener-
giewende sind ein immenses Problem für viele Unternehmen, be-
sonders in der Industrie. Der Kostendruck durch die Energiewende 
kann zur Verlagerung von Produktion ins Ausland führen. Dadurch 
hat die Energiewende eine zentrale Bedeutung für den Indust-
riestandort Bayern“, sagt Manfred Gößl, Hauptgeschäftsführer der 
IHK für München und Oberbayern.  

Aiwanger hatte in seiner Regie-
rungserklärung bekräftigt, dass 
ein Industriestrompreis „mit ei-
ner Vier vor dem Komma“ not-
wendig sei. Er bezieht sich dabei 
auf den Preis einer Kilowattstun-
de Strom in Cent. Dafür werde 
sich Bayern auch in Berlin einset-
zen, so Aiwanger. 

Politische Spielräume 
für Preissenkungen

Durch die hohe Abgaben- und 
Steuerlast auf dem Strompreis 
ergeben sich aus IHK-Sicht poli-
tische Spielräume für Preissen-
kungen, zum Beispiel durch ei-
ne Abschaffung der Stromsteuer. 
Deutschland belegt durch hohe 
Abgaben, Steuern und Umlagen 
für Netzkosten im internationa-
len Vergleich einen negativen 
Spitzenplatz bei den Stromkos-
ten für die Wirtschaft. 

In Europa liegt Deutschland 
laut EU-Kommission auf Platz Eins 
mit rund doppelt so hohen Indus-
triestrompreisen wie in Frank-

reich, Tschechien oder Ungarn.  
IHK-Chef Gößl weiter zur baye-

rischen Energiepolitik: „Entschei-
dend für die Wirtschaft ist die 
Balance aus bezahlbaren Strom-
preisen, Versorgungssicherheit 
und Nachhaltigkeit. Dabei geht 
kein Weg an den beiden Strom-
trassen vorbei, die mehr Wind-
strom aus dem Norden nach Bay-
ern bringen sollen, wo dieser 
dringend benötigt wird. Die Wirt-
schaft unterstützt einen Ausbau 
der erneuerbaren Energien, je-
doch sollten nicht Ideologien, 
sondern Effizienzkriterien über 
den Energie-Mix der Zukunft ent-
scheiden.“ 

Energienetze rasch ausbauen 

Gößl betont, dass drei Viertel 
der Betriebe laut einer IHK-Um-
frage einen raschen Ausbau der 
Energienetze fordern. Je rund 60 
Prozent der Befragten verlangen 
auch den Ausbau erneuerbarer 
Energien sowie eine Entlastung 
beim Strompreis. r

N-ERGIE Netz GmbH  
gegründet 

Eine große Gesellschaft für alle Netzthemen N-ERGIE bündelt  
ihre Netzkompetenz in einem Unternehmen 

Die N-ERGIE Aktiengesellschaft hat sich entschieden, das gesam-
te Netzgeschäft, das bisher von ihren beiden Tochterunternehmen 
– dem Netzbetreiber Main-Donau Netzgesellschaft und dem Netz-
dienstleister N-ERGIE Service GmbH – geführt wurde, in einer ge-
meinsamen Gesellschaft zu bündeln. Entstanden ist die N-ERGIE 
Netz GmbH, die seit 1. Januar 2020 für alle Themen rund um die 
Strom- und Erdgasnetze in Nürnberg und der Region und in Nürn-
berg auch für die Fernwärme- und Trinkwassernetze verantwort-
lich ist. 

Für die Kunden und Partner 
beider Vorgänger-Gesellschaften 
ändert sich durch die Zusam-
menführung und Umbenennung 
nichts. Die 24-Stunden-Bereit-
schaft, der Online-Service und 
alle Telefonnummern, darunter 
auch die Störungsnummern, blei-
ben bestehen. 

Mit der N-ERGIE Netz GmbH 
ist ein Unternehmen mit knapp 
1.000 Beschäftigten entstanden, 
dessen Aufgabe es ist, ihren Kun-

den und Partnern ein sicheres 
Versorgungsnetz zur Verfügung 
zu stellen. 

Die Netzgesellschaft bietet das 
gesamte Produktspektrum aus 
einer Hand: Die Planung, den 
Bau, die Überwachung und die 
Steuerung der Strom-, Erdgas-, 
Fernwärme- und Trinkwasserin-
frastruktur sowie den Betrieb, 
die Inspektion und die Wartung 
aller Anlagen, Rohre und Leitun-
gen. r

Arbeiten an der Turbine. Bild: Verbund.com

Im Donaukraftwerk Jochenstein:

Revitalisierung der 
Kaplanturbine

VERBUND, Bayerns und Österreichs größter Stromerzeuger aus 
Wasserkraft, führt beim Donaukraftwerk Jochenstein derzeit In-
standhaltungsarbeiten an der Kaplanturbine Nr. 5 durch. Taucher 
haben bereits Mitte Oktober die Schiene zur Dammbalkensohlen-
abdichtung gereinigt und damit die ersten Vorbereitungen zur Tro-
ckenlegung des Laufrads der Turbine 5 durchgeführt. Jetzt geht es 
an das Herzstück der Stromerzeugung, das umfangreich gewar-
tet wird. Zusätzlich wird der Einlaufrechen gegen einen neuen ge-
tauscht. Die Arbeiten dauern acht Wochen. 

Seit den 1950er Jahren sind 
die fünf Kaplanturbinen des 
Laufkraftwerkes Jochenstein in 
Betrieb. Alle neun Jahre werden 
sie gewartet. Heuer ist die Turbi-
ne 5 dran. Doch zuvor mussten 
wichtige Vorbereitungen getrof-
fen werden, um die Maschine zu-
gänglich machen zu  können.

Schwerarbeit unter Wasser

Eine ganze Woche lang waren 
die Taucher der VERBUND-Toch-
terfirma Lestin damit beschäf-
tigt, Sand, Geröll und Holz am 
Grunde der Donau in 18 Me-
ter Tiefe vor dem Einlaufrechen 
zu entfernen. Diesmal verlegten 
besonders viele Sedimente den 
unteren Bereich des Einlaufre-
chens, sogar ein vier Meter lan-
ger Baumstamm musste mit dem 
Portalkran herausgehoben wer-
den. Die Arbeit ist nicht ohne – 
sehr gefährlich unter Wasser und 
eine Schmutzarbeit, die Finger-
spitzengefühl erfordert. 

Saubere Sohle bedeutet  
optimale Dichtung 

„Ohne Taucher keine Revi- 
sion“, informiert Revisionsmeis-
ter Albert Weishäupl vom Do-
naukraftwerk Jochenstein. „Die 
Reinigung der Sohle vor dem Ein-
laufrechen ist notwendig, damit 
wir die tonnenschweren Damm-
balken optimal setzen kön-
nen. Eine saubere Sohle bedeu-
tet optimale Dichtung durch die 
Dammbalken. Dann kann die 
Turbine trockengelegt und mit 

den Revisionsarbeiten begonnen 
werden.“ 

Vitalkur für die  
Kaplanturbine

Jetzt im Herbst werden die 
Turbine samt Generator und Ro-
tor auf ihre Funktion hin über-
prüft und „Gebrauchsspuren“ 
ausgebessert. Das heißt, die 
Laufradschaufeln, der Leitappa-
rat, elektrohydraulische Anla-
genkomponenten und der Gene-
rator im Krafthaus werden von 
den Kraftwerksmitarbeitern un-
tersucht und saniert. 

Wechsel des Einlaufrechens

„Zusätzlich bei dieser Revi- 
sion werden wir auch den rech-
ten Einlaufrechen auswechseln, 
der seit 1956 die Turbine 5 vor 
groben Sedimenten, Baumstäm-
men, Steinen schützt. Die lin-
ke Seite wurde bereits bei der 
Revision 2012 gewechselt“, er-
zählt Weishäupl. Ein Riesenun-
terfangen, zumal dieser Einlauf-
rechen 18 Meter hoch und 12 
Meter breit ist. Der Rechen ist 
zweigeteilt in untere und obere 
Rechenfelder. Die einzelnen Fel-
der sind 1 Meter 20 breit, 9 Me-
ter hoch und an 3 Querträgern 
(Fischbauchträger) abgestützt 
und verschraubt. Der Rechen 
wird mit Hilfe eines Portalkrans 
herausgehoben und wiederein-
gesetzt. 

Ab Januar 2020 folgt noch die 
Revision der Schiffahrtsschleu-
senkammer Süd. r



9GZ KO M M U N A L E  E N E R G I E T H E M E N16. Januar 2020

energie-
effizient und
nachhaltig
#byak-ben

Schon 
klimaneutral?
Wir beraten 
Sie kostenfrei!
+49 89 139880-88 
www.byak-ben.de

Beratungsstelle
Energieeffizienz und
Nachhaltigkeit

Bayerische
Architektenkammer

Gefördert durch
Bayerisches Staatsministerium für
Wohnen, Bau und Verkehr

Preisträger Bioenergiedorf Wettringen eG gemeinsam mit Regie-
rungspräsident Dr. Eugen Ehmann (r.) und Ingo Schroers, Bayernwerk 
(l.), Landrat Florian Töpper, Landkreis Schweinfurt (2.v.l.) und 2. Bür-
germeister Winfried Reß, Stadtlauringen (2.v.r.).
 Bild: Johannes Hardenacke, Regierung von Unterfranken/ Bayernwerk AG

Bürgerenergiepreis Unterfranken 2019:

Engagement für  
Energiewende gewürdigt

Ein Dorf heizt Bio: In Wettringen im Landkreis Schweinfurt steht 
seit 2011 ein Blockheizkraftwerk (BHKW), das inzwischen zwei Drit-
tel des Dorfes mit Wärme und Strom versorgt. Betrieben wird die 
Anlage mit Hackschnitzeln. Das „Bioenergiedorf Wettringen“ ist ei-
ner von drei Gewinnern des Bürgerenergiepreises, der jedes Jahr 
von der Bayernwerk Netz GmbH (Bayernwerk) mit Unterstützung 
der Regierung von Unterfranken vergeben wird. 

Die Bioenergiegenossenschaft 
Wettringen eG wurde gemein-
sam mit den anderen Preisträ-
gern, Johannes Hemmelmann 
aus Himmelstadt im Landkreis 
Main-Spessart und Familie Jung 
aus Eltmann im Landkreis Haß-
berge, in den Räumen der Regie-
rung von Unterfranken in Würz-
burg geehrt. 

„Wenn wir Klimawandel und 
Energiewende ernst nehmen,  
müssen wir jetzt handeln und in- 
novative Lösungen finden. Der  
Bürgerenergiepreis macht ein 
breites Publikum auf diese vor-
bildlichen Projekte aufmerksam 
und wir freuen uns, dass so viele 
Menschen mit gutem Beispiel vo-
rangehen“, erklärte Ingo Schroers, 
Mitglied der Geschäftsleitung der 
Bayernwerk Netz GmbH, bei der 
Preisverleihung. Zusätzlich merkte 
er an, dass es jedes Jahr die Mög-
lichkeit gebe, sich für die Auszeich-
nung zu bewerben. Regierungs-
präsident Dr. Eugen Ehmann er-
gänzte: „Tolle Projekte, engagierte 
Menschen und reichlich Visionä-
res, das ist der Bürgerenergiepreis 
des Bayernwerks. Ich freue mich, 
auch in diesem Jahr wieder aktiv 
mitwirken zu können.“ 

Klimafreundlich und smart

Seit 2010 hat Familie Jung aus 
Eltmann ihr im Jahr 1983 erbau-
tes Zweifamilienhaus kontinuier-
lich zu einem klimafreundlichen 
und energieeffizienten Smart Ho-
me umgebaut. Basis sind eine 
Photovoltaikanlage, eine Wärme-
pumpe, die auch als Klimaanla-
ge funktioniert, sowie eine Solar- 
thermieanlage mit Heizungsun-
terstützung und ein wasserfüh-
render Pelletofen.

Den Umbau der Heizungsanla-
ge hat Matthias Jung größtenteils 
in Eigenregie durchgeführt. Mit 
Hilfe eines Smart-Home-Systems 
kann die Familie die energetische 
Versorgung ihres Hauses digital 
steuern. Die gesamte Beleuch-
tung ist auf LED umgerüstet, bei 
neuen Geräten achten die Fa-
milienmitglieder auf Energieef-
fizienz. Zum Fuhrpark der Fami-
lie gehören ein Elektroauto, ein 
Elektromotorad und ein E-Roller. 
Als nächsten Schritt plant die Fa-
milie die Anschaffung eines Spei-
chers für die überschüssige Ener-
gie aus der Photovoltaik-Anlage. 
Familie Jung erhält ein Preisgeld 
von 3.000 Euro. 

Effizientes Blockheizkraftwerk 

Auf Initiative der Bioenergie-
genossenschaft Wettringen ent-
stand in dem unterfränkischen 
Dorf im Jahr 2014 ein eigenes 

Blockheizkraftwerk (BHKW). Die-
se Kraftwerke dienen der loka-
len Energieversorgung einzel-
ner Quartiere und arbeiten ex-
trem effizient nach dem Prinzip 
der Kraft-Wärme-Kopplung. Das 
Besondere am Wettringer BHKW 
ist, dass es komplett CO2-neutral 
mit Holzpellets betrieben wird. 
Diese werden verschwelt, so dass 
neben Wärme auch Gas entsteht, 
das in Gasmotoren in elektrische 
Energie umgewandelt wird. 

Ein dorfeigenes Nahwärme-
netz versorgt inzwischen schon 
zwei Drittel der Bewohner mit 
Wärme aus dem BHKW. Den 
selbst erzeugten Strom speisen 
die Wettringer in das Stromnetz 
ein. Da immer mehr Dorfbewoh-
ner an das Wärmesystem an-
geschlossen werden möchten, 
denkt die Genossenschaft derzeit 
über eine Erweiterung der Anla-
ge nach. Die Bioenergiegenos-
senschaft Wettringen erhält ein 
Preisgeld von 3.000 Euro.

Vier Generationen, 
ein Wärmenetz 

Zehn Bewohner aus vier Gene-
rationen leben auf dem Anwesen 
der Familie Hemmelmann in Him-
melstadt. Für die Gebäude in der 
Hauptstraße in Himmelstadt, de-
ren Ursprung teilweise auf das 19. 
Jahrhundert zurückgeht, hat Jo-
hannes Hemmelmann ein eigenes 
Nahwärmenetz installiert. Auch 
die neu gebaute Weinscheune 
mit Platz für 50 Besucher hat er 
an das Netz angeschlossen. 

Der Wärme- und Warmwas-
serbedarf wird über eine Pel-
letheizung und eine Solarther-
mieanlage gedeckt. Drei Puffer-
speicher sorgen dafür, dass die 
Pelletheizung in den Sommermo-
naten nur sehr selten eingesetzt 
werden muss. Unterstützt wird 
das System durch eine intelligen-
te Steuerung, die auf Wettervor-
hersagen reagiert. Familie Hem-
melmann erhält ein Preisgeld von 
4.000 Euro.

Schon jetzt für die  
nächste Runde bewerben

Der Bürgerenergiepreis wur-
de erstmals 2013 in Niederbay-
ern verliehen. Inzwischen werden 
regelmäßig Gewinner in den Re-
gierungsbezirken Niederbayern, 
Oberbayern, Unterfranken, Ober-
franken und in der Oberpfalz ge-
sucht. Schon sind Bewerbungen 
für die nächste Runde möglich. 
Die Bewerbungsunterlagen und 
weitere Informationen zum Bür-
gerenergiepreis sind unter www.
bayernwerk.de/buergerenergiepreis  
zu finden. r

Unternehmensgruppe Irlbacher errichtet neue Energiezentrale: 

Bayernwerk Natur liefert 
innovative Energietechnologie
Seit über 80 Jahren entwickelt und produziert die Unternehmens-
gruppe Irlbacher hochmoderne Spezialgläser in höchster Präzisi-
on für Innen- und Außenleuchten, Kaminofenindustrie, Architek-
tur, Gebäudetechnik, Sanitär, Maschinenbau oder Forschung und 
Wissenschaft. Nun erweitert Irlbacher seine Produktionsstätten 
in Schönsee (Landkreis Schwandorf). Ein entscheidender Produk-
tionsfaktor ist dabei der effiziente und nachhaltige Energieeinsatz. 

Am Firmensitz im oberpfäl-
zischen Schönsee errichtet der 
Glasspezialist daher eine neue 
Energiezentrale mit einem hoch-
effizienten Blockheizkraftwerk 
(BHKW). Energiepartner dafür  
ist die Bayernwerk Natur GmbH 
(Bayernwerk). Das innovative 
Energieprojekt wurde nun mit 
einer Vertragsunterzeichnung 
beim Bayernwerk in Regensburg 
auf den Weg gebracht.

Neues Vorzeigeprojekt

Es war der Startschuss für 
ein neues Vorzeigeprojekt des 
Schönseer Glasspezialisten Irl- 
bacher. Diesmal steht allerdings 
ein nachhaltiger und effizienter 
Einsatz von Energie für die Pro-
duktion der weltweit gefrag-
ten Produkte des oberpfälzi-
schen High-Tech-Unterneh-
mens im Mittelpunkt. Durch 
die Erweiterung seiner Produk- 
tionsstätten hat das Unterneh-
men eine neue Energiezentrale 
mit einem hocheffizientem BH-
KW in Auftrag gegeben. Dabei 
hat sich Irlbacher für das Bay-
ernwerk als Energiepartner ent-
schieden. 

„Wir sind sehr stolz, dass wir 
einem derart innovativen Pro-
duktionsbetrieb wie der Unter-
nehmensgruppe Irlbacher mit 
unserem Energie-Know-how zur 
Seite stehen dürfen. Auf den 
Kundenbedarf zugeschnittene 
und möglichst nachhaltige Lö-
sungen zu realisieren, zeichnet 
uns aus“, betonte Werner Deh-
mel, Geschäftsführer der Bay-
ernwerk Natur. Bei einem Ter-
min in der Unternehmenslei-
tung des Bayernwerks in Regens-
burg wurden nun die Verträge 
für das neue Energieprojekt zwi-

schen der Firma Irlbacher und 
dem Bayernwerk unterzeichnet. 
Dabei handelt es sich um einen 
Pachtvertrag für drei Kraft-Wär-
me-Kopplungs-Module (KWK) 
mit jeweils 333 Kilowatt elekt-
rischer Leistung. Die Investiti-
on für diese Anlagen trägt die 
Bayernwerk Natur. Zudem wur-
de ein Kaufvertrag für eine Ab-
sorptionskältemaschine (AKM) 
mit 500 kW thermischer Leis-
tung abgeschlossen. Als dritter 
Baustein wurde ein Erdgasliefer-
vertrag über neun Jahre mit 15,8 
Gigawattstunden jährlich abge-
schlossen. 

Die Verträge unterzeichneten 
seitens des Glasspezialisten die 
Geschäftsführer Joseph Irlbacher, 
Stephan Irlbacher und Günther Irl- 
bacher. Für die Bayernwerk Natur 
unterzeichneten die Geschäfts-
führer Werner Dehmel und Fran-
co Gola. Zugegen war auch Otmar 
Zisler, Mitglied der Geschäftsfüh-
rung der E.ON Energie Deutsch-
land, die für die Bayernwerk Na-
tur das benötigte Erdgas für den 
Anlagenbetrieb liefert. 

In der neuen Energiezentrale  
werden künftig die neuen tech-
nologischen Komponenten des 
Blockheizkraftwerks wie KWK- 
Module und die AKM unterge-
bracht. Damit die Abwärme der 
KWK-Module optimal in den 
Produktionsprozessen genutzt 
werden kann, werden aktuell  
elektrisch beheizte Trocken- 
öfen auf die Beheizung mit Ther-
malöl umgerüstet. Diese Umrüs-
tung finanziert Irlbacher selbst. 
Die Inbetriebnahme der neuen 
Energieanlage ist für September 
2020 geplant. Das finanzielle Vo-
lumen für dieses neue Energie-
projekt liegt bei rund 9,2 Millio-
nen Euro. r

LEW Verteilnetz GmbH (LVN):

Ausastarbeiten leisten 
Beitrag zur 

Versorgungssicherheit 
LEW Verteilnetz sorgt für überdurchschnittlich hohe Zuverlässigkeit 
der Stromversorgung in Bayerisch-Schwaben. Dazu tragen auch die 
Ausastarbeiten bei, die derzeit im gesamten Netzgebiet laufen.

Mit Motorsäge und Astsche-
re beugt die LEW Verteilnetz  
GmbH (LVN) als Betreiber des 
regionalen Stromverteilnetzes 
auch in diesem Winter Strom-
ausfällen vor. Dabei werden 
Bäume und Sträucher entlang 
der Stromleitung mit Motor-
säge und Astschere zurückge-
schnitten bzw. je nach Gehölz-
art ebenerdig gekürzt. Somit soll 
vermieden werden, dass Äste 
zu nah an die Leitung wachsen 
und so aufgrund von Stromüber-
schlag oder bei schlechter Wit-
terung die Stromversorgung be-
einträchtigen.  

Überdurchschnittlich  
hohe Versorgungsqualität 

Die jährlichen Ausastarbei-
ten leisten damit einen Beitrag 
zur überdurchschnittlich hohen 
Versorgungssicherheit, die LVN 
Netzkunden bietet: 2018 war ein 
Kunde im Netzgebiet aufgrund 
ungeplanter Versorgungsunter-
brechungen nur rund neun Mi-
nuten ohne Strom. Dieser so-
genannte SAIDI-Wert (System 
Average Interruption Durati-
on Index) wird jährlich von je-
dem Netzbetreiber erhoben. 
Für Deutschland liegt der ent-
sprechende Wert 2018 bei 14 
Minuten, für Bayern bei 13. In 
den Nachbarstaaten liegen die 
Werte um ein Vielfaches höher 
(Österreich 2017: 32 Minuten, 
Frankreich 2016: 50 Minuten, 
Tschechische Republik 2016: 98 
Minuten). 

17 Spezialunternehmen  
aus der Region 

Die Ausastarbeiten sind ne-
ben regelmäßigen Leitungskon-
trollen sowie kontinuierlichen 
Erneuerungsarbeiten im gesam-
ten Netz ein Baustein der ho-
hen Versorgungssicherheit: LVN 
investiert in die Ausastarbei-
ten mehr als 2 Millionen Euro. 
Die Summe geht an 17 Betriebe 
aus der Region, darunter Gar-
ten- und Landschaftspflegebe-
triebe sowie Forstbetriebe. Die 
Spezialfirmen sind von Herbst 
bis Ende Februar im gesamten 

LVN-Netzgebiet unterwegs, um 
Bäume und Sträucher zurückzu-
schneiden. Die Betriebe durch-
laufen bei LVN ein eigenes Quali-
fizierungsverfahren und werden 
regelmäßig geschult. Berück-
sichtigt werden Stromleitungen 
aller Spannungsebenen des Ver-
teilnetzes von 400 Volt (Nieder-
spannung) bis zu 110.000 Volt 
(Hochspannung).

Spezialwerkzeuge reduzieren 
Leitungsabschaltungen 

Netzkunden merken von den 
Arbeiten in der Regel nichts, nur 
in einzelnen Fällen müssen Lei-
tungen vorübergehend span-
nungslos geschaltet werden. Um 
die Zahl der nötigen Stromab-
schaltungen möglichst gering zu 
halten, wird bei LVN in der Nie-
der- und Mittelspannung außer-
dem ein besonderes Verfahren 
angewandt: Durch den Einsatz 
isolierter Abstandsmessstangen 
und Stangensägen kann auch 
bei Bewuchs, der Sicherheitsab-
stände zu Leitungen unterschrei-
tet, ohne Abschaltung gearbeitet 
werden. 

Die Zahl von Stromabschaltun-
gen für die Ausastarbeiten konn-
te seit Einführung des Verfahrens 
um drei Viertel reduziert werden. 
Falls trotzdem einmal vorüberge-
hend einzelne Leitungsabschnitte 
spannungslos geschaltet werden 
müssen, informiert LVN betroffe-
ne Haushalte vorab. 

Die Maßnahmen finden im 
Einklang mit den geltenden Be-
stimmungen des Natur- und Vo-
gelschutzes statt. Daher wer-
den die Trassenpflegearbeiten 
in der vegetationsarmen Win-
terzeit und vor Beginn relevanter 
Vogelbrutzeiten abgeschlossen.  
Grundstücksbesitzer sollen Lei-
tungen nicht selbst freischneiden 

Aus Sicherheitsgründen warnt 
LVN Grundstücksbesitzer davor, 
Bäume, die zu nahe an Strom-
leitungen herangewachsen sind, 
selbst auszuschneiden. Statt-
dessen sollte die zuständige Be-
triebsstelle verständigt werden. 

Die jeweiligen Kontaktdaten  
sind zu finden auf www.lew- 
verteilnetz.de/ansprechpartner. r

V.l.: Franco Gola (Geschäftsführer Bayernwerk Natur), Stephan  
Irlbacher, Joseph Irlbacher (beide Geschäftsführer Unternehmens-
gruppe Irlbacher), Werner Dehmel (Geschäftsführer Bayernwerk Na-
tur) und Günther Irlbacher (Geschäftsführer Irlbacher) bei der Ver-
tragsunterzeichnung in der Regensburger Bayernwerk-Zentrale.  
 Bild: Simon Leibl/ Bayernwerk AG

Pfaffenhofen:

Neue Beleuchtung in der 
Zulassungsstelle spart 60 % Energie 
In der Zulassungsstelle des Landratsamts in der Pettenkoferstraße 
in Pfaffenhofen wurden kürzlich insgesamt 55 Leuchten im Bereich 
der Schalterhalle durch Leuchten mit energieeffizienter LED-Tech-
nik ersetzt. Die Gesamtkosten dieser Maßnahme belaufen sich auf 
27.893 Euro. Die jährliche Stromeinsparung beträgt nunmehr ca. 
5.970 kWh. Das bedeutet, die durchschnittliche Stromeinsparung 
beläuft sich auf rund 60 % gegenüber der Bestandsanlage. 

Betrachtet man die Investiti-
on über einen Zeitraum von 20 
Jahren, kann die CO2-Einsparung 
mit ca. 70 Tonnen beziffert wer-
den. „Wir arbeiten kontinuier-
lich an der energetischen Ver-
besserung unserer Liegenschaf-
ten für den Klimaschutz“, so 
Landrat Martin Wolf. 

Die Maßnahme wurde durch 
das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und Nukleare 
Sicherheit gefördert. 

Der Fördersatz beträgt 30 % 
der förderfähigen Kosten in Hö-
he von 27.893 Euro. Der Zu-
schuss beläuft sich somit auf 
8.368 Euro. r
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„Mobilität der Zukunft Bayern“:

Freistaat baut Netzwerk auf 
Impulsgeber für zukunftsfähige kommunale Verkehrslösungen

Bayernweit sollen Bürgerinnen und Bürger sinnvoll verknüpfte  
Mobilitätsangebote vorfinden: ob in der Stadt oder auf dem Land. 
Damit das gelingt, investiert der Freistaat sowohl in die digitale 
wie in die bauliche als auch in die organisatorische Vernetzung der 
Kommunen.

Mit dem Aufbau des Netzwerks 
„Mobilität der Zukunft Bayern“ 
will die Staatsregierung Struk-
turen und Rahmenbedingungen 
schaffen, mit denen sie bayeri-
sche Kommunen bei der Entwick-
lung umfassender Mobilitätskon-
zepte unterstützen kann. In den 
Regierungsbezirken sollen Regio-
nalnetzwerke aufgebaut werden, 
die von regionalen Koordinatoren 
betreut und unterstützt werden. 
Hier soll Erfahrungsaustausch, 
Weiterbildung und Wissenstrans-
fer stattfinden. Bis zum Jahresen-
de wird ein Detailkonzept ausge-
arbeitet.

Dezentrale Koordination

Der Schlüssel zu modernen Mo-
bilitätsangeboten ist die über-
greifende und umfassende Pla-
nung bei den Kommunen und 
die Abstimmung der Konzep-
te über kommunale Zuständig-
keitsgrenzen hinweg. Mobilitäts-
management kann nur gelingen, 
wenn alle Beteiligten miteinander 
vernetzt werden. Eine überge-
ordnete Stelle soll dabei die ver-
schiedenen Player dezentral ko-
ordinieren. Regionale Austausch-
plattformen und Weiterbildungs-
angebote für kommunale Akteure 
sollen zudem den Kommunen hel-
fen, die Verkehrsangebote vor Ort 
für die Fahrgäste zu optimieren.

„Die Kommunen haben eine 
entscheidende Rolle bei der Mobi-
litätswende. Zukunftsfähige Mobi- 
litätskonzepte werden nur gelin-
gen, wenn alle bayerischen Kom-
munen die für sie besten Lösun-
gen erarbeiten und umsetzen. 
Dass ihnen dafür der Freistaat sei-
ne Unterstützung anbietet, halte 
ich für den richtigen Weg“, kom-
mentiert Thomas Schmid, Haupt-
geschäftsführer des Bayerischen 

Bauindustrieverbandes, den Be-
schluss des bayerischen Kabi-
netts.

„Die Kommunen sind zwar for-
mal nicht zuständig für Mobilitäts-
konzepte, aber sie und ihre Bürger 
sind die Betroffenen und die Nut-
zer. Jede Kommune in die Lage zu 
versetzen, das für sie beste Mobi-
litätskonzept zu erarbeiten, ist da-
her der beste Garant zu innova- 
tiven und sinnvoll miteinander 
verknüpften Mobilitätsangeboten 
in ganz Bayern“, so Schmid. „Ein 
hochmodernes Mobilitätssystem 
und eine gut ausgebaute Verkehr-
sinfrastruktur sind schließlich zen-
trale Bausteine, um das Verfas-
sungsziel Gleichwertige Lebens-
verhältnisse in ganz Bayern zu er-
reichen.“ 

Aufbau geeigneter Strukturen

Mit den Eckpunkten, in jedem 
der sieben bayerischen Regie-
rungsbezirke regionale Netzwer-
ke für kommunale Mobilitätslö-
sungen aufzubauen, jeweils eine 
Koordinierungsstelle einzurichten 
sowie zusätzlich Austauschplatt-
formen und Weiterbildungsange-
bote für die kommunalen Mobili-
tätsakteure anzubieten, baut die 
Staatsregierung dafür geeignete 
Strukturen auf, so Schmid. 

„Ausdrücklich bedanke ich mich 
hiermit nochmals für die Unter-
stützung unseres Projektes Bay-
ern Mobilität 2030. Drei Modell-
regionen, die Landkreise Bay-
reuth, Berchtesgadener Land und 
Cham, entwickeln damit modell-
haft spezifische Mobilitätslösun-
gen. Diese werden grundsätzlich 
auch auf andere Regionen über-
tragbar sein. So entstehen weite-
re Bausteine eines künftigen bay-
erischen Mobilitätskonzeptes“, so 
Schmid abschließend. r

Verband Deutscher Verkehrsunternehmen:

Gute Nachrichten für Fahrgäste
Der Bundesrat hat sich jüngst für Verbesserungen bei den Förderkri-
terien für den Ausbau und die Grunderneuerung der Straßenbahnin- 
frastruktur ausgesprochen. In ihrer Positionierung zum Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz betont die Länderkammer, dass aus ihrer 
Sicht auch Straßenbahnsysteme gefördert werden müssen, die nicht 
überwiegend auf „besonderem Bahnkörper“ fahren. Der VDV, Bran-
chenverband für über 600 Verkehrsunternehmen im Öffentlichen Per-
sonen- und Schienengüterverkehr, begrüßt dies ausdrücklich.

Wie Präsident Ingo Wortmann 
erläuterte, „fordern wir eine sol-
che Anpassung des GVFG auch 
seit längerem, denn nach jetzigem 
Stand behindert dieses Kriteri-
um Ausbau und Grunderneuerung 
der klassischen Straßenbahnsys-
teme in vielen deutschen Städten. 
Nur Straßenbahnen, die zu min-
destens 80 Prozent auf „beson-
derem Bahnkörper“ fahren, be-
kämen entsprechende Fördermit-
tel. Wenn wir aber im städtischen 
Verkehr zur Erreichung der Klima-
schutzziele mehr Fahrgäste für die 
umweltfreundlichen Schienenver- 
kehre gewinnen wollen, dann 
müssen wir die teils jahrzehnteal-
te Straßenbahninfrastruktur flä-
chendeckend ausbauen und mo-
dernisieren. Deshalb muss an die-
ser Stelle im GVFG dringend nach-
gebessert werden.“

Um schneller und unbürokrati-
scher die nötigen Grunderneue-
rungsmaßnahmen bei städtischen 
Schienenverkehren umsetzen zu 
können, setzt sich der Bundes-
rat zudem dafür ein, den bei Bau-
vorhaben üblichen Nachweis des 
gesamtwirtschaftlichen Nutzens 
(standardisierte Bewertung) in 
solchen Fällen entfallen zu lassen. 
Aus Wortmanns Sicht ist dies „ein 
sinnvoller und pragmatischer Vor-
schlag, der unserer Position ent-
spricht. Denn hier geht es um die 
Grunderneuerung existierender 

Verkehrsangebote für die der posi-
tive wirtschaftliche Nutzen bereits 
beim Bau erbracht worden ist. In 
diesem Kontext kann also auf ei-
nen erneuten und bürokratisch 
aufwendigen Nachweis nach dem 
Verfahren der Standardisierten 
Bewertung verzichtet werden.“

Beschleunigung von Planungs-  
und Genehmigungsverfahren

Auch zur gesetzlichen Beschleu-
nigung von Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren bei Bau- 
vorhaben für Straßen-, Stadt- und 
U-Bahnsysteme hat sich der Bun-
desrat noch einmal klar posi- 
tioniert: Die Länder fordern aus-
drücklich, dass die Regelungen zur 
Planungsbeschleunigung aus dem 
Planungsbeschleunigungsgesetz 
auf Planungs- und Genehmigungs-
verfahren für Straßen- und U-Bah-
nen nach dem Personenbeförde-
rungsgesetz übertragen werden. 
Eine solche Übernahme sei ange-
sichts der großen Herausforderun-
gen, vor denen der ÖPNV mit Blick 
auf die Erreichung der Klimaziele 
steht, dringend und kurzfristig er-
forderlich. „Eine weitere Forde-
rung, die wir ganz klar unterstüt-
zen. Wir nehmen allerdings wahr, 
dass dies nicht nur in den Ländern, 
sondern auch beim Bund inzwi-
schen Konsens ist. Wir hoffen da-
her auf eine schnelle und unkom-

plizierte Gesetzesanpassung“, er-
klärte VDV-Präsident Wortmann.

Begrüßt wird vom Verkehrsver-
band zudem die seit Jahresbe-
ginn 2020 geltende Minderung 
der Mehrwertsteuer auf Bahnti-
ckets im Fernverkehr auf sieben 
Prozent: „Wir werden auf diese 
Weise mehr Fahrgäste für die Ei-
senbahn bekommen und sparen 
uns den bisherigen Verwaltungs-
aufwand bei der Abgrenzung der 
Umsatzsteuer zum Nahverkehr“, 
so VDV-Vizepräsident Veit Salz-
mann. Auch die von den Firmen 
ausgegeben Jobtickets werden im 
neuen Jahr weiter steuerlich ge-
fördert: „Es ist ab Januar zusätz-
lich möglich, das Jobticket durch 
eine Gehaltsumwandlung zu fi-
nanzieren, die der Arbeitgeber 
nur noch pauschal mit 25 Prozent 
versteuert, ohne dass gleichzei-
tig eine Kürzung der Entfernungs-
pauschale vorgenommen werden 
muss. Das ist vor allem für Pend-
lerinnen und Vielfahrer mit lan-
gen Fahrstrecken – beispielswei-
se aus ländlichen Regionen – at-
traktiv.“

Im internationalen Vergleich 
war Deutschland mit dem ho-
hen Steuersatz auf Fernverkehr-
stickets ohnehin die Ausnahme. 
„Im Inland war es zudem schwer 
vermittelbar, dass beim Fahrpreis 
für eine Strecke ab 51 Kilome-
tern ein höherer Steuersatz gilt 
als bei Fahrten bis 50 Kilometer. 

Mit der Angleichung sind auf der 
klimafreundlichen Schiene wett-
bewerbsfähigere Angebote mög-
lich. Dafür hat sich der VDV inten-
siv und letztlich erfolgreich einge-
setzt“, so Salzmann. Seit Ende der 
1960er Jahre gilt für den öffentli-
chen Nahverkehr der ermäßigte 
Mehrwertsteuer-Satz von sieben 
Prozent. 

Für Jobtickets gibt es nunmehr 
insgesamt drei Förderungen. Be-
reits seit dem 1. Januar 2019 kön-
nen jene den Arbeitnehmern als 
steuerfreier Sachbezug oder als 
Zuschuss gewährt werden, wenn 
sie zusätzlich zum Lohn gezahlt 
werden. Als zweite Variante ist 
ab 2020 eine Gehaltsumwandlung 
möglich, wobei das Jobticket pau-
schal mit 25 Prozent versteuert 
wird, ohne dass gleichzeitig eine 
Kürzung der Entfernungspauscha-
le vorgenommen wird. Dadurch 
entfällt die bisherige Benachteili-
gung von Pendlern mit langen Di-
stanzen, etwa aus dem ländlichen 
Raum.

Auch für kleinere Unternehmen 
wird die Einführung eines Jobti-
ckets attraktiver, da ein Großteil 
des bisherigen Verwaltungsauf-
wands entfällt: Die Firmen kön-
nen allen Arbeitnehmern oder 
einzelnen Gruppen ein pauschal 
versteuertes Jobticket anbieten, 
ohne diese im Einzelnen in der 
Lohnsteuerbescheinigung erfas-
sen zu müssen. Die dritte Möglich-
keit besteht weiter darin, eine Ge-
haltsumwandlung mit 15-prozen-
tiger Pauschalversteuerung zum 
Erwerb des Jobtickets durchzufüh-
ren – hier jedoch mit Kürzung der 
Entfernungspauschale. DK

Auftakttermin zur Studie 
„MVV-Verbunderweiterung“

Derzeit umfasst das Gebiet des Münchner Verkehrs- und Tarifver-
bunds (MVV) eine Fläche von rund 5.530 Quadratkilometern. Schon 
in ein paar Jahren könnte sich diese Fläche nahezu verdoppelt haben: 
Zehn Landkreise und kreisfreie Städte beteiligen sich an einer umfas-
senden Studie, um ihren möglichen Beitritt zum MVV vorzubereiten. 
Zu einem gemeinsamen Auftakttermin beim MVV in München trafen 
sich Vertreter der beteiligten Kommunen und des Freistaats.

Der Münchner Verkehrs- und 
Tarifverbund (MVV) wurde be-
reits im Jahr 1972 gegründet. 
Seither haben sich vor allem die 
Mobilitäts- und Verkehrsbezie-
hungen verändert. Legte der ty-
pische Berufspendler damals täg-
lich noch eher kurze Strecken 
innerhalb des Verbundraumes 
zurück, so pendeln mittlerwei-
le mehr und mehr Berufstätige 
auch über Verbundgrenzen hin-
weg täglich weite Strecken. 

Um zu prüfen, ob und wie auch 
Pendler, die heute noch täglich 
die Verbundgrenzen überschrei-
ten, künftig vom Verbundprinzip 
„1 Netz. 1 Fahrplan. 1 Tarif.“ pro-
fitieren können, beteiligen sich 
nun zehn Landkreise und kreis-
freie Städte an einer Studie zur 
Verbunderweiterung. In einem ge-
meinsamen Termin in München 
stimmten Politik und Verwaltung 
der Landkreise Miesbach, Bad 
Tölz-Wolfratshausen (für den süd-
lichen Teil), Weilheim-Schongau, 
Garmisch-Partenkirchen, Lands-
berg, Landshut, Mühldorf und 
Rosenheim sowie der kreisfrei-
en Städte Rosenheim und Lands-
hut zusammen mit Vertretern des 
Staatsministeriums für Wohnen, 
Bau und Verkehr, der Regierung 
von Oberbayern und der Bayeri-
schen Eisenbahngesellschaft die 
weiteren Schritte sowie Organisa-
tion und Ablauf der Studie ab.

Die Ermittlung der Grundlagen 
für einen MVV-Beitritt der betei-
ligten Kommunen setzt umfang-
reiche Fahrgastzählungen vor-
aus, die in den kommenden Jah-
ren Stück für Stück durchgeführt 
werden. Mit Ergebnissen ist suk-
zessive ab 2022 zu rechnen. Da-

nach können die Kommunen ent-
scheiden, ob sie dem MVV beitre-
ten wollen.

Die Verkehrswende ist nur 
gemeinsam möglich

Die Koordination der Erweite-
rungsstudie übernimmt Josef Nie-
dermaier, Landrat des Landkrei-
ses Bad Tölz-Wolfratshausen: „Wir 
sind sehr froh, dass die Studie zur 
MVV-Verbunderweiterung star-
tet und der Freistaat Bayern die-
se Studie mit ca. 86 Prozent för-
dert. Die Verkehrswende ist nur 
gemeinsam und mit einem leis-
tungsstarken Verbund wie dem 
MVV möglich. Der Landkreis Bad 
Tölz-Wolfratshausen ist bereits 
zur Hälfte im MVV. Mit der Ver-
bundraumerweiterung haben wir 
nun die Chance, mit einem Ta-
rifsystem und einem Qualitäts-
standard den öffentlichen Nahver-
kehr über Landkreisgrenzen hin-
weg zu organisieren. Das wird den 
öffentlichen Nahverkehr sehr viel 
attraktiver machen und ein gro-
ßer Schritt zu einer Verkehrswen-
de werden.“

Auch MVV-Geschäftsführer Dr. 
Bernd Rosenbusch freut sich über 
das Engagement aus den Landkrei-
sen, kreisfreien Städten und des 
Freistaats: „Von einer Verbunder-
weiterung werden vor allem die 
Fahrgäste profitieren. Ich begrüße 
die Dynamik, mit der alle Beteilig-
ten das Thema vorantreiben. Die 
Arbeit, die in den nächsten Jahren 
mit der Studie und möglichen Ver-
bundbeitritten auf uns zukommt, 
wird sich auszahlen – und einen 
wichtigen Beitrag zur Verkehrs-
wende in Südbayern leisten.“ r

Verkehrsverbund Mainfranken:

Erweiterung um die 
Region Main-Rhön

Übergabe von Förderbescheiden durch Ministerpräsident Söder
Ein erklärter Wunsch der vier Landkreise Bad Kissingen, Haßberge, 
Rhön-Grabfeld und Schweinfurt sowie der Stadt Schweinfurt ist der 
Beitritt in den Verkehrsverbund Mainfranken VVM zum 01.08.2022. 
So entstünde gemessen an der Einwohnerzahl (945.000) der dritt-
größte Verkehrsverbund in Bayern, bezogen auf die Fläche wäre es 
sogar der zweitgrößte.

Neben den knapp 440.000 Ein-
wohnern des Beitrittsgebietes 
würden auch die etwa 510.000 
Einwohner des aktuellen Ver-
kehrsverbundes von der Vergrö-
ßerung profitieren. 

Bayerische Unterstützung

Die Bestrebungen der main-
fränkischen Gebietskörperschaf- 
ten in Sachen Verbundraumer- 
weiterung haben nun erste  
Früchte getragen: Der Freistaat  
Bayern, dessen mittelfristiges 
Ziel es ist, nach und nach alle 
Landkreise und kreisfreien Städ-
te in Bayern einem Verkehrs- und 
Tarifverbund anzugliedern, un-
terstützt dieses Vorhaben nun 
durch die Förderung der Kos-
ten einer Grundlagenstudie zu 
90 Prozent. Dies entspricht ei-
ner Summe von bis zu 1,2 Milli-

V.l.: Landrat Wilhelm Schneider (Landkreis Haßberge), Oberbürger-
meister Christian Schuchardt (Vorsitzender Gesellschafterversamm-
lung NVM, Stadt Würzburg), Staatsminister Dr. Hans Reichhart, Zwei-
te Bürgermeisterin Sorya Lippert (Stadt Schweinfurt), Ministerprä-
sident Dr. Markus Söder, Landrat Thomas Bold (Landkreis Bad Kis-
singen), Landrat Thomas Habermann (Landkreis Rhön-Grabfeld), 
Landrat Florian Töpper (stellv. Vorsitzender Gesellschafterversamm-
lung NVM, Landkreis Schweinfurt) und Dr. Eugen Ehmann (Regie-
rungspräsident von Unterfranken). Bild: Christopher Alm (Geschäftsführer NVM)

Zusammenarbeit Stadt und Landkreis Würzburg:

ÖPNV-Verbesserungen 
im Fokus

Würzburgs Landrat Eberhard Nuß und Oberbürgermeister Christi-
an Schuchardt präsentierten bei einer gemeinsamen Pressekonfe-
renz ein weiteres wichtiges Handlungsfeld für die interkommunale 
Zusammenarbeit: den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV). 
Neben Kooperationen beispielsweise in den Bereichen Wirtschafs-
förderung und Standortmarketing, Kultur oder bei der Bäderland-
schaft, beschäftigten nun sowohl den Stadtrat als auch den Kreistag 
in Workshops die Fragen, wie der Bus- und Schienenverkehr attrak-
tiver werden kann und welche Tarife die Bürger am ehesten über-
zeugen, das Auto stehen zu lassen. Diese Erkenntnisse wurden nun 
zusammengeführt.

Nachdem der Stadtrat die Ta-
rife bereits im April näher unter-
suchte, zog der Kreistag mit einem 
Workshop zu Verkehrsverbesse-
rungsmaßnahmen und den Tari-
fen im Juni nach. Ende November 
folgte schließlich ein gemeinsamer 
Workshop mit insgesamt 64 politi-
schen Vertretern und Verkehrsex-
perten im Würzburger Ratssaal. 
Die wichtigsten Ergebnisse der Ar-
beit in acht Kleingruppen gaben 
Nuß und Schuchardt nun bekannt.

Gemeinsamer  
Mobilitätsausschuss geplant

So soll es künftig einen gemein-
samen Mobilitätsausschuss ge-
ben, der paritätisch aus Stadt- 
und Kreistagsmitgliedern gebildet 
wird und für dieses Gremium vor-
beratend tätig ist. Man knüpfe da-
mit an den früheren NWM-Auf-
sichtsrat an, den es im neuen Ver-
kehrsverbund NVM nicht mehr 
gebe, erläuterte der Vorstand 
des Kommunalunternehmens des 
Landkreises Würzburg, Prof. Dr. 
Alexander Schraml, womit der-
zeit Praxiserfahrungen vor Ort die 
Entscheider im Verbund mitunter 
verzögert erreichen würden.

Für ein solches neues Gremium 
gibt es auch gleich einige wichti-
ge Themen auf der Agenda, die 
in den Workshops gut vorberei-
tet wurden. So möchte man bei-
spielsweise zunächst bei Neuan-
schaffungen und perspektivisch 
bei allen Bussen ein einheitliches 
Erscheinungsbild in Stadt und 
Land verwirklichen. Gerade wer 
nur selten einen Linienbus nutzt, 
erkennt nicht immer sofort, was 
logisch zusammengehört. Auch 
bei der Ausstattung will man ei-
nen gemeinsamen Standard er-
reichen, beispielsweise bei der 
Ausstattung mit WLAN.

Eine hohe Priorität wird zudem 
auf der Entwicklung gemeinsamer 
Park&Ride und Bike&Ride-Kon-
zepte liegen. Ebenfalls dringliche 
Hausaufgaben sind die Umset-
zung von exklusiven Busspuren. 
Hierzu gab es bereits einen ersten 
richtungsweisenden Beschluss im 
Planungs-, Umwelt-; und Mobili-
tätsausschuss der Stadt Würzburg 
für die Ludwigstraße. Auch barrie-
refreie Haltestellen und eine Mo-
dernisierung des Tarifsystems hin 
zum E-Ticket wurden den Medien-
vertretern als wichtige Projekte 
genannt. r

onen Euro. Die entsprechenden 
Förderbescheide haben Minis-
terpräsident Dr. Markus Söder 
und Verkehrsminister Dr. Hans 
Reichhart den Vertretern der 
Nahverkehr Mainfranken GmbH 
NVM und den fünf Kommunen in 
Nürnberg überreicht.

Weitere Förderung möglich

Auf Basis der Grundlagenstu-
die soll ermittelt werden, ob der 
Beitritt dieser fünf unterfränki-
schen Gebietskörperschaften zum 
VVM verkehrlich und wirtschaft-
lich sinnvoll ist. Liefert die Studie 
ein positives Ergebnis, so stellt der 
Freistaat den Kommunen auch ei-
ne weitere Förderung für die Ein-
mal- und Dauerkosten der Ver-
bundintegration in Aussicht. Mit 
den Ergebnissen der Studie wird 
bis Mitte 2022 gerechnet. r
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Dialog zum kün� igen 
SPNV-Angebot

Bayerische Eisenbahngesellscha�  informiert über Fahrplanentwicklung und 
Fahrzeugkonzepte im Allgäu

Im Rahmen von drei Informa� onsveranstaltungen in Kau� euren, 
Lindau und Kempten hat die Bayerische Eisenbahngesellscha�  
(BEG) in den vergangenen Wochen Mandatsträger und Vertreter 
von Fahrgastverbänden und -ini� a� ven aus dem Allgäu über die 
Weiterentwicklung des Schienenpersonennahverkehrs in der Re-
gion informiert. Die BEG plant, fi nanziert und kontrolliert im Auf-
trag des Freistaats den Regional- und S-Bahn-Verkehr in Bayern. 
Schwerpunk� hemen waren der kün� ige Fahrplan sowie der ge-
plante Fahrzeugeinsatz.

„In den vergangenen Mona-
ten haben wir in diversen Ge-
sprächen festgestellt, dass es im 
Allgäu erheblichen Klärungsbe-
darf zum kün� igen Angebot im 
Regionalverkehr gibt“, sagt Bär-
bel Fuchs, Geschä� sführerin der 
BEG. „Um off ene Fragen zu klä-
ren, haben wir daher das Ge-
spräch mit Mandatsträgern und 
Fahrgastvertretern aus der Regi-
on gesucht.“  

Elektrifi zierung der Strecke
München – Memmingen – 
Lindau

Ausgangspunkt für die um-
fangreichen Änderungen am 
Fahrplan im Allgäu ist die Elek-
trifi zierung der Strecke (Mün-
chen –) Geltendorf – Memmin-
gen – Lindau, die Ende 2020 ab-
geschlossen sein wird. „Die Elek-
trifi zierung der Strecke München 
– Lindau bringt einen großen 
Mehrwert für Schwaben und das 
Allgäu. Die Fahrtzeit verkürzt sich 
deutlich und wir bauen gleichzei-
� g das Angebot aus. Neben einer 
neuen Expresslinie von München 
nach Memmingen wird es auch 
wieder direkte Verbindungen 
von München Richtung Unterall-
gäu und Bodensee über Mem-
mingen geben“, so der Bayeri-
sche Verkehrsminister Dr. Hans 
Reichhart. 

Ziel des Ausbaus der Strecke 
durch den Bund ist es, die Fahr-
zeit im dann zweistündlich ange-
botenen Fernverkehr zwischen 
München und Zürich auf unter 
drei Stunden und 30 Minuten zu 
verkürzen. Auch der Regionalver-
kehr zwischen München, Mem-
mingen und Lindau, der bisher 
mit dieselbetriebenen Fahrzeu-
gen gefahren wird, soll aus öko-
logischen und wirtscha� lichen 
Gründen nach Fer� gstellung des 
Ausbaus elektrisch betrieben 
werden. Diese Verkehrsleistun-
gen im kün� igen E-Netz Allgäu 

ha� e die BEG gemeinsam mit 
Baden-Wür� emberg daher 2017 
europaweit ausgeschrieben. Den 
Zuschlag erhielt das Verkehrsun-
ternehmen Go-Ahead, das ab En-
de 2021 nach Vorgaben der BEG 
mit spurtstarken Elektrotriebwa-
gen und einem deutlich erweiter-
ten und beschleunigten Angebot 
sowie mehr Direktverbindungen 
auf der elektrifi zierten Strecke 
startet. Fahrgäste können dann z. 
B. jede zweite Stunde eine neue 
schnelle Regionalzugverbindung 
zwischen München und Mem-
mingen nutzen, deren Fahrzeit 
sich gegenüber dem heu� gen Re-
gionalzugangebot um etwa eine 
halbe Stunde verkürzt. 

Zwischen Memmingen und 
Lindau weitet die BEG das Ange-
bot auf einen Stundentakt aus. 
Zudem gibt es kün� ig im Regi-
onalverkehr zweistündlich Di-
rektverbindungen von München 
ins Wür� embergische Allgäu, 
zum Beispiel nach Leutkirch und 
Wangen. Bereits vor den großen 
Veränderungen ab Ende 2021 
profi � ert das Allgäu von Verbes-
serungen im Fahrplan im Rah-
men eines Sonderprogramms 
des Freistaats, das in ganz Bay-
ern den Stundentakt herstel-
len soll: Ab Juni 2020 weitet die 
BEG in der Region auf der Stre-
cke Kau� euren – Füssen das An-
gebot frühmorgens und späta-
bends aus.

Ost- und Oberallgäu: Wichti ge 
Direktverbindungen nach 
München bleiben bestehen 

Das nicht elektrifi zierte Ober- 
und Ostallgäu inklusive der kreis-
freien Städte Kempten und Kauf-
beuren ha� en im Vorfeld Be-
denken geäußert, nach der Fer-
� gstellung der Elektrifi zierung 
schlechter an die Landeshaupt-
stadt angebunden zu sein. Ste-
fan Bosse, Oberbürgermeister 
von Kau� euren und Vorsitzen-

der des Regionalen Planungsver-
bands Allgäu erklärt: „Wir haben 
durch die Informa� onsveranstal-
tungen der BEG ein gemeinsames 
Verständnis entwickelt, was der-
zeit machbar und ökologisch ist. 
Wir werden uns weiterhin für die 
Elektrifi zierung weiterer Allgäuer 
Strecken einsetzen, so dass sich 
langfris� g die Anzahl der Direkt-
verbindungen Richtung München 
wieder erhöht.“

Fuchs begründet die Ände-
rungen am Fahrplankonzept: „Es
ist weder ökologisch noch wirt-
scha� lich vertretbar, dass wir 
eine unverändert hohe Anzahl 
an dieselbetriebenen Zügen aus 
dem südlichen Allgäu auf der 
frisch elektrifi zierten Strecke
nach München fahren lassen. 
Das wäre absurd. Die Devise lau-
tet: So wenig wie möglich ‚Die-
sel‘ unter Fahrdraht, aber wei-
terhin Direktverbindungen in die 
Landeshauptstadt aus allen Tei-
len des Allgäus. Zwischen diesen 
beiden Zielen mussten wir einen 
Kompromiss fi nden.“ 

Deshalb reduziert die BEG im 
neuen Fahrplankonzept ab Ende 
2021 teilweise die Zahl der um-
steigefreien Verbindungen aus 
dem Ober- und Ostallgäu nach 
München. Das heißt, die Fahrgäs-
te müssen kün� ig ö� er in Buch-
loe umsteigen. Aber: Wich� ge Di-
rektverbindungen aus dem südli-
chen Allgäu nach München blei-
ben bestehen. Und: Die Zahl der 
Verbindungen insgesamt nach 
München erhöht sich meist sogar. 
Zwischen Lindau, Oberstdorf, Im-
menstadt, Kempten und Buchloe 
profi � eren die Fahrgäste von ei-
nem Stundentakt. Diese Verkeh-
re erbringt DB Regio mit diesel-
betriebenen Neigetechnikzügen 
vom Typ VT612. Ab Buchloe fah-
ren die Züge jede Stunde abwech-
selnd entweder direkt nach Mün-
chen oder Augsburg weiter. 

In den Zwischenstunden müs-
sen die Fahrgäste entweder Rich-
tung München oder Augsburg 
umsteigen. Damit sind München 
und Augsburg aus dem Oberall-
gäu weiterhin stündlich schnell 
erreichbar, Direktverbindungen
nach München gibt es jede zwei-
te Stunde. Zwischen Füssen 
und Buchloe können Fahrgäste 
mit der Bayerischen Regiobahn 
stündlich reisen. 

Die meisten Züge aus Füssen 
verkehren direkt weiter nach 
Augsburg. In diesen Fällen beste-
hen in Buchloe kurze Umsteige-
zeiten in die elektrisch betriebe-
nen Züge nach München. Es wird 
aber auch aus Richtung Füssen 
über den ganzen Tag verteilt wei-
terhin einzelne Direktverbindun-
gen nach München geben. „Die 
gute Nachricht ist: Wenn man die 
Direktzüge nach München und 
die Verbindungen mit Ums� eg in 
Buchloe zusammenzählt, erhö-
hen wir die Zahl der Verbindun-
gen Richtung München gegen-
über heute an fast allen Sta� o-
nen aus dem südlichen Allgäu“, 
so Fuchs. 

Ein Beispiel: Die Zahl der um-
steigefreien Verbindungen zwi-
schen Kau� euren und Mün-
chen sinkt zwar ab Ende 2021 
von heute 45 pro Tag auf dann 
27. Aber die Zahl aller Verbin-
dungen nach München – inklu-
sive Ums� eg in Buchloe – steigt 
von heute 66 auf 100. Gleichzei-
� g nimmt die Zahl der Direktver-
bindungen zwischen Kau� euren 
und Augsburg von heute 48 auf 
66 pro Tag zu. Wie die Situa� on 
an anderen Sta� onen im Allgäu 
aussieht, zeigen die Karten.

„Wir haben lange an einem 
Fahrplankonzept gearbeitet, das 
die nö� gen Änderungen im Rah-
men der Streckenelektrifi zierung 
bestmöglich mit den berech-

� gten Interessen der Fahrgäste 
aus dem gesamten Allgäu in Ein-
klang bringt“, sagt Florian Liese, 
Leiter der Planungsabteilung bei 
der BEG. „Wir sind uns bewusst, 
dass wir damit nicht den Wunsch 
jedes Einzelnen erfüllen kön-
nen. Aber das Allgäu als Ganzes 
profi � ert, denn das Zugangebot 
wächst ab Ende 2021 deutlich, 
sowohl nach München als auch 
nach Augsburg.“ 

Fahrzeuge nach 2030:
BEG favorisiert Neigetechnik 
mit elektrischen und
alternati ven Antrieben

Auch die Fahrzeuge, die im All-
gäu kün� ig zum Einsatz kommen, 
waren bei den Informa� onsver-
anstaltungen ein Thema. Mehr-
fach gab es Wortmeldungen, 
ob auf den nicht elektrifi zier-
ten Strecken die Dieselzüge nicht 
durch Fahrzeuge mit alterna� -
ven Antriebstechnologien ersetzt 
werden könnten, zum Beispiel 
mit reinen Akku- oder zusätzli-
chen Wasserstoff -Brennstoff zel-
lenantrieben. 

„Wir haben vor Beginn der 
bundesweiten Diskussionen zu 
alterna� ven Antrieben bereits 
Verkehrsverträge mit den Unter-
nehmen geschlossen, die bis et-
wa 2030 gelten. Sie sehen den 
Einsatz von teilweise fabrikneu-
en Dieseltriebwagen vor. Daher 
können in diesen Verträgen kurz-
fris� g keine anderen Fahrzeu-
ge eingesetzt werden“, erklärt 
Fuchs. Weitere Gründe, die der-
zeit gegen Lösungen mit alterna-
� ven Antrieben sprechen: Zum 
einen sind die nicht elektrifi zier-
ten Streckenabschni� e im All-
gäu für Akku-Fahrzeuge derzeit 
zu lang. Zum anderen verfügen 
die aktuell vorhandenen Fahr-
zeuge mit Wasserstoff antrieb 
nicht über die nö� ge Fahrdyna-
mik und Höchstgeschwindigkeit, 
um die anspruchsvollen Fahr-
plankonzepte in der Region fah-
ren zu können. 

Die BEG will auch nach 2030 – 
nach voraussichtlichem Ende der 
Lebensdauer der aktuellen Fahr-
zeuge vom Typ VT 612 – an der 
Neigetechnik festhalten. Durch 
die damit verbundenen schnellen 
Fahrzeiten können in Lindau wei-
terhin a� rak� ve Anschlüsse aus 
dem Ober- und Westallgäu in die 
Ostschweiz und nach Zürich her-
gestellt werden. Das neue Nei-
getechnikfahrzeug soll dann so-
wohl fahrleitungsgebunden als 
auch mit dann weiterentwickel-
ten alterna� ven Antriebskonzep-
ten fahren können. Derzeit lau-
fen entsprechende Gespräche 
mit den Fahrzeugherstellern.

„Der Freistaat fordert vom 
Bund, dass weitere Strecken 
im Allgäu elektrifi ziert werden. 
Elektrischer Fahrdraht ist nach 
wie vor die prak� kabelste, wirt-
scha� lichste und ökologischste 
Lösung“, so die BEG-Geschä� s-
führerin. 

Carsharing:

Mobilitätslösung für 
ländlichen Raum 

Mehr als die Häl� e der Menschen in Deutschland lebt auf dem 
Land. Von diesen kann nur etwa ein Dri� el das nächste Oberzent-
rum mit Bus und Bahn innerhalb von 30 Minuten erreichen – wenn 
Bus oder Bahn fahren. Das bevorzugte Verkehrsmi� el ist deshalb 
der eigene PKW. Fast zwei Dri� el aller Wege im ländlichen Raum 
werden damit zurückgelegt. Doch ein Fahrzeug ist teuer und wird 
nur 10 Prozent genutzt. Die restliche Zeit steht das teure Mobil he-
rum und verursacht Kosten. Und steht kein eigenes Auto zur Verfü-
gung, wird es schwierig mit der Mobilität. 

Eine Lösung der Aachener Sha-
red Mobility Pla�  orm MOQO 
kann helfen. An immer mehr Or-
ten bilden sich Ini� a� ven, die 
selbst Mobilitätsangebote orga-
nisieren: Bürgerbusse, Sammel-
taxen, Mi� ahrgelegenheiten. 
Immer beliebter wird auf dem 
Land auch das selbst organisier-
te Carsharing. Träger sind Ver-
eine, Gemeindeverwaltungen 
oder auch Unternehmen. Mot-
to: Teilen ist das neue Haben. 

Carsharing via App

Der „Fuhrpark“ besteht o�  
aus modernen umwel� reundli-
chen Elektrofahrzeugen, die zu-
dem noch regionale regenera-
� ve Energie „tanken“. Lediglich 
für das Management nutzen vie-
le Carsharer noch die gute al-
te Excel-Liste oder den Schlüs-
selkasten. Das frisst viel Zeit und 
kann schnell unübersichtlich
werden. 

Eine innova� ve App kann diese 
Herausforderung meistern und 
die Schwelle, ins Carsharing ein-
zusteigen, auch für ganz norma-
le Bürger und Bürgerinnen sen-
ken. Eine solche App wurde ur-
sprünglich eher für städ� sches 
Carsharing entwickelt. Jetzt be-
weist sie ihre Stärken aber auch 
auf dem Land und trägt hier ganz 
entscheidend zur Verbesserung 
der Mobilität und damit der Le-
bensqualität bei.

Die Lösung stammt von MOQO. 
Dahinter steht das Aachener Un-
ternehmen Digital Mobility So-
lu� ons GmbH mit seinem Ge-
schä� sführer Dr. Michael Minis; 
Und hinter ihm stehen über 30 
Mitarbeiter. Die Aachener nen-
nen sich Shared Mobility-Spezia-
listen und bieten eine professio-
nelle Pla�  orm, die für ganz ver-
schiedene Mobilitätsangebote
anpassbar ist. 

Die MOQO-App macht das Tei-
len von allen denkbaren Fahrzeu-
gen sowohl für die Betreiber wie 
auch für die Nutzer transparent 
und komfortabel. Die So� ware 
kann dabei die gesamte so ge-
nannte digitale Nutzererfahrung 
abbilden. Das heißt, alle Miet- 
und Abrechnungsprozesse so-
wie weitergehende Services wie 
die Aufnahme von Unfallschä-
den oder Fahrzeugzuständen 
und vieles mehr läu�  komple�  

über die App. Ja sogar Personal- 
oder Buchhaltungssysteme las-
sen sich in die App integrieren. 
Außerdem ist die Lösung skalier-
bar, das bedeutet, die Betreiber 
fangen „klein“ mit einem Fahr-
zeug an und können später wei-
tere Fahrzeuge bequem in die 
Pla�  orm integrieren.

Wenn der Betreiber es 
wünscht, kann er auf der Ba-
sis von MOQO auch eine eige-
ne App unter der eigenen Marke 
anbieten, eine so genannte Whi-
te-Label-Lösung. Auf einer Karte 
kann der Nutzer auch sehen, wo 
welche Fahrzeuge für ihn bereit-
stehen. Das erlaubt sowohl den 
spontanen als auch einen geplan-
ten Zugriff  auf die Fahrzeuge. Bei 
Elektrofahrzeugen wird er zudem 
über den Ladestand informiert, 
was die Planungssicherheit noch-
mals erhöht.

Volle Transparenz

Der Carsharing-Kunde kann 
über die App nicht nur die Fahr-
zeuge reservieren und mieten. 
Das System bietet ihm auch vol-
le Transparenz über die Dienst-
leistungen, die er in Anspruch 
genommen hat, und die Kosten.  
Dabei hat der Anbieter der Sha-
red Mobility auf der Pla�  orm 
jederzeit die Kontrolle über sei-
ne Fahrzeuge. Der Datenschutz 
wird selbstverständlich beach-
tet.

MOQO ist nicht nur für Autos 
nutzbar. Auch andere Fahrzeu-
ge, z.B. Fahrräder, E-Bikes, Roller, 
Scooter und vieles mehr, können 
in das System integriert werden. 
Auch die Integra� on von zusätz-
lichen Dienstleistungen wie et-
wa Fahrerdienste für Kunden oh-
ne Führerschein oder Mi� ahrge-
legenheiten sind denkbar. 

Ein weiterer Vorteil: Die Fahr-
zeuge in der MOQO-App kön-
nen sogar öff entlich angezeigt 
werden. Das bedeutet, dass sich 
aus vielen einzelnen Carsharing-
Ini� a� ven ein bundesweites 
oder sogar länderübergreifendes 
Shared-Mobility-Ökosystem 
entwickeln kann – sofern es die 
Fahrzeug-Eigentümer möchten. 
Es gibt bereits eine Reihe von 
Carsharing-Projekten, die die 
MOQO-App mit Erfolg nutzen. 
Mehr Informa� onen unter: 
www.carsharing-auf-dem-land.de

Bahnstromkraft werk Bergheim :

Inves� � onen von rund zwei Mio. 
Euro in Wehrfelder-Revision

Quasi noch tropfnass vom vorausgegangenen Einsatz kamen die 
36 sogenannten Dammtafeln (à 1,1 Tonnen schwer, 4 Meter breit, 
bis zu 1,4 Meter hoch, 30 cm dick) per Tiefl ader von der erfolgreich 
abgeschlossenen Wehrtor-Revision in Bertoldsheim zur neuen Re-
visions-Baustelle beim Bahnstromkra� werk Bergheim. Dort wer-
den die stählernen Absperrriegel per 150-Tonnen-Autokran ober-
halb des knapp 25 Meter breiten, südlichen Wehrfeldes 3 in die 
Tiefen des Stauraums eingehoben. Sie sperren dort das Wasser aus, 
um den kün� igen Revisions-Arbeitsbereich trocken zu legen. 

Damit das reibungslos funk� -
oniert, schickt Uniper seine Pro-
fi taucher in die eisige Tiefe des 
Stauraums vor dem Donaukra� -
werk Bergheim. Die Helmtau-
cher spülen mit Hochdrucklan-
zen bei wenig mehr als Nullsicht 
Schlamm, Sediment und Ge-
röll aus den Nuten für die fünf 
Tonnen schweren senkrechten 
H-Träger. 

Diese sogenannten 10 Meter 
langen Nadeln dienen als Stahl-
rahmen und Führungsschienen 
für die Dammtafeln. Auf die glei-
che Weise müssen sie die Aufl a-
geschienen am Grund des Stau-
raums in rund acht Meter Tiefe 
so säubern, dass die untersten 
Dammtafeln mit ihren Dichtun-
gen wasserdicht aufl iegen.

Auch um die Werksferien bei 

Audi zu nutzen und die Ver-
kehrsbeschränkungen auf der 
Bergheimer Donaubrücke so ge-
ring wie möglich zu halten, wurde 
die notwendige zweitägige Voll-
sperrung der Bergheimer Donau-
brücke auf den 18. und 19. De-
zember 2019 vorgezogen. Nach-
dem die Dichtwand vollständig 
gesetzt und auf ihre Funk� ons-
tüch� gkeit geprü�  worden war, 
wurde die Brücke ab 20. Dezem-
ber wieder komple�  für den Ver-
kehr freigegeben.

Nach den Feiertagen bis ein-
schließlich Heilige Drei Könige 
blieb das so; dann erst ging es 
mit den Revisionsarbeiten rich� g 
los: Die für die Arbeiten notwen-
digen Gerüste, Einhausungen, Ar-
beitspodien und Maschinen wur-
den ein- und aufgebaut. 
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KlimaMACHER 2019:

Jeder kann einen  
Beitrag leisten!

Die Sieger des großen Klimawettbewerbs der Stadt Würzburg ste-
hen fest. Eine hochkarätig besetzte Fachjury aus Politikern, Wissen-
schaftlern, NGOs, Umweltexperten und Pädagogen hat sich mit den 
Ideen der jungen Generation intensiv auseinandergesetzt und da-
rüber entschieden, wer wie hoch finanziell gefördert werden soll 
und welche Kooperationen und Wissenstransfers die Einzelprojek-
te jetzt noch abrunden können. 

Gute Ideen sollen keine Ideen bleiben: Oberbürgermeister Chris-
tian Schuchardt, Umweltreferent Wolfgang Kleiner und KlimaMA-
CHER-Projektleiterin Nadine Bernard mit Delegationen von der Leon-
hard-Frank-Schule und vom Deutschhaus-Gymnasium. Paulina Kusch 
und Carolin Sachs waren sogar ganz ohne Schulunterstützung erfolg-
reich. Bild: Georg Wagenbrenner

Die Ergebnisse präsentierten 
nun Oberbürgermeister Christian 
Schuchardt, Projektleiterin Na-
dine Bernard und die vielen Kli-
maMACHER/Paten bei der Preis-
verleihung in der Umweltstation. 
Unter den Teilnehmern fanden 
sich fast alle Schultypen, aber 
auch Jugendgruppen und Einzel-
personen von ganz jung bis „kurz 
vor dem Studium“. Insgesamt 14 
Projekte werden gefördert. 

Projekt „Umweltbildung“

Den ersten Platz (3000 Euro 
Förderung) sicherte sich die Leon-
hard-Frank-Grundschule mit dem 
schulweiten Projekt „Umweltbil-
dung“. Oder genauer: Einer Viel-
zahl von Projekten. Man lebt das 
Siegel „Umweltschule“ und setzt 
auf Müll- und Plastikvermeidung 
oder auch einen Freitag ohne 
Fleisch in der Kantine und nach 
Möglichkeit auch auf den Pausen-
broten. Zu allen Aktionen gibt es 
einen Song, der immer wieder um 
neue Strophen wächst. 

Auf Platz zwei (2000 Euro För-
derung) landeten Paulina Kusch 
und Carolin Sachs, die in Sachen 
Artenschutz aktiv werden wol-
len. Nistkästen sollen Wildvögeln 
ein neues Zuhause bieten. Dieses 
Projekt wie auch der 1. Preis wer-
den mit dem Team der Umwelt-
station zusammenarbeiten. 

Beim dritten Platz (1000 Eu-
ro Förderung) wird der Stadt-
beauftragte André Hahn als Pa-
te mit ins Boot geholt. Die SMV 
des Deutschhaus-Gymnasiums 
hat sich mit dem Projekt „Würz-
burg Cup & Box“ beworben. Im 
nächsten Schritt wird es darum 
gehen, auszuleuchten, welche 
Pfand-Verpackungssysteme be-

reits auf dem Markt sind und wo 
die SchülerInnen ihre Bedürfnisse 
am besten andocken können. Es 
geht um die Reduktion der über 
300.000 To-Go-Becher, die in 
Deutschland in jeder Stunde über 
den Tresen gehen, aber auch um 
Einweg-Verpackungen für schnel-
le Mittagessen in den kurzen Pau-
sen. Nudelgerichte oder asiati-
sche Snacks schmecken nach An-
sicht der Preisträger aus Mehr-
wegboxen genauso gut.

Weitere elf Projekte, die den 
Kategorien „Nachhaltiger Kon-
sum“, „Mobilität“ oder „Energie-
einsparung“ zugeordnet werden 
können, erhalten ebenfalls eine 
Förderung von 500 € und darü-
ber hinaus werden passende Ex-
pertInnen zu Gesprächen oder 
Firmeneinblicken einladen. Mal 
wird zum Radio der Kontakt her-
gestellt, um in Sachen Podcast 
etwas dazuzulernen, mal wer-
den der Botanische Garten und 
das Mineralogische Museum für 
Workshops die Tore öffnen. Ver-
netzung war bei diesem Wettbe-
werb Trumpf. 

„Klimaschutz geht nie im Al-
leingang“, erklärte Oberbürger-
meister Christian Schuchardt bei 
der Preisverleihung: „Aber je-
der für sich alleine sollte es ange-
hen und sich selbst fragen: Was 
kann ich beitragen? Das Wort Ich 
war deshalb im Logo des Wettbe-
werbs auch besonders hervorge-
hoben.“ Eigeninitiative war ge-
fragt. Es geht um den Beitrag den 
man als Einzelner zu Hause, in der 
Schule und für die Gesellschaft 
leisten kann. Und vor allem dar-
um, das eigene Verhalten zu hin-
terfragen. Den Nachmittag mo-
derierte Kabarettist Andy Sauer-
wein. r

AKU-Landesversammlung in München:

Leitantrag zum Klima- 
und Umweltschutz

Die einstimmige Verabschiedung des Leitantrags „Gemeinsam 
handeln – der Klima- und Umweltschutz als gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe“ stand im Mittelpunkt der Landesversammlung des 
Arbeitskreises Umweltsicherung und Landesentwicklung (AKU) 
in München. Schwerpunkt des Papiers ist die Absichtserklärung, 
themenbezogen mit anderen Arbeitsgemeinschaften und Arbeits-
kreisen der CSU zusammenzuarbeiten, um den Herausforderun-
gen des Klimawandels besser gerecht werden zu können.

Es gelte, Themen wie Umwelt- 
und Naturschutz sowie Klima-
schutz als gesamtgesellschaftli-
che Herausforderungen zu be-
greifen, bei denen die Verantwor-
tung nicht auf einzelne Gruppen 
abgewälzt werden dürfe. Gera-
de beim Klimaschutz müssten In-
novationen vorangetrieben wer-
den, um daraus Chancen zu ent-
wickeln.

„Die Entscheidung, das Che-
miedreieck zur Modellregion für 
Wasserstoff zu ernennen, zeigt 
beispielhaft: Klimaschutz und In-
novationen müssen miteinander 
verbunden werden, um Wert-
schöpfung zu erhalten“, beton-
te Martin Huber MdL, wiederge-
wählter Landesvorsitzender des 
AKU. Ebenso dürfe bei diesem 

te. „Kommunen müssen die Mög-
lichkeit erhalten, für großflächi-
ge Objekte des Einzelhandels vor 
der Erteilung einer Baugenehmi-
gung eine Garantie in Form ei-
ner Bürgschaft oder Kaution für 
den Fall einer lediglich kurzzeiti-
gen Nutzung zu vereinbaren. Soll-
te das Unternehmen das Objekt 
vor dem Ablauf eines festgesetz-
ten Zeitraumes aufgeben, kann 
der Betrag oder die Bürgschaft 
zur Nachfolgesuche für eine Nut-
zung des Geländes herangezogen 
werden“, heißt es hierzu in dem 
Leitantrag.

Darüber hinaus greift das Pa-
pier die Querschnittstechnologie 
CleanTech, die Umweltthemen, 
Digitalisierung, Sensorik und In-
dustrie 4.0 verbindet, auf und 
setzt sich dafür ein, dass Bayern 
eine eigene „CleanTech-Strate-
gie“ entwickelt und so sinnvoll 
diesen Bereich erschließt. 

Laut AKU spielen für die ökolo-
gische Modernisierung intelligen-
te Systemlösungen durch die Ver-
netzung von Daten eine Schlüs-
selrolle. Informationen können 
durch die Digitalisierung gebün-
delt und rascher verarbeitet und 
daraus immense Energieeinspa-
reffekte erzielt werden.

Wasser als kostbares Gut

Stichwort Förderung von Was-
sereffizienztechnologien zur 
nachhaltigen Wasserwirtschaft: 
Vor dem Hintergrund einer wach-
senden Weltbevölkerung sowie 
einer Verschärfung der Wasser-
knappheit nimmt die Bedeutung 
der Wasserversorgung zu. Hier 
müsse die bayerische Forschung 
ebenfalls ansetzen und geför-
dert werden. Auf Grundlage des 
Wasserpaktes Bayern und KULAP 
könnte hier ein neuer Forschungs- 
und Wirtschaftszweig mit großem 
internationalem Wachstumspo-
tenzial entstehen.

Neben der E-Mobilität beste-
hen noch weitere Möglichkei-
ten, den Verkehr (insbesonde-
re ÖPNV) klimafreundlicher zu 
gestalten. Über den Antriebs-
mix der Zukunft soll aus Sicht des 
AKU der Wettbewerb entschei-
den. Neben grünem Wasserstoff 
könnten auch Diesel und Benzin, 
die aus erneuerbarem Strom und 
CO2 hergestellt werden, wichtige 
Bausteine sein. Die Herstellung 
solcher E-Fuels stehe derzeit 
noch am Anfang ihrer Entwick-
lung. Um große Mengen zu pro-
duzieren, seien massive Inves-
titionen in Forschung und Ent-
wicklung notwendig. Außerdem 
müssten regulatorische Hürden 
abgebaut werden. Anwender  
der Power-to-X-Verfahren dürf-
ten nicht mehr als Endverbrau-
cher im Sinne des EEG und des 
EnWG gelten und damit Abga-
ben und Umlagen zahlen müs-
sen.

Auch müssten die Infrastruk-
tur der Bahn abgebaut und still-
gelegte Strecken bei Bedarf re-
aktiviert werden. Streckennet-
ze für Personen- und Güterver-
kehr seien zu erweitern. Es gelte 
Anreize zu schaffen, um den Gü-
terverkehr von der Straße auf 
die Bahn zu verlagern. Ergänzend 
müssten die Möglichkeiten der 
Digitalisierung genutzt werden, 
um den Zugverkehr effizienter, 
sicherer und engmaschiger zu 
gestalten. So könne der Transit-
verkehr stark reduziert und da-
mit große Mengen CO2 einge-
spart werden. DK

AKU-Landesvorsitzender Martin 
Huber, MdL. r

Thema nicht Stadt gegen Land 
ausgespielt werden.

In seinem Grußwort würdig-
te der Stellvertretende General-
sekretär der CSU, Florian Hahn 
MdB, die Rolle des AKU bei den 
aktuell drängenden Fragen des 
Umweltschutzes als Experten-
gremium mit großer fachlicher 
Expertise. Die Beauftragte für Kli-
maschutz der CDU/CSU-Frakti-
on im Deutschen Bundestag und 
stellvertretende Vorsitzende des 
AKU, Dr. Anja Weisgerber, be-
richtete ihrerseits über das Kli-
maschutzpaket des Bundes und 
stellte die erfolgte sinnvolle Wei-
chenstellung hin zu einem um-
fassenden Klimaschutz dar, wo-
bei sie auf die Notwendigkeit 
verwies, einen möglichst brei-
ten Konsens zu erzielen, um eine 
Spaltung der Gesellschaft zu ver-
meiden.

Ökosoziale Marktwirtschaft

Neben der Forderung nach ei-
nem Ausbau des CO2-Zertifika-
tehandels und einer Implemen-
tierung in zukünftigen Handels-
abkommen sollen dem Leitan-
trag zufolge Umweltkosten im 
Rahmen der Entwicklung einer 
Ökosozialen Marktwirtschaft 
besser in die Preisbildung mit 
einfließen. Schließlich erneuert 
der AKU die Forderung nach ei-
ner weiteren Reduzierung des 
Wald- und Flächenverbrauchs, 
beispielsweise durch die Be-
kämpfung von Brachflächen und 
Leerständen, die Aufstockung 
des Bayerischen Städtebauförde-
rungsprogramms, eine langfris-
tige Planung der Stadtentwick-
lung, die Förderung von Misch-
nutzung in innerstädtischen Ge-
bieten, die flexiblere Gestaltung 
des Denkmalschutzes, die Ent-
siegelung von Flächen sowie die 
Kaution für Einzelhandelsobjek-

Recyclingfähigkeit und Sekundärrohstoffeinsatz bei Verpackungen:

Wichtige Eckpfeiler  
für den Klimaschutz

Fachtagung von AGVU, bvse und BDE in Berlin

Mehr als 200 Vertreter der Politik und von Unternehmen der kunst-
stoffverarbeitenden Industrie, der Produkthersteller, des Handels 
sowie der Recycling- und Entsorgungsbranche nutzen eine Berliner 
Fachtagung unter dem Motto „Recyclingfähigkeit und Sekundär-
rohstoffeinsatz bei Verpackungen – Eckpfeiler für den Klimaschutz“ 
als wichtiges Angebot des Informations- und Meinungsaustau-
sches. Veranstalter waren die Verbände AGVU, bvse und BDE.

Parallel zur 25. Weltklimakon-
ferenz in Madrid unterstrich die 
Konferenz zum Verpackungs-
recycling die Bedeutung des 
Recyclings für den Klimaschutz. 
Zugleich machte sie mobil für die 
höhere Verwendung von Recy-
clingmaterialien in Verpackun-
gen. Deutliche Kritik übten die 
Tagungsteilnehmer an die Poli-
tik: Wie BDE Geschäftsführer Dr. 
Andreas Bruckschen betonte, „ist 
es nicht erklärbar, dass im Klima-
schutzpaket der Bundesregie-
rung die Kreislaufwirtschaft nicht 
erwähnt wird. Von daher erwar-
ten wir im neuen Kreislaufwirt-
schaftsgesetz ein Maßnahmen-
bündel zur Entwicklung des Rezy-
klatmarktes mit praxisnahen und 
sanktionsfähigen Vorgaben.“

Eintreten für eine bessere 
Wettbewerbsposition

Das erfolgreiche Wirken der 
Kreislaufwirtschaft für Klima und 
Umwelt hob der Parlamentari-
sche Staatssekretär im Bundes-
ministerium für Wirtschaft und 
Energie, Thomas Bareiß, hervor. 
Er machte klar, dass Recycling- 
rohstoffe gegenüber Primärroh-
stoffen eine bessere Wettbe-
werbsposition bekommen müss-
ten. 

AGVU-Geschäftsführer Dr. Do-
minik Klepper mahnte seiner-
seits die Politik, die Effekte einer 
funktionierenden Kreislaufwirt-
schaft für die CO2-Einsparung 
nicht zu unterschätzen und wies 
auf den Nutzen hin, der im Hin-
blick auf den Klimaschutz durch 
ein Schließen der Stoffkreisläu-
fe erreicht werden kann: „Wir 
müssen das Recycling entlang 
der Wertschöpfungskette den-
ken und leben. Nur wenn alle Ak-
teure ihre Rolle im Zyklus erfül-
len, werden wir zu einer Kreis-
laufwirtschaft kommen, die die-
sen Namen auch verdient.“

Vertrauen zurückgewinnen

Für Eric Rehbock, Hauptge-
schäftsführer des bvse-Bundes-
verbandes Sekundärrohstoffe 
und Entsorgung, ist angesichts 
der Klimaschutzdiskussion klar, 
dass spür- und messbare Fort-
schritte beim Kunststoffrecyc- 
ling und der Kreislaufwirtschaft 
erforderlich sind, um die Glaub-
würdigkeit zu verbessern und Ver-
trauen zurückzugewinnen: „Die 
Welt wird ohne Kunststoffe nicht 
auskommen können und deshalb 
gibt es nur eine Lösung, näm-
lich Kunststoffrecycling, wann 

und wo immer es möglich ist.“
Die Branche stehe auf allen 

Wertschöpfungsebenen vor gro-
ßen Herausforderungen, begin-
nend bei der Sammlung. Bei Stör-
stoffgehalten von teilweise über 
60 Prozent dürfe sich niemand 
über Qualitätsprobleme bei der 
Sortierung wundern. „Wer mehr 
Recycling will, muss dafür sorgen, 
dass an den richtigen Stellschrau-
ben für mehr Qualität gedreht 
wird. Daher ist es erforderlich, 
dass die Bürgerinnen und Bürger 
durch regelmäßige und überregi-
onale Kampagnen über den Sinn 
und Zweck und die Art und Wei-
se der getrennten Sammlung in-
formiert werden“, forderte der 
Hauptgeschäftsführer.

Pilotversuch

Hier sei mit dem abgeschlos-
senen Pilotversuch der dualen 
Systeme zur Kampagne „Recy-
cle Deine Meinung – Mülltren-
nung wirkt“ ein erster positiver 
Schritt getan worden. „Wir brau-
chen aber so schnell wie mög-
lich eine bundesweite und nach-
haltige Kampagne, denn wir sind 
auf die Mitwirkung der Bürgerin-
nen und Bürger dringend ange-
wiesen.“ Voraussetzung für die 
Mitwirkung der Bürgerinnen und 
Bürger ist nach Rehbocks Worten 
aber auch die Glaubwürdigkeit 
aller Verantwortlichen. Deshalb 
sei es erforderlich, die Kunst-
stoffverpackungen so herzustel-
len, dass sie auch recycelt wer-
den können. Design for Recycling 
laute das Stichwort.

Positive Impulse

Dabei machte Rehbock deut-
lich, dass hier etwas in Bewegung 
gekommen sei. Es gebe durch-
aus positive Impulse, doch müsse 
man an Geschwindigkeit zulegen. 
Der Hauptgeschäftsführer for-
derte daher eine klare Stichtags-
regelung: An einem noch festzu-
legenden Stichtag dürfen dann 
nur noch Verpackungen in den 
Markt kommen, die den Min-
deststandards der Zentralen Stel-
le entsprechen.

Mut zu Recyclingprodukten

Zum Thema Glaubwürdigkeit 
gehört Rehbock zufolge jedoch 
auch, dass Industrie, Handel, Ge-
werbe und die öffentliche Hand 
endlich mutiger werden und 
mehr Recyclingprodukte einset-
zen. Er sieht hier Bund, Länder, 
Kommunen und öffentliche Ins-
titutionen in einer Vorreiterrol-
le, mobilisierten diese doch ge-
meinsam ein Beschaffungsvolu-
men von jährlich 350 Milliarden 
Euro. Auf diesem Gebiet könne 
die öffentliche Hand sofort „Nä-
gel mit Köpfen“ machen. Das ge-
schehe jedoch nicht oder nur in 
eingeschränktem Maße. Teilwei-
se würden Recyclingprodukte so-
gar ausdrücklich bei Vergabever-
fahren ausgeschlossen.

Wie Rehbock abschließend be-
merkte, ist es aus seiner Sicht 
„ziemlich unglaubwürdig, wenn 
die Politik von den Bürgerinnen 
und Bürgern und Unternehmen 
in Deutschland Verhaltensände-
rungen verlangt, auf Abfallver-
meidung pocht, mehr Recycling 
einfordert und den Einsatz von 
Recyclingprodukten propagiert, 
aber sich dort, wo sie selber ganz 
konkret etwas tun könnte, aus 
der Verantwortung stiehlt“. DK

bvse-Bundesverband Sekundärrohstoffe und Entsorgung.

Gewerbliche Sammlungen stärken
Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes bestätigt auf ganzer  
Linie die Rechtsauffassung des bvse. Der Gesetzgeber hat ausdrück-
lich bestehenden gewerblichen Sammlungen einen weitgehenden 
Bestandsschutz gewährt.

Etliche Kommunen haben dies 
in der Vergangenheit nicht hin-
nehmen wollen und durch einen 
Griff in die juristische Trickkiste 
versucht, bestehende gewerbli-
che Sammlungen zu untersagen. 
Das betraf natürlich nicht nur die 
Altpapiersammlungen, auch die 
gewerblichen Sammelstrukturen 
im Schrott- und Altkleiderbereich 
sind von Seiten der Kommunen 
unter juristisches Feuer genom-
men worden, teilweise zunächst 
mit Erfolg.

„Deshalb ist es gut, dass jetzt, 
nach sieben langen Jahren, das 

Bundesverwaltungsgericht für 
eine Klärung der Rechtslage ge-
sorgt hat. Wir fordern daher die 
Kommunen auf, alle gegen ge-
werbliche Sammlungen gerichte-
ten Rechtsmittel unverzüglich zu-
rückzunehmen. Das Bundesver-
waltungsgericht hat klargemacht, 
dass das Kreislaufwirtschaftsge-
setz nicht dafür missbraucht wer-
den darf, bestehende und funk-
tionierende gewerbliche Sam-
melstrukturen zugunsten der 
öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger zu zerstören“, so Er-
ic Rehbock, Hauptgeschäftsfüh-

rer des bvse-Bundesverband Se-
kundärrohstoffe und Entsorgung.

Wichtiger Baustein

Gewerbliche Sammelstrukturen 
bildeten einen wichtigen Baustein 
für eine qualitativ hochwertige, 
getrennte Erfassung von Abfällen, 
die zu Sekundärrohstoffen aufbe-
reitet und dem Wirtschaftskreis-
lauf zugeführt werden können. 
Sie seien daher keinesfalls zu be-
kämpfen, sondern im Sinne einer 
Optimierung der Kreislaufwirt-
schaft zu stärken. Aus Sicht des bv-
se gibt es vor Ort genügend Raum 
für eine „partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit“ zwischen Privat-
wirtschaft und den Kommunen. r
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Rücknahmesystem für batt eriehalti ge Geräte:

Umfangreiche Mängelliste
Derzeit vergeht kaum eine Woche, in der es nicht zu einem Brand-
ereignis kommt. Davon betroff en sind nicht nur Erstbehandlungs-
anlagen nach dem ElektroG, sondern auch Sor� eranlagen für Ver-
packungsabfälle oder der Gewerbeabfallsor� erung. 

Die von den Herstellern vor Jah-
ren begonnene Umstellung auf 
ba� eriebetriebene Gerätearten, 
macht sich nun deutlich im Rück-
lauf bemerkbar, erläutert bvse-
Hauptgeschä� sführer Eric Reh-
bock in einem Schreiben an die 
Abteilungsleiterin Dr. Regina Dube 
beim Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit. Jede falsch entsorgte Lit-
hiumba� erie bzw. Lithiumzelle sei 
eine potenzielle Zündquelle. Des-
halb benö� ge die Branche schnel-
le Verbesserungen.

Schmerzgrenze überschritt en

Der bvse-Hauptgeschä� sfüh-
rer sieht die Schmerzgrenze der 

Branche inzwischen als „deut-
lich überschri� en“ an. Unter-
nehmen mit Schadensereignis-
sen müssten hohe Versiche-
rungskosten tragen oder würden 
gar nicht mehr versichert, wenn 
nicht erhebliche Summen in ak-
� ve Brandschutzmaßnahmen in-
ves� ert würden. Das zehrt na-
türlich an der Liquidität, so dass 
der bvse nicht mehr ausschließt, 
dass Unternehmen ihr Engage-
ment im Altgeräterecycling ein-
stellen werden.

Für gründliche Nachjusti erung

Rehbock: „Natürlich sehen wir 
hier auch die Verantwortung je-
des einzelnen Verbrauchers. Fakt 

ist jedoch, dass die Verbrauche-
rau� lärung über die Risiken von 
Ba� erien und die fatalen Auswir-
kungen sogenannter Fehlwür-
fe völlig unzureichend ist. Wenn 
mehr als die Häl� e der Ba� erien, 
die in Haushalten anfallen und 
hochgefährliche Substanzen ent-
halten, im Restmüll oder sogar 
der LVP-Sammlung landen, ist es 
unserer Ansicht nach an der Zeit, 
das Rücknahmesystem grundle-
gend zu überdenken und gründ-
lich nachzusteuern.“ 

Pfand ist keine Lösung

Dabei warnt der bvse aus-
drücklich „vor einer Fokussie-
rung auf eine Pfandpfl icht für 
bes� mmte energieintensive Lit-
hiumba� erien“. Zwar ist der Ver-
band für eine Bepfandung größe-
re Ba� eriesysteme, wie E-Scoo-
ter oder Rasenmäher. Der bvse 

betont jedoch, dass dies höchs-
tens eine Teillösung sei und ver-
weist darauf, dass Brandrisi-
ken schließlich auch von weni-
ger energieintensiven Lithium-
ba� erien ausgehen, für die eine 
Pfandpfl icht nicht realisierbar ist. 

In dieser Situa� on tobt derzeit 
jedoch auch noch ein Streit der 
bestehenden Rücknahmesyste-
me untereinander. Das verunsi-
chert nicht nur die Mark� eilneh-
mer, es ist auch zu befürchten, 
dass die momentan noch beste-
henden Rückgabemöglichkeiten 
in Frage gestellt werden. 

„Das ist natürlich kontrapro-
duk� v. Wir brauchen ja in Wirk-
lichkeit eine deutliche Auswei-
tung der Ba� erie-Rückgabe-
möglichkeiten für die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher“, 
erklärt Eric Rehbock. Der bv-
se fordert in dem Schreiben an 
das Bundesumweltministerium 
zudem eine intensive verbrau-
cherbezogene Au� lärung über 
die Gefährlichkeit von Ba� eri-
en, insbesondere hinsichtlich der 
möglichen Risiken der Selbst-
entzündung und der Umweltaus-
wirkungen bei unsachgemäßer 
Rückgabe und Entsorgung. Au-
ßerdem eine eindeu� ge Kenn-
zeichnung ba� eriebetriebener 
Geräte, z. B. mit dem Aufdruck 
„Nur gesonderte Rückgabe beim 
Wertsto�  of, Handel oder bei 
gem. ElektroG zer� fi zierter Ent-
sorgungsfachbetriebe“. 

Für wirksame Verbesserungen

Der bvse verlangt möglichst 
schnelle und wirksame Ver-
besserungen. Helfen würde es 
schon, so der bvse, wenn zu-
nächst einmal die bereits vor-
handenen gesetzlichen Regelun-
gen zur Erfassung endlich umge-
setzt werden. Dazu müssten ins-
besondere die Annahmestellen 
vieler kommunaler Wertsto�  ö-
fe qualita� v aufgerüstet werden. 
Teilweise scheinen die vorhan-
denen kommunalen Annahme-
stellen nämlich nicht die gesetz-
lichen Aufl agen zu erfüllen, was 
zur regelwidrigen Befüllung der 
Sammelcontainer führt. 

Fachwissen umsetzen

Um eine sach- und regelge-
rechte Sammlung zu gewähr-
leisten, ist aber eine gesteuer-
te Annahme ba� eriebetriebener 
Altgeräte durch fachkundiges 
Personal bei den kommunalen 
Wertsto�  öfen und beim Han-
del zwingend erforderlich. „Nur 
weil die Entsorgungswirtscha�  
schon seit Jahren eigentlich 
nicht ADR-konforme Transpor-
te ba� eriebetriebener Altge-
räte durchführt, halten wir das 
System trotzdem noch am Lau-
fen. Das kann aber kein Dauer-
zustand sein. Wir baden derzeit 
die Versäumnisse der Kommu-
nen aus und werden mit den Risi-
ken alleine gelassen. Hier ist des-
halb auch der Ländervollzug ge-

Abfallbilanz 2018:

Hausmüll in Bayern
Eine erfreuliche Abfallbilanz für das Jahr 2018 hat das Bayerische 
Landesamt für Umwelt vorgelegt. „Obwohl die Bevölkerung Bay-
erns 2018 um rund 60.000 Einwohner s� eg, ist das Gesamtabfall-
au� ommen um 0,9 % gesunken. Es liegt 2018 bei 486,1 kg pro Ein-
wohner“, betonte LfU-Präsident Claus Kumutat.

Allerdings ist auch das Wert-
stoff au� ommen von 4,29 Mio. 
t leicht auf 4,26 Mio. t gesunken 
und liegt somit im Bilanzjahr bei 
326,4 kg pro Einwohner. Bioabfäl-
le stellen mit fast 50 % die größ-
te Wertstoff frak� on (147,7 kg pro 
Einwohner). Leicht ges� egen sind 
die erfassten Mengen an Leicht-
verpackungen (21,1 kg pro Ein-
wohner) und Abfällen aus der 
Biotonne (57,1 kg pro Einwohner). 
Die Menge bei Glas (22,9 kg pro 
Einwohner) war leicht rückläufi g.

In 94 von 96 Körperscha� en 
standen den Bürgerinnen und 
Bürgern im Jahr 2018 insgesamt 
1.583 Wertsto�  öfe zur Verfü-
gung (2017: 1.620).

Organischen Abfall verringern

Im Bilanzjahr wurden 229 Kom-
pos� eranlagen (Vorjahr: 235) und 
7 Vergärungsanlagen (Vorjahr: 6) 
in Bayern sowie 2 Anlagen außer-
halb Bayerns zur Verarbeitung 
von insgesamt 929.800 t Grün-
gut (etwa 965.700 t im Vorjahr) 
genutzt. Bei 48 bayerischen Bio-
abfall-Kompos� eranlagen (50 im 
Vorjahr) und 22 Vergärungsanla-
gen (21 im Vorjahr) sowie 6 An-
lagen außerhalb Bayerns wurden 
insgesamt rund 1.015.300 t Bio-
abfallgemische mit Abfällen aus 
der Biotonne (1.012.400 im Vor-
jahr) angeliefert.

Die Eigenkompos� erung wur-
de nach Angabe von 74 Städten 
und Landkreisen und somit von 
etwa 77 % der Körperscha� en 
gefördert. Es wurden Zuschüsse 
zu Kompostern oder Häckslern, 
Kompos� erkurse, reduzierte Ab-
fallgebühren oder die Wahl eines 
kleineren Restabfallbehälters an-
geboten, um den kommunal er-
fassten Anteil an organischen Ab-
fall zu verringern.

Stadt versus Land

In Großstädten setzt sich der 
Trend der vergangenen Jahre 
fort: Trotz vieler Wertstoff sam-

melstellen werden weit weni-
ger Wertstoff e gesammelt als in 
ländlichen oder städ� schen Re-
gionen und es fällt überdurch-
schni� lich viel Restmüll an (159,6 
kg pro Einwohner). 

Ende 2018 wurden in Bayern 

fordert, um eine regelkonforme 
Organisa� on und Infrastruktur 
der kommunalen Annahmestel-
len durchzusetzen“, so der bv-
se-Hauptgeschä� sführer.

Entsorgungsunternehmen 
müssen nach Auff assung des 
Verbandes zukün� ig außerdem 
fehlerha�  befüllte Container auf 
der Grundlage des ElektroG ab-
lehnen können. Der bvse hat da-
zu in seinem Posi� onspapier zur 
Novelle des ElektroG bereits ei-
nen Vorschlag gemacht. 

Internati onal Mountain Day in Schloss Elmau:

Die Berge sind wich� g!
Bereits zum 2. Mal veranstaltete die Umwel� orschungssta� on 
Schneefernerhaus gemeinsam mit dem Landratsamt Garmisch-Par-
tenkirchen eine Veranstaltung auf Schloss Elmau. Über 200 Besu-
cher kamen zu der kostenlosen Veranstaltung, um den Bergen an 
diesem Tag besondere Beachtung zu schenken. 

Die Berge sind das Zuhause
von 15 % der Weltbevölkerung 
und ein Viertel aller Tier- und 
Pfl anzenarten kommen dort 
vor. Viele Menschen beziehen 
ihr Trinkwasser aus den Bergen, 
und natürlich spielen sie für 
uns als Erholungsort eine große 
Rolle. Leider bleiben auch die 
Berge von dem Klimawandel 
nicht verschont; viele Regionen 
sind sogar besonders stark ge-
fährdet, da die Ökosysteme in 
höheren Lagen sehr viel sensib-
ler sind. 

Dies war der Grund, dass 
1992 auf der Konferenz für Um-
welt und Entwicklung ein Do-

kument zum nachhal� gen Um-
gang mit den Bergen (‚Ma-
naging Fragile Ökosystems: 
Sustainable Mountain Develop-
ment‘) verfasst wurde. Dar-
au� in haben die United Na-
� ons den 11.12. als ‚Interna� o-
nal Mountain Day‘ (IMD) dekla-
riert. Ziel davon ist es, weltweit 
Ak� onen durchzuführen, bei 
denen die Bevölkerung auf die 
Wich� gkeit, Schönheit aber 
auch Verletzbarkeit der Berge 
aufmerksam gemacht wird. 

2018 hat Dr. Inga Beck von der 
Umweltforschungsstation 
Schneefernerhaus (UFS) ini� iert, 
ebenfalls eine Veranstaltung in 

der Region Garmisch-Parten-
kirchen zum IMD durchzufüh-
ren. Diese Idee wurde dann ge-
meinsam mit Florian Diepold-Erl 
(Klimaschutzmanager des Land-
kreises Garmisch-Partenkirchen) 
und dem ‚EagleWings-Projekt 
Protec� ng the Alps‘ durchge-
führt. Die Inten� on dabei war 
Wissenscha� , Poli� k und Kultur 
an einem Nachmi� ag unter dem 
Mo� o „Berge“ zu vereinen und 
somit das Thema einer mög-
lichst breiten Öff entlichkeit zu-
gänglich zu machen. 

Großer Zuspruch

Nach dem großen Anklang im 
vergangenen Jahr wurde diese 
Veranstaltung dieses Jahr wie-
derholt: Über 200 Besucher ka-
men zusammen und ließen sich 
von Inga Beck durch den Abend 
führen. 

Nach Begrüßungsworten von 
Landrat Anton Speer erläuter-
te Prof. Dr. Stefan Dech (Deut-
sches Zentrum für Lu� -und 
Raumfahrt) mit eindrücklichen 
Bildern, wie man die Berge aus 
dem All vermessen und beob-
achten kann. Im Anschluss ka-
men bei einer Podiumsdiskussi-
on abea Hientz (Sprecherin, fri-
days for future GAP), Prof. Dr. 
Harald Kunstmann (KIT IMK-IFU, 
GAP), Sebas� an Kramer (Ge-
schä� sführer, Zugspitz Region 
GmbH), Michael Lentrodt (Prä-
sident des dt. Berg- und Ski-
führerverband) und Prof. Dr. 
Traidl-Hoff mann (Chefärz� n für 
Umweltmedizin) zu Wort.

Jeder einzelne ist gefordert

Dabei wurde der klare Wunsch 
an mehr Umsicht im Bereich Tou-
rismus in den Bergen deutlich. 
Außerdem wurde neben Forde-
rungen nach strikteren Klima-
schutzgesetzen an ein nachhal� -
geres Verhalten jedes Einzelnen 
appelliert. Den kulturellen Ab-
schluss der Veranstaltung mach-
te die Band Loisach Marci, Kul-
turbotscha� er des Landes Bay-
ern, die anfangs auf Bilder von 
‚Berge aus dem All‘ von Herrn 
Dech improvisierte. Wer wollte,
konnte sich im Anschluss noch 
von scien� st for future Ak� vis-
ten im Foyer über deren wissen-
scha� liche Arbeiten informie-
ren. 

Die Organisatoren waren von 
dem Andrang der Veranstaltung 
posi� v überrascht: „Es zeigt uns, 
dass den Bürgern im Landkreis 
die Natur und die Umwelt am 
Herzen liegt, und ein großes Inte-
resse an ‚Ihren‘ Bergen exis� ert. 
Als Vertreterin einer Umwel� or-
schungssta� on freut mich das na-
türlich sehr“, so Inga Beck. 

Kreislaufwirtschaft  und thermische Verwertung:

Kein Widerspruch
Erneut hat sich der Verband der Bayerischen Entsorgungsun-
ternehmen für die zügige Umsetzung eines Maßnahmenpake-
tes eingesetzt, um der Engpasssitua� on im Bereich gemischte 
Gewerbeabfälle zu begegnen. 

Bereits in den vergangenen 
Jahren hat die Entsorgungsbran-
che die getrennte Erfassung und 
Sor� erung von Gewerbeabfällen 
konsequent vorangetrieben. Da-
durch wurde es möglich, einen im-
mer höheren Anteil an Gewerbe-
abfällen dem Recycling zuzufüh-
ren. Zugleich stellt VBS-Präsident 
O� o Heinz fest: „Die thermische 
Verwertung... ist ein fester Bau-
stein der Kreislaufwirtscha�  und 
sorgt insbesondere dafür, dass aus 
nicht-recycelbaren Abfällen Ener-
gie entsteht.“ 

Seit einiger Zeit gibt es ei-
nen bundesweiten Engpass bei 
der thermischen Verwertung ge-
mischter Gewerbeabfälle. Hier-
für gibt es mehrere Ursachen: Das 
anhaltende Wirtscha� swachstum 
führt zu jährlichen Steigerungs-
raten beim Gewerbe- und Haus-
müll. Der auf langfris� gen Ver-
trägen basierende Import von 
jährlich über eine Million Tonnen 
Abfällen aus dem EU-Ausland in 
nord- und westdeutsche Anlagen 
bewirkt eine zusätzliche Belas-
tung für die MVA. 

Verschärfend wirkt die neue 
Düngeverordnung: Zwei Dri� el der 
landwirtscha� lichen Verwertungs-
fl ächen stehen hierdurch der Klär-
schlammverwertung nicht mehr 
zur Verfügung, was zusätzliche 
Mengen für die MVA bedeutet. Der 
anhaltende Trend zu Einwegpro-
dukten und schlecht recycelbaren 
Konsumar� keln führt zu höheren 
Restmengen aus der Sor� erung. 

Der VBS fordert ein umfassen-
des Maßnahmenpaket, um der an-
gespannten Situa� on zu begegnen 
und die MVA zu entlasten: 
• die Biotonne fl ächendeckend in 
ganz Bayern einführen;
• landwirtscha� liche Betriebe 
verpfl ichten, Plas� kfolien wieder
zu verwenden; 
• die Abholungsmechanismen für 
Altpapier op� mieren (größere 
Tonnen oder ein engerer Abhol-
rhythmus); 
• das Inverkehrbringen von Ein-
weg-Bechern und Kunststoff de-
ckeln verteuern oder verbieten; 
• Verkaufsverpackungen in Mün-
chen erfassen: Depotcontainer 
durch haushaltsnahe Erfassung er-
setzen (gelber Sack/gelbe Tonne); 
• Abfälle, die an MVA geliefert 
werden, konsequent vorsichten; 
• eine Vorsor� erung für Sperr-
müll einführen; 
• die Revisionen der bayerischen 
MVA unter Berücksich� gung der 
Bedürfnisse der gewerblichen 
Wirtscha�  koordinieren; 
• behördliche Genehmigungen 
für Entsorgungsunternehmen zur 
Absteuerung von Mengen in ei-
ne Verwertungsanlage im EU-Aus-
land (+Schweiz) schnell erteilen; 
• Inves� � onen in neue Abfallbe-
handlungsanlagen zügig posi� v 
bescheiden; 
• prüfen, ob weitere Zwischenla-
ger genehmigt werden können; 
• mögliche Zwischenlagerungen 
über einen Zeitraum von über ei-
nem Jahr hinaus prüfen. 

Claus Kumutat. 

33 Deponien der Deponieklasse I 
und II zur Ablagerung von Abfäl-
len betrieben. An zehn Standor-
ten wurden im Bilanzjahr keine 
Abfälle abgelagert, dort stehen 
jedoch weiterhin Kapazitäten 
zur Verfügung. Insgesamt wur-
den im Bilanzjahr 433.193 t (Vor-
jahr: 504.702 t) abgelagert. Der 
Anteil der abgelagerten Menge 
an Aschen und mechanisch-bio-
logisch vorbehandelten Abfällen 
belief sich auf 95.573 t. Weitere 
378.550 t Abfälle wurden im Rah-
men von Verwertungsmaßnah-
men auf Deponien in Bayern ein-
gesetzt. Zum 31.12.2018 war ein 
ausgebautes Restvolumen der 
Deponieklassen I und II von 6,78 
Mio. m³ verfügbar.

Deutliche Unterschiede

Vergleicht man die verschie-
denen Städte und Landkreise in 
Bayern, so fällt auf, dass es ge-
rade beim Restmüllau� ommen 
deutliche Unterschiede gibt. Die 
Sammelmengen reichen von 
60,3 kg pro Einwohner bis 278,5 
kg pro Einwohner. Zwar sind ins-
gesamt die Veränderungen der 
Erfassungsmengen der Wert-
stoff e, des Restabfall- und des 
Gesamtabfallkommens margi-
nal, aber die regionalen Schwan-
kungen zeigen deutlich, dass 
Op� mierungspotenzial besteht. 
Durch Bewusstseinsbildung für 
nachhal� ge Verhaltensweisen 
gilt es von den Besten zu lernen, 
um dem wich� gsten Ziel der Ab-
fallwirtscha�  – der Abfallvermei-
dung – näher zu kommen. DK
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Straßenmeistereien im Landkreis Passau sind gut vorbereitet:

Der Winter könnte noch kommen
20 Fahrzeuge und 54 Mitarbeiter in Bereitschaft

Herbert Hebel, Leiter der Kreisstraßenverwaltung im Landkreis 
Passau, ist für die kalte Jahreszeit bestens gerüstet. In den Kreis-
bauhöfen in Patriching, Wegscheid und Ortenburg sind Fahrzeu-
ge sind jederzeit einsatzbereit. „Die Bereitschaftspläne bereits seit 
Oktober gültig,“ so Hebel.

Dabei haben die beiden Stra-
ßenmeistereien im Landkreis Pas- 
sau gerade im Winter einiges zu 
tun. Sie betreuen eines der längs-
ten Kreisstraßennetze in Bayern 
– insgesamt 589 Kilometer. 

ge haben Priorität“, erklärt Klein-
gütl. Mit seinem Arbeitsgerät 
– ein 400 PS starker und 26 Ton-
nen schwerer MAN-Lastwagen – 
sorgen er und seine Kollegen da-
für, dass morgens im Berufs- und 

Die Salzlager des Landkreises Passau sind immer noch gut gefüllt. 
Hier in Patriching hatte man rund 1.200 Tonnen Salz eingelagert, 
erläutern der Leiter der Kreisstraßenverwaltung, Herbert Hebel 
(li.) und motorisierter Straßenaufseher Bruno Starkl.   Bild: LRA Oassau

54 Mitarbeiter im Winter-
dienst sorgen für freie Straßen. 
Einer von ihnen ist Markus Klein-
gütl. Wenn der Winterdienstmel-
der ihn verständigt, muss er ab 3 
Uhr morgens auf die Straße. Wie 
jeder seiner Kollegen ist er für et-
wa 30 Kilometer Strecke zustän-
dig. „Die meistbefahrenen Stre-
cken und die Schulverkehrswe-

Schulverkehr die Straßen befahr-
bar sind. Dazu ist an seinem Lkw 
ein 3,60 breites Räumschild und 
ein Streuaufbau angebracht. „Wir 
bringen größtenteils Feuchtsalz, 
also mit Sole benetztes Streu-
salz aus. Nur wenn die Tempera-
turen unter -10 Grad Celsius fal-
len, wird wegen einer besseren 
Auftauwirkung trockenes Salz ge-

streut,“ weiß der erfahrene Stra-
ßenwärter. Auf seinem Räum-
fahrzeug kann Markus Kleingütl 
gut vier Tonnen Salz und zwei Ku-
bikmeter Sole mitnehmen. 

Eigene Anlage zur  
Sole-Aufbereitung

Zum Winterbeginn lagerten  
dazu allein in den Hallen des Bau-
hofs Patriching 1.200 Tonnen 
Streusalz. In diesem Winter ist da-
von noch eine Menge übrig. Die 
Sole – ein zu 21 Prozent gesättig-
tes Salz-Wassergemisch – wird 
vor Ort durch eine eigene Anlage 
aufbereitet und in den Streuauf-
satz auf dem Winterdienst-Lkw 
gefüllt. Das moderne Streugerät 
benetzt das Salz beim Streuteller 
mit Sole. „Dadurch wird die Haf-
tung des Salzes auf der Straße ver-
bessert und ein Verwehen durch 
den nachfolgenden Verkehr wird 
verhindert,“ so Kleingütl. 

Zusammenarbeit  
mit Privatunternehmen

Auf den Landkreisstraßen sind 
im Winter bis zu 20 Räum- und 
Streufahrzeuge im Einsatz. Da-
von gehören acht dem Land-
kreis selbst, zwölf stellen beauf-

tragte Privatunternehmen. Zwei 
seiner Fahrzeuge hält der Land-
kreis auf Reserve, für den Fall ei-
nes Schadens an einem Fahrzeug 
aus dem Regelbetrieb. Die bei-
den Reservewagen sind bei star-
kem Schneefall aber auch mit 
Schneeschleudern unterwegs. In 
der vergangenen Saison hat der 
Landkreis rund 4.100 Tonnen Salz 
auf seinen Straßen ausgebracht. 
Mit allen Personal-, Betriebs- und 
Materialkosten kamen im Win-
ter 2018/2019 etwa 1,4 Millionen 
Euro zusammen. 

Einsatz rund um die Uhr – 
sieben Mal in der Woche

Markus Kleingütl und seine Kol-
legen arbeiten im Schichtbetrieb. 
Mit ihren Fahrzeugen sind sie bei 
normalen winterlichen Verhält-
nissen von 3.00 Uhr morgens bis 
21.00 Uhr abends auf den Stra-
ßen. Im Extremfall ist aber auch 
ein 24-Stundendienst möglich – 
an allen Werktagen, Wochenen-
den und Feiertagen.

Probleme gibt es im Normal-
betrieb eigentlich nicht – nur 
bei extremen Wetterverhältnis-
sen wird es auch für die Winter-
dienstfahrer schwierig durchzu-
kommen. Eines wünschen sich 
Markus Kleingütl und seine Kol-
legen aber von Anwohnern und 
Autofahrern: Mehr Verständnis 
und Rücksicht. „Denn nur so kön-
nen wir auf unseren Kreisstraßen 
zuverlässig für freie Fahrt sor-
gen“, so Kleingütl.  r

Das Tiroler Familienunternehmen Lindner produziert Traktoren 
und Transporter für die alpine Berg- und Grünlandwirtschaft, die 
Kulturlandwirtschaft, Seilbahnen und den Kommunalbereich. 
Jetzt kommt der Tausendsassa aus Tirol auch als Loipenspurgerät 
zum Einsatz.  Bild: mueller.ac

Lintrac – Loipenspurgerät 
ohne Kompromisse

Das „Lindner Lintrac powered by mueller Loipenspurgerät“ über-
zeugt durch sein fahreroptimiertes Bedienkonzept, seine Wendig-
keit und seine flexiblen Einsatzmöglichkeiten. Heute wird das Fahr-
zeug in Balderschwang im Allgäu vorgestellt.

Januar 2020, milde Tempe-
raturen und wenig Schnee. Da 
kommt für Langlaufbegeisterte 
eine Neuentwicklung aus Öster-
reich gerade recht. Eine beson-
dere Innovation präsentieren der 
Tiroler Fahrzeughersteller Lind-
ner gemeinsam mit dem Pisten-
technikspezialisten mueller aus 
Vorarlberg: den Lintrac als Loi-
penspurgerät. 

Natürlich steht der Lintrac für 
den kommunalen Ganzjahresein-
satz zur Verfügung. Viele Kom-
munen sind auf der Suche nach 
einer Alternative zu einem rei-
nen Loipenspurgerät, für das sie 
viel Geld ausgeben müssen und 
nur  wenige Monate im Jahr nut-
zen können. Sie finden im Lintrac 
eine phantastische Alternative. 
Ein Fahrzeug ohne Kompromis-
se, 12-Wege-Räumschild, Ketten- 
laufwerk, stufenloser Fahran-
trieb, 4-Rad-Lenkung, Nachlauf-
fräse mit hydraulisch klappbaren 
Seitenfinishern, Multicontrol-Joy-
stick und eine Fahrzeugkabine, 
die höchste Ansprüche erfüllt. 

Bei der Entwicklung des Lin-
trac Loipenspurgerätes stand der 
Sitz- und Bedienkomfort für den 

Fahrer im Vordergrund. Sämtli-
che Funktionen des Räumschil-
des wie der Nachlauffräse sind 
zur intuitiven Bedienung auf dem  
Multicontrol-Joystick angebracht, 
auch die Richtungsumkehr vor-
wärts oder rückwärts erfolgt 
über den Joystick.

Optimales  
Multifunktionsfahrzeug

So entstand ein optimales Mul-
tifunktionsfahrzeug für die Pfle-
ge von Loipen und Wanderwe-
gen in der kalten Jahreszeit. Mit 
dem 12-Wege-Räumschild und 
der Nachlauffräse können Wege 
für Wanderer geräumt und klei-
ne Skilifte präpariert werden. 
Ergänzt um zwei Spurplatten, 
ist diese Gerätekombination als  
ideales Spurgerät für Langlaufloi-
pen einsetzbar. 

Das Vorarlberger Unterneh-
men mueller ist spezialisiert auf 
die Entwicklung und Fertigung 
von Anbaugeräten zur Pflege von 
Langlaufloipen, Winterwander-
wegen, Rodelbahnen, u.v.m., so-
wie für Fahrzeugumbauten im 
Bereich Kettenantrieb.   r

Kahlbacher-Fräser und Fiedler-Streuer. Bild: Holder

Holder Geräteträger im Winterdienst: 

Zuverlässige Technik für  
sichere Straßen und Wege

Ob kommunale Fuhrparks, private Servicedienstleister, Industrieun-
ternehmen oder Immobilienbetreiber – viele dürften jeden Winter 
vor der Frage stehen, wie sie ihre Winterdienstaufgaben mit einer 
intelligenten Kombination aus Trägerfahrzeugen und Anbaugeräten 
zuverlässig, effizient und kostengünstig bewältigen können.

Holder bietet mit seinem Pre-
mium-Fahrzeugprogramm von 
45 bis 130 PS ein breites Spekt-
rum an Geräteträgern für den 
Winterdienst. Leichte bis mittlere 
Räum- und Streuaufgaben kön-
nen zuverlässig mit den Knick-
lenkern der X-, B- und C-Reihe 
oder auch mit dem Vier-Rad-ge-
lenkten MUVO erledigt werden. 
Im Heavy-Duty-Einsatz, insbe-
sondere in den schneereichen 
und alpinen Regionen, überzeu-
gen die leistungsstarken Model-
le der S-Reihe. Eine Vielzahl an 
Räumschildern, Schneefräsen 
und Streuern lässt sich problem-
los über die genormten Schnitt-
stellen anbauen. Durch die jahre-
lange enge Zusammenarbeit von 
Holder mit seinen Premiumpart-
nern sind Fahrzeug und Anbau-
gerät optimal aufeinander abge-
stimmt, um technisch einwand-
freie, effiziente und langfristig 
funktionierende Komplettsyste-
me bereitstellen zu können. 

Kunden schätzen bei Holder 
vor allem die Knicklenkung. Mit 
ihr kann man zum einen Hin-
dernissen auch auf kleinstem 
Raum ausweichen und zum an-
deren lässt sich das Anbauge-
rät, also das Räumschild oder die 
Schneefräse, über die Lenkung 
spielend leicht und optimal aus-
richten. Durch die dreidimensi-
onale Neigungsverstellung kann 
dabei auf alle Umgebungsvaria-

blen eingegangen werden. Auch 
die Schwimmstellung, die einen 
gleichmäßigen Abstand zum Bo-
den ermöglicht und so die An-
baugeräte schont bzw. für eine 
längere Lebensdauer sorgt, ist 
ein wichtiger Aspekt. Vor allem 
beim Schneefräsen wirkt die in-
telligente Grenzlastregelung: Sie 
sorgt dafür, dass sich die Fahr-
geschwindigkeit automatisch an 
die Leistungsabnahme am Front- 
anbaugerät anpasst. Damit auch 
der Fahrer bei Minustempera-
turen und im Dauereinsatz volle 
Leistung bringen kann, verfügen 
die Holder Komfortkabinen über 
eine optimale Wärmedämmung, 
leistungsstarke Heizungen und 
wintergerechte Ausstattungs-
merkmale wie Sitzheizung, Kli-
maanlage oder beheizbare Front-
scheibe und Außenspiegel. Gu-
te Servicezugänglichkeit wird bei 
Holder unter anderem durch die 
zu öffnenden Seitenklappen ge-
währleistet, wodurch man ganz 
einfach an Batterie und Siche-
rung herankommt.

Die Fahrzeuge von Holder sind 
Multifunktionsgeräte, die ganz-
jährig eingesetzt werden können. 
So besteht die Möglichkeit zur 
Umrüstung für weitere Anwen-
dungen auf höchstem Niveau, sei 
es in der Grünpflege, beim Keh-
ren und Reinigen, bei Transport- 
aufgaben oder bei zahlreichen 
Spezialanwendungen.  r

 Bild: www.stmelf.bayern.de

Über 900 Streuobstbäume 
für mehr Artenvielfalt

Kaniber zieht Erfolgsbilanz der bayernweiten Pflanzaktionen

Zum Start der bayernweiten Pflanzaktion hatte Landwirtschaftsmi-
nisterin Michaela Kaniber im April selbst zum Spaten gegriffen und 
gemeinsam mit Grundschulkindern aus Rohrdorf Obstbäume auf 
einer kommunalen Streuobstwiese gepflanzt. Ziel der landeswei-
ten Kampagne an allen Ämtern für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten war es, auf die vielfältigen Leistungen der Streuobstbestän-
de für Natur und Umwelt hinzuweisen und die Bevölkerung für die-
ses Thema zu sensibilisieren. 

Die Bilanz kann sich sehen las-
sen: Bis Jahresende 2019 wur-
den im Rahmen dieser Aktionen – 
66 waren es in Bayern – mehr als 
900 Streuobstbäume gepflanzt, 
darunter viele alte und regionale 
Sorten. „Mit den Pflanzaktionen 
haben wir nicht nur viele neue 
Streuobst-Bestände begründet, 
wir haben den Menschen auch 
vor Augen geführt, dass jeder 
konkret etwas für die Artenviel-
falt tun kann“, so die Ministerin. 

Viele engagierte Akteure

Streuobstbestände gehören zu 
den artenreichsten Lebensräu-
men in Bayern. Rund 5.000 Tier- 
und Pflanzenarten kommen dort 
vor. Im Rahmen der Aktionen 
wurden Landwirte, Waldbesit-
zer, aber auch Verbraucher, Gar-
tenbesitzer, Kommunen, Schu-
len und Verbände gezielt über 
dieses Thema informiert. Part-
ner der Aktionen waren Kinder-

gärten, Schulen, Obst- und Gar-
tenbauvereine, der Landesbund 
für Vogelschutz, der Bund Natur-
schutz, die Maschinenringe und 
Imker. „Mit den vielen engagier-
ten Akteuren werden wir auch 
in Zukunft dafür sorgen, dass die 
gepflanzten Bäume die notwen-
dige Pflege erhalten und die Ern-
te verwertet wird“, so die Minis-
terin. 

Themenschwerpunkt  
Biodiversität

Die Landwirtschafts- und 
Forstverwaltung hat 2019 und 
2020 die Biodiversität als The-
menschwerpunkt. Unter dem 
Motto „Unser Auftrag: Erzeu-
gung gestalten – Arten erhalten“ 
sind auch im neuen Jahr bayern-
weit vielfältige Veranstaltungen 
geplant. Detaillierte Informatio-
nen dazu gibt es im Internet un-
ter www.stmelf.bayern.de/biodi-
versität. r

Bewerbungsstart für  
Bundespreis Stadtgrün

BMI prämiert attraktive Parks und grüne Freiräume  
mit insgesamt 100.000 Euro 

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat lobt 
zum ersten Mal den Bundespreis Stadtgrün aus. Der Preis wür-
digt außergewöhnliches Engagement für urbanes Grün, vielfäl-
tige Nutzbarkeit, gestalterische Qualität, innovative Konzepte 
und integrative Planungsansätze. 

Städte und Gemeinden in Deutschland können sich ab sofort 
mit ihren Stadtgrün-Projekten bewerben. Auch Planer, Bürge-
rinnen und Bürger, Initiativen oder Vereine sind aufgerufen, ih-
re Projekte gemeinsam mit der Gemeinde einzureichen. Im Fo-
kus steht der Mehrwert öffentlicher Grün- und Freiräume für die 
Menschen. 

Bundesminister Horst Seehofer: „Für lebenswerte Städte 
brauchen wir grüne Freiräume. Kinder brauchen Platz zum Spie-
len und Erwachsene zum Durchatmen. Der Bundespreis Stadt-
grün fördert diese zukunftsorientierte Stadtentwicklung. Das ist 
gut für unser Miteinander, unsere Gesundheit und das Klima.“ 

Der Wettbewerb ist mit einem Preisgeld von insgesamt 
100.000 Euro dotiert und wird in vier verschiedenen Katego- 
rien vergeben:  
• Gebaut 
• Genutzt 
• Gepflegt 
• Gemanagt 

Eine unabhängige Jury entscheidet über die Auszeichnung von 
Projekten mit Preisen und Anerkennungen. Sie ist mit Expertin-
nen und Experten aus den Bereichen Garten- und Landschafts-
architektur, Stadtentwicklung und Stadtplanung, Vertretern und 
Vertreterinnen des Deutschen Städtetags, des Deutschen Städ-
te- und Gemeindebunds und des Deutschen Landkreistags so-
wie mit Vertretern aus Bundesministerien besetzt. Die Preisver-
leihung findet im September 2020 in Berlin statt. 

Der Bundespreis Stadtgrün ist ein wichtiger Baustein in der 
Umsetzung des Weißbuches Stadtgrün. Er wird vom Deutschen 
Städtetag, dem Deutschen Städte- und Gemeindebund und dem 
Deutschen Landkreistag unterstützt. 
Weitere Informationen unter 
www.bundespreis-stadtgruen.de r
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Voller Einsatz gegen Schnee und Eis.
Im Winterdienst zählen Schnelligkeit, Zuverlässigkeit 
und Wirtschaftlichkeit. Der Unimog ist in jeder dieser 
Disziplinen ein Profi. Dafür sorgen zum Beispiel innovative 
Eigenschaften wie der synergetische Fahrantrieb EasyDrive, 

der während der Fahrt den Wechsel zwischen mecha nischem 
und stufenlosem Antrieb (0–50 km/h) erlaubt, der 
komfortable Arbeitsplatz mit intuitivem Bedien konzept 
oder modernste Euro-6-Motoren bis 220 kW (299 PS). 

Mehr dazu bei Ihrem Unimog Partner oder unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,            
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

In Reih und Glied stehen die MB-Tracs und ein Unimog in der Halle von Anton Obermeier. Sein Liebling ist „Schneewittchen“, ein weißer MB-Trac 700.   Bilder: Markus Bauer

Anton Obermeier besitzt elf MB-Tracs:

Sammlerleidenschaft
Zwar fahren sie nur noch selten auf Straßen oder Feldern, aber sie 
erledigen nach wie vor zuverlässig ihren Dienst – auch für Kommu-
nen im Winterdienst, bei der Landschaftspflege usw. Die Rede ist 
von den MB-Tracs, der Traktorenbaureihe von Daimler-Benz, die 
von 1973 bis Ende 1991 hergestellt wurde. 

Elf Exemplare besitzt Anton 
Obermeier aus Klingen bei He-
mau im Landkreis Regensburg. 
Alle Fahrzeuge sind angemeldet, 
einige davon sind auch immer 
wieder im Einsatz. 

Natürlich hat Obermeier (72) 
auch beruflich einen Bezug dazu. 
Der heutige Rentner war bis vor 
sieben Jahren Nebenerwerbs-
landwirt. Bis heute verkauft er in 
ganz Bayern an Landwirte Beton-
behälter für Gülle und Biogas. 

In den 80er Jahren schaffte er 
sich für seine Tätigkeiten einen 
MB 800 und danach einen MB 
1000 an und war damit rundum 

zufrieden. Als bekannt wurde, 
dass Daimler-Benz die Produk-
tion einstellt, erwarb Obermei-
er im Jahr 1991 gleich noch zwei 
neue MB 1000. 

Der MB 1800 fehlt

Obermeiers richtige Sam-
melleidenschaft begann etwa 
im Jahr 2000. Fast von allen Ty-
pen hat Obermeier ein Exemp-
lar – lediglich der MB 1800 fehlt 
in der Sammlung. Auf einige sei-
ner elf MB-Tracs ist Obermeier 
sehr stolz. Einer war beim Städti- 
schen Gut Karlshof der Stadt 

München in Betrieb. Ein paar ha-
ben eine grüne Lackierung und 
„Family“ zusätzlich in der Typbe-
zeichnung. Das weist auf die im 
Jahr 1990 geplante und schließ-
lich 1991 geplatzte Kooperation 
mit Deutz hin. 

Für den Papst im Einsatz

Zwei der elf MB-Tracs sind auch 
heute noch im Einsatz. Im Vorfeld 
des Besuchs von Papst Benedikt 
XVI. 2006 in Bayern, konkret für 
den Gottesdienst auf dem Feld 
in Oberisling, brachte die Nitte-
nauer Firma Reil & Eichinger mit 
zwei MB-Tracs von Obermeier 
Rindenmulch aus. Bei Ausstel-
lungen präsentieren Landma-
schinenhändler gerne einige der 
MB-Tracs. Aber auch als Braut-
fahrzeug oder Urlaubsfahrzeug 
(Zugmaschine für Wohnwagen) 
dienten MB-Tracs. Und natürlich 
dürfen sie bei MB-Trac-Treffen 
nicht fehlen.    Markus Bauer

Bayern ist – wäre – gerüstet:

Neuerungen beim Winterdienst
Rund 1.300 Großfahrzeuge und etwa 3.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stehen bereit

Bayerns Winterdienst ist für den Winter auf jeden Fall gut gerüs-
tet. Dabei will die Bayerische Staatsbauverwaltung mit dem Salz 
auch in dieser Saison wieder ökonomisch und ökologisch umgehen. 
Neben innovativen Streumethoden mit sparsam aufgetragener 
Salzsole geht deshalb ein neues Pilotprojekt an den Start, bei dem 
Salzwasser aus der niederbayerischen Gurkenproduktion zum Ein-
satz kommt. Verkehrsminister Dr. Hans Reichhart freut sich, dass 
die Firma Develey als Projektpartner gewonnen werden konnte: 
„Wir recyceln das übrig gebliebene Salzwasser der Firma Develey 
und verringern so die Menge an Salz, das in die Umwelt gelangt – 
eine Win-Win-Situation!“

Die Autobahn- und Straßen-
meistereien in Bayern stellen die 
Sole, die sie in flüssiger Form auf 
die Straßen aufbringen, im Regel-

den in diesem Winter erstmals 
mit Salzwasser der Firma belie-
fert, das bei der Produktion von 
Salzgurken entsteht und norma-

ßen aufgebracht werden kann.

Sicherheit und  
Umweltschutz Hand in Hand

Verkehrsminister Reichhart 
und Develey-Werkleiter Huber 
stellten das Pilotprojekt auf ei-
ner Pressekonferenz der Öffent-
lichkeit vor. Dabei betonte Reich-
hart, dass Sicherheit und Um-
weltschutz beim Winterdienst 
Hand in Hand gehen: „Unser 
oberstes Ziel ist es, dass alle Au-
tofahrerinnen und Autofahrer in 
Bayern auch im Winter sicher an 
ihr Ziel kommen. Unsere Leute 
stehen bereit, um die Straßen auf 
möglichst effiziente Art und Wei-
se von Schnee und Eis zu befrei-
en.“ Gleichzeitig erinnerte Reich-
hart an die Verantwortung aller: 
„Jeder kann seinen Beitrag zur Si-
cherheit im Straßenverkehr leis-
ten: Fahren Sie angepasst und 
mit Winterreifen und nehmen 
Sie Rücksicht auf unsere Männer 
und Frauen in Orange!“

3.000 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zuständig für die 
Sicherheit der Straßen

In 29 Autobahn- und 64 Stra-
ßenmeistereien in Bayern küm-
mern sich fast 3.000 Frauen und 
Männer um den Winterdienst. 
Sie betreuen ein Netz von 23.000 
Kilometern an Autobahnen, Bun-
des- und Staatsstraßen. Hier-
für stehen gut 600 staatseigene 
Winterdienstfahrzeuge und 700 
Lkws, die von privaten Unterneh-
mern gefahren werden, zur Ver-
fügung – insgesamt also rund 
1.300 Fahrzeuge. Im vergange-
nen Winter hat der Freistaat fast 
90 Millionen Euro in die Sicher-
heit im winterlichen Straßenver-
kehr investiert – 27 Millionen Eu-
ro allein für das Streusalz.  r

Verkehrsminister Dr. Hans Reichhart, Leiter der Straßenmeisterei 
Gersthofen Konrad Schneller, Thomas Huber, Werkleiter Develey 
testen die recycelte Sole aus einem Tankfahrzeug.  Bild: StMB

fall selbst her, indem sie Tausalz 
in Soleanlagen mit Wasser mi-
schen. 

Sole-Recycling aus der  
Lebensmittelindustrie  
spart 700 Tonnen Salz 

Das Pilotprojekt ermöglicht es 
nun, den Salzverbrauch um rund 
700 Tonnen zu reduzieren. Die 
Straßenmeistereien rund um das 
Develey-Werk in Dingolfing wer-

lerweise über eine Kläranlage 
entsorgt wird.

Werkleiter Thomas Huber er-
klärt: „Auch im Klärprozess kann 
das im Wasser enthaltene Salz 
nicht vollständig zurückgehal-
ten werden. Deshalb bereiten 
wir das Salzwasser nun auf, rei-
nigen es und stellen es dem Win-
terdienst als Sole zur Verfügung.“  
Zahlreiche Tests und Analysen 
hatten klar ergeben, dass die  
Sole ohne Bedenken auf die Stra-

Deutsche Baumpflegetage in Augsburg, 21. bis 23. April 2020:

Gebietsheimische Gehölze: 
Wie geht es weiter?

Am 1. März 2020 endet die zehnjährige Übergangsfrist des neu-
en Gesetzes zur Verwendung gebietsheimischer Gehölze. Kurz be-
vor die Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes für alle Bun-
desländer verpflichtend in Kraft tritt, bestehen immer noch viele 
Unsicherheiten und die Umsetzung ist in Teilen ungeklärt. Bei den 
Deutschen Baumpflegetagen vom 21.-23. April 2020 diskutieren Ex-
perten in Augsburg die offenen Fragen mit dem Ziel, praxistaugli-
che Lösungsansätze zu entwickeln.

Gesetz ist Gesetz: Ab dem  
1. März 2020 dürfen in Deutsch-
land bei Pflanzungen in freier 
Natur ausschließlich gebietsei-
gene Gehölze zum Einsatz kom-
men. Doch nach wie vor gibt es 
ungelöste Probleme und Unwäg-
barkeiten in der Umsetzung, un-
ter anderem bei der Pflanzen-
verfügbarkeit, der Zertifizierung 
und den Ausschreibungen. Wie 
kann es in den nächsten Jahren 
weitergehen? Und ist das Ge-
setz zur Verwendung gebietshei-
mischer Gehölze angesichts des 
fortschreitenden Klimawandels 
überhaupt noch sinnvoll? Diese 
und weitere Fragen stehen bei 
den Deutschen Baumpflegetagen 

in Augsburg im Fokus. Antwor-
ten geben Alain Paul vom Ver-
band Deutscher Forstbaumschu-
len, Christoph Dirksen vom Bund 
Deutscher Baumschulen und Vol-
ker Schlia von Hessen Mobil. Für 
den 22. April haben die Organisa-
toren der Fachtagung viel Zeit für 
die Diskussion dieses hochaktuel-
len Themas eingeplant.

Die Tagung: Neu organisiert

Aufgrund des Baus einer wei-
teren Halle auf dem Messege-
lände bekommen die Deutschen 
Baumpflegetage 2020 ein neues 
Gesicht. Die Fachtagung und die 
wissenschaftliche Posterausstel-

lung ziehen in die frisch erbaute 
Messehalle. Der Große Saal, bis-
her Ort der Fachvorträge, wird 
neue Heimat des Kletterforums. 
Zugleich vergrößert sich die ta-
gungsbegleitende Messe sowohl 
im Innen- als auch im Außenbe-
reich des Messegeländes. „Durch 
die Umgestaltung können wir die 
jetzt noch großzügigeren Räum-
lichkeiten der Messe Augsburg 
optimal für Vorträge, praktische 
Vorführungen und Ausstellun-
gen nutzen. Der Eingangsbereich 
bleibt unverändert, und zur Ori-
entierung wird es Wegweiser ge-
ben“, sagt Prof. Dr. Dirk Dujesief-
ken, Veranstalter des Baumpfle-
ge-Events. Mark Bridge, Organi-
sator des Kletterforums, ergänzt: 
„Aufgrund der Höhe der neu-
en Kletterforum-Halle haben wir 
nun noch bessere Rahmenbedin-
gungen für Präsentationen und 
Vorführungen am Kletterturm. 
Mit dabei sind viele neue Refe-
renten, u. a. aus Australien, Indien 
und den USA.“

Informationen zum Programm 
der Deutschen Baumpflegeta-
ge 2020 und die Möglichkeit zur 
Anmeldung gibt es unter www.
deutsche-baumpflegetage.de  r
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Bayernwerk-Technikvorstand Dr. Egon Westphal (links) und Rei-
mund Gotzel (Vorstandsvorsitzender, Bayernwerk) vor einem 
Audi e-tron, der Teil eines gemeinsamen Forschungsprojekts der 
Audi AG und des Bayernwerks ist.  Bild: Uwe Moosburger (altro)/ Bayernwerk AG

Audi und Bayernwerk:

Meilenstein im  
Mobilitätsprojekt MerGE 

Die Zukunft der E-Mobilität kommt in einen Schrank. Zumindest 
wenn es um die Steuerungstechnologie für das netzdienliche Lade-
verhalten von morgen geht. Im Projekt MerGE arbeiten Audi und 
das Bayernwerk daran, moderne Ladelösungen und Steuerungsan-
reize für Nutzer von E-Fahrzeugen zu entwickeln. Das Ziel dahin-
ter ist, E-Mobilität möglichst netzentlastend zu organisieren, um 
einem kostenintensiven Netzausbau vorzubeugen. Die Prototy-
pen-Technik für einen ersten Feldversuch ist fertig entwickelt und 
wird bei Teilnehmer der Studie in sogenannten Mess- und Steuer-
schränken verbaut.

In Kürze geht es los: Für einen 
groß angelegten und einjähri-
gen Feldversuch nutzen Mitar-
beiter der Bayernwerk Netz (Bay-
ernwerk) eine Elektroauto-Flot-
te, bestehend aus zwanzig Audi 

e-tron. Die Studien-Teilnehmer 
wohnen im Netzgebiet des Ener-
gieunternehmens Bayernwerk 
und nutzen das vollelektrische 
Audi Modell künftig im Alltag. Die 
dazu erforderlichen Ladeeinrich-

tungen sind mit High-Tech-Mess-
geräten versehen, die detaillier-
ten Aufschluss über Mobilitäts-
wünsche und jeweiligem Netzzu-
stand erfassen. Ziel des Projekts 
ist es, Mobilitätsanforderungen 
mit einem sicheren und effizien-
ten Netzbetrieb in Einklang zu 
bringen.

Hoffen auf neue 
Erkenntnisse

Audi und das Bayernwerk er-
hoffen sich davon neue Erkennt-
nisse, welchen Einfluss verschie-
dene Steuerungsmöglichkeiten, 
wie beispielsweise Kostenanrei-
ze, auf das Ladeverhalten und da-
mit auf die Netzbelastung oder 
-entlastung haben. Zudem un-
tersucht das Projekt MerGE, wie 
lokale Netzengpässe in Nieder-
spannungsnetzen durch das Ein-
beziehen der E-Mobilität vermie-

den werden können. Gesamt-
wirtschaftlich ist von Interesse, 
in welchem Ausmaß der Netzaus-
bau dank des Flexibilitätspoten-
tials der E-Mobilität vermieden 
werden kann.

HEMS wird in konkrete  
Handlungen übersetzt 

Steuerkonzept von MerGE 
testet unter anderem, wie durch 
lokales Netzmonitoring mittels 
einer cloudbasierten „lokalen 
Netzleitwarte“ kritische Netz-
zustände erkannt und prognos-
tiziert werden können. Um die-
se zu vermeiden, kommuni-
ziert die Netzleitwarte mit dem  
Home-Energy-Management-Sys-
tem (HEMS) des Teilnehmers. 
Die übermittelten Fahrpläne und 
Steuerungen werden vom HEMS 
in konkrete Handlungen der ver-
fügbaren steuerbaren Flexibili-
täten (wie z.B. dem Ladepunkt) 
übersetzt.

Dazu wurde in einer Versuchs-
werkstatt von Audi ein Prototyp 
des erforderlichen Mess- und 
Steuerschranks getestet und ab-
genommen. Damit kann MerGE 
in Kürze starten. r

V.li. mit Spaten: Sabine Baues-Pommer (LRA Neuburg-Schrobenhausen), Markus Breier (LRA Traun-
stein), Anja Aigner (LRA Freising), Heike Grosser (LRA Weilheim-Schongau) und Prof. Dr. Bernd 
Hertle (Leiter der Weihenstephaner Gärten). Mit dabei waren ebenfalls Andreas Kastner (LRA Pfaf-
fenhofen, Mitte mit Sonnenbrille) und Wolfram Vaitl (Präsident, Bayerischer Landesverband für 
Gartenbau und Landespflege e. V; weißes Hemd)  Bild: LRA Weilheim-Schongau

100 Jahre  
Kreisfachberatung  

in Oberbayern
Im Jahr 2019 feierten alle bayerischen Kreisfachberater 100 Jahre 
Dienst an den Menschen und im Einsatz für Kultur und Natur. Die 
Kreisfachberater sind als Ansprechpartner rund um Gartenkultur 
und Landespflege an den örtlichen Landratsämtern tätig. Anläss-
lich des Jubiläums pflanzten die oberbayerischen Kreisfachberate-
rinnen und Kreisfachberater im Sichtungsgarten Weihenstephan 
einen besonderen Baum. 

Heike Grosser, Fachbera-
ter-Sprecherin für Oberbayern, 
begründete die Wahl eines Spei-
erlings: „Der Baum ist eine Rari-
tät für Oberbayern, die Blüten 
insektenfreundlich, die Früchte 
der gepflanzten Kulturform `Sos-
senheimer Riese´ finden als Bei-
gabe zu Most Verwendung und 
durch die Trockenverträglichkeit 
ist der Baum tauglich für den Kli-
mawandel.“ Auch Prof. Dr. Bernd 
Hertle freute sich als Leiter der 
Weihenstephaner Gärten über 
die Spende, denn der Speierling 
fehlt noch in den umfangreichen 
Pflanzungen. Der Standort beim 
Wildobst wurde durch hunderte 
Blumenzwiebeln ergänzt.

Die Arbeitsschwerpunkte der 
Kreisfachberater wandelten sich 
im Laufe der über einhundert-

jährigen Geschichte. War es zu 
Beginn fast ausschließlich der 
Obstbau, kamen rasch Blumen-
schmuck und Selbstversorgung 
hinzu. In den 50er und 60er Jah-
ren wurden Blumenschmuck-
wettbewerbe und der bekann-
te Wettbewerb „Unser Dorf soll 
schöner werden“ organisiert. 
Seit mehreren Jahrzehnten ste-
hen Ökologie und Nachhaltig-
keit für Garten, Dorf und Land-
schaft im Mittelpunkt. Das zeigt 
auch die gerade bayernweit an-
laufende Naturgarten-Auszeich-
nung. Weiterhin aktuell bleiben 
die klassischen Themen rund  
um Obst, Gemüse, Blütenvielfalt 
und Gartengestaltung.

Neben der Pflanzung des Ju-
biläumsbaums standen auf dem 
Programm der Jubiläumsveran-

staltung auch Alternativen zum 
Buchs, Spannendes aus der Stau-
denwelt, die Landesgartenschau 
Ingolstadt 2020, aktuelle Informa-
tionen der Bayerischen Garten- 
akademie und des Bayerischen 
Landesverbandes für Gartenbau 
und Landespflege sowie ein Er-
fahrungsaustausch zur Naturgar-
tenauszeichnung.  r

Umweltminister Thorsten Glauber: 

Neuer Partner für den 
Naturschutz

Landschaftspflegeverband Deggendorf neu gegründet
Der im Dezember 2019 gegründete Landschaftspflegeverband Deg-
gendorf ist neuer Partner vor Ort für die Umsetzung von wichtigen 
Biotoppflege- und Artenhilfsmaßnahmen. 

Bayerns Umweltminister Thors- 
ten Glauber betonte anlässlich 
der Neugründung in München: 
„Ich freue mich, dass wir mit 
dem Landschaftspflegeverband 
Deggendorf einen weiteren Ak-
tivposten im Naturschutz begrü-
ßen dürfen. Naturschutz braucht 
starke Partner. Unser Ziel ist ein 
flächendeckendes Netz in Bay-
ern für den Naturschutz. Mit je-
der Neugründung kommen wir 
unserem Ziel näher. Mit den ins-
gesamt 64 Landschaftspflegever-
bänden erreichen wir alle Regio-
nen in Bayern. Die Landschafts-
pflegeverbände bewahren durch 
ihre hervorragende Arbeit vor 
Ort einmalige Natur- und Kultur-
landschaften. Bayerns Umwelt- 
und Naturschutzziele werden 
mit Hilfe der Landschaftspflege-
verbände von Kommunen, Land-
wirten und Naturschutzverbän-
den Hand in Hand umgesetzt.“ 
Landrat Christian Bernreiter er-
gänzte: „Wir werden die Aufga-

ben, die uns durch das Volksbe-
gehren ´Rettet die Bienen´ und 
das ´Versöhnungsgesetz´ zuge-
wiesen werden, aktiv annehmen 
und umsetzen. Durch die Grün-
dung eines Landschaftspflege-
verbandes im Landkreis Deggen-
dorf wollen wir die Gemeinden 
bei der Umsetzung naturschutz-
fachlicher Projekte und Maßnah-
men unterstützen.“

1.360 aktive Gemeinden

Der Landschaftspflegeverband 
Deggendorf ist der siebte Land-
schaftspflegeverband in Nieder-
bayern. Seit 1985 beraten und 
unterstützen die bayerischen 
Landschaf tspf legeverbände 
Kommunen, Landwirte und Na-
turschutzverbände in Bayern bei 
der Pflege und Entwicklung ih-
rer Flächen. Rund 1360 Gemein-
den, 59 Landkreise und 16 kreis-
freie Städte sind mittlerweile in 
den bayerischen Landschafts-
pflegeverbänden aktiv. Sie set-
zen zwei Drittel aller geförderten 
Landschaftspflegemaßnahmen 
im Freistaat um, zusammen mit 
Landwirten, Kommunalpolitikern 
und Naturschützern. Das Um-
weltministerium stellt mit dem 
Landschaftspflege- und Natur-
parkprogramm in 2019 über 20 
Millionen Euro für Maßnahmen 
vor Ort zur Verfügung. r

Nachhaltige Agrarpolitk: 

CSU-Fraktion will  
Höfe-Sterben verhindern 

In der von den Grünen angestoßenen Plenardebatte zur künf-
tigen Agrarpolitik setzt sich die CSU-Fraktion per Dringlich-
keitsantrag dafür ein, bäuerliche Familienbetriebe auch künf-
tig zu schützen und wirkungsvoll zu unterstützen. Konkret geht 
es darum, dass die flächenbezogenen Direktzahlungen (Säule 
1 der gemeinsamen Agrarpolitik der EU) für die Landwirte in 
Bayern erhalten bleiben. Ziel ist es, auch künftig die höheren 
Produktionsstandards der heimischen Landwirte bestmöglich 
abzusichern.

Nach dem Willen der CSU-Fraktion sollen insbesondere die 
ersten Hektare eines Betriebes stärker vergütet werden, um so 
gerade kleinere Betriebe bestmöglich zu unterstützen. Gleich-
zeitig sollen die Zahlungen für Großbetriebe zugunsten von klei-
neren Betrieben und verstärkten Umweltleistungen begrenzt 
werden. „Wir wollen diese Direktzahlungen für unsere Bauern 
unbedingt erhalten, weil sie ganz wesentlich für das Einkom-
men sind“, sagt Martin Schöffel, der agrarpolitische Sprecher 
der CSU-Fraktion.

Die CSU-Fraktion wendet sich entschieden gegen die von den 
Grünen angestrebte Kürzung der Direktzahlungen und will statt-
dessen zusätzliches Engagement der Landwirte für den Umwelt-
schutz auch zusätzlich fördern.

Dazu Martin Schöffel: „Die Grüne Ideologie in der Agrarpoli-
tik würde unsere Bauern in den Ruin treiben. Wir als Partner der 
Bauern können und werden das nicht zulassen, weil damit die 
Einkommen unserer Landwirte drastisch sinken und viele Höfe 
nicht überleben würden.“

„Eine ideologisierte Umweltpolitik, die nur von den Bauern fi-
nanziert wird, wird es mit der CSU nicht geben“. r

Münchner Rathaus Umschau:

Baumschutz in der  
Landeshauptstadt

Der Baumschutz, insbesondere auch der Schutz älterer Bäume, hat 
in der Landeshauptstadt München seit jeher einen hohen Stellen-
wert. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung hat dem Aus-
schuss für Stadtplanung und Bauordnung jetzt ausführlich darge-
legt, wie Bäume bei der Ausführung von Bauvorhaben geschützt 
werden können und welche rechtlichen Möglichkeiten bestehen, 
wenn Bäume ohne eine erforderliche Genehmigung gefällt wer-
den. In diesem Zusammenhang wurde das Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung auch beauftragt, zur Stärkung des Baumschutzes 
insbesondere im Baugenehmigungsverfahren auf Rechtsänderun-
gen hinzuwirken.

Bereits im Jahr 1976 hatte der 
Stadtrat eine Baumschutzverord-
nung erlassen, welche die inner-
städtische Durchgrünung Mün-
chens auf Dauer erhalten soll. 
Große Bäume bieten Lebens-
raum für Vögel, Insekten und an-
dere Kleintiere, spenden Schat-
ten und verbessern das Kleinkli-
ma und die Luftqualität. 

Unerlaubte Fällungen

Die Baumschutzverordnung 
schützt viele Bäume, die einen 
Stammumfang von 80 Zentime-
tern und mehr haben. Sie dür-
fen nur verändert oder gefällt 
werden, wenn zuvor die Erlaub-
nis vom Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Untere Natur-
schutzbehörde, eingeholt wurde. 
Im Frühjahr 2019 kam es zu ver-
mehrten unerlaubten Baumfäl-
lungen, die der Vorbereitung von 
Baumaßnahmen dienten. Dies 
wurde auch Thema von Bürger-

versammlungen und hat mehre-
re Stadtratsanträge sowie einen 
Bezirksausschussantrag ausge-
löst. 

Zwangsgeld für unterlassene 
Neupflanzungen

Zum Ausgleich dieses Grün-
verlustes hat die Untere Natur-
schutzbehörde zwischenzeitlich 
die Neupflanzung von Gehölzen 
gefordert. Diese Pflanzungen 
müssen innerhalb eines Jahres 
erfolgen und nachgewiesen wer-
den. Nicht durchgeführte Pflan-
zungen können mit Verwaltungs-
zwangsmitteln, in der Regel mit-
tels Zwangsgeld, durchgesetzt 
werden.

Bei Verdacht auf ungenehmig-
te Baumfällungen kann die Unte-
re Naturschutzbehörde kontak-
tiert werden. Unabhängig hier-
von besteht für Bürgerinnen und 
Bürger die Möglichkeit, sich di-
rekt an die Polizei zu wenden. r

Klima-Risiko-Index: 

BdB fordert Sofortprogramm für Stadtgrün
Laut einer Studie der Umweltorganisation Germanwatch gehört 
Deutschland zu den drei am stärksten von Extremwetter betrof-
fenen Ländern weltweit. Die starke Hitzewelle von 2018 habe in 
Deutschland 1.200 Todesopfer gefordert und Dürreschäden in Hö-
he von 1,2 Milliarden Euro verursacht. Zusammen mit den Orkan-
tiefs „Friederike“ und „Fabienne“ sei ein Gesamtschaden in Höhe 
von 4,5 Milliarden durch Wetterextreme entstanden. 

„Die Ergebnisse des aktuel-
len Klima-Risiko-Indexes sind ab-
solut alarmierend“, so Markus 
Guhl, Hauptgeschäftsführer des 
Bundes deutscher Baumschu-
len (BdB), der die EU-geförder-
te Kampagne „Grüne Städte für 
ein nachhaltiges Europa“ durch-
führt. „Es werden dringend An-
passungsstrategien benötigt, um 
dieser negativen Entwicklung Ein-
halt zu gebieten. Der BdB fordert 
daher ein Sofortprogramm für 
Stadtgrün in Höhe von zwei Mil-
liarden Euro.“

In den deutschen Städten ge-
be es viele leere Pflanzlöcher, so-
genannte Baumscheiben, die be-
pflanzt werden können. „Es ist 
an der Zeit, diese alten Baum-
standorte konsequent zu erset-
zen und damit nutzbar zu ma-
chen. Bei Neupflanzungen sollten 
wir unser bestehendes Baumsor-
timent durch neue, widerstands-
fähige Baumsorten ergänzen, die 
sehr gut an die Bedingungen der 
Zukunft angepasst sind.“ Diese Zu-
kunfts- oder Klimabäume zeich-
nen sich aus durch eine hohe Tro-

ckenstresstoleranz und Hitzere- 
sistenz, aber auch Frosthärte und 
insgesamt geringe Anfälligkeit für 
Schädlinge und Krankheiten. 

„Außerdem sollten Planer ver-
stärkt über die Vorteile von Fas-
saden- und Dachbegrünungen 
nachdenken, die Häuser im Som-
mer merklich kühlen. Auch An-
reize zur Pflanzung von Insekten-
nährgehölzen für private Gärten 
sollten geschaffen werden.“ Die-
se Gehölze geben Insekten und 
anderen Kleinstlebewesen Nah-
rung und Rückzugsmöglichkeiten. 

„Wir haben genug geredet, nun 
ist es Zeit zu handeln. Wir fordern 
daher einen Runden Tisch mit 
Planern, Bauwirtschaft, Baumi-
nisterium und Baumschulen für 
die Zukunft grüner Städte im Kli-
mawandel“, so Guhl. r
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Landrat Georg Huber zum 70. Geburtstag:

„Herzblutpolitiker mit 
Leib und Seele“

Mit seinem verantwortungsvollen Wirken hat Mühldorfs 
Landrat Georg Huber ganz wesentlich zur positiven Entwick-

Bezirkshaushalte im Freistaat:

Deutliche Mehrausgaben
Die Bezirkshaushalte in Bayern für das Jahr 2020 sind unter Dach 
und Fach. Prägend sind dabei die Kosten für die Umsetzung von zwei 
neuen Bundesgesetzen: Das Bundesteilhabegesetz und das Angehö-
rigen-Entlastungsgesetz werden ab diesem Jahr in den Haushalten 
Niederschlag finden. Zusammen mit Lohn- und Preissteigerungen in 
den Behinderten- und Pflegeeinrichtungen sowie gestiegenen Fall-
zahlen führen sie zu erheblichen Kostensteigerungen.

Mit einem Gesamtvolumen 
von 486,4 Mio. Euro hat der Be-
zirkstag der Oberpfalz das Zah-
lenwerk verabschiedet. 450 Mio. 
Euro fließen in den Sozialbereich, 
vor allem an Menschen mit kör-
perlicher, geistiger oder seeli-
scher Behinderung und an Pfle-
gebedürftige. „Durch unser Wir-
ken wird die Gesellschaft in vielen 
Bereichen gerechter“, urteilte Be-
zirkstagspräsident Franz Löffler.

Das Bundesteilhabegesetz, das 
ab Januar den Anspruch behin-
derter Menschen auf individuell 
zugeschnittene Unterstützung 
regelt, zieht einen höheren Per-
sonal- und Verwaltungsaufwand 
beim Bezirk und bei den Einrich-
tungen nach sich. Allein für die 
Oberpfalz wird ein Mehraufwand 
um 7,5 Mio. Euro erwartet. Auch 
das Angehörigenentlastungsge-
setz verursacht dort Mehrkosten 
im Bereich Hilfe zur Pflege von 
rund 6,3 Mio. Euro. Löffler beton-
te, durchaus Sympathie für bei-
de Gesetze zu haben, aber man 
müsse über die Finanzierung mit 
Freistaat und Bund sprechen.

Soziale Aufgaben dominieren

Insgesamt steigen die Sozial-
ausgaben um 13,2 Mio. Euro ge-
genüber dem laufenden Jahr, 
während die Einnahmen zurück-
gehen. Allein eine Rücklagenent-
nahme in Höhe von 13,5 Mio. Eu-
ro reicht nicht aus, um die Lü-
cke zu füllen. Ein erhöhter Hebe-
satz für die Bezirksumlage um 0,6 
Prozentpunkte ist unumgänglich. 
2020 liegt er nun bei 18,8 Prozent, 
die Oberpfalz wird aber dennoch 
aller Voraussicht nach der Bezirk 
mit dem zweitniedrigsten Umla-
gesatz in Bayern sein. 

Hebesatz konstant  
in Oberfranken

Auf rund 406 Mio. Euro belau-
fen sich im kommenden Jahr die 
Ausgaben des Bezirks Oberfran-
ken im sozialen Bereich. Damit 
fließen 94 Prozent des 442 Mio.
Euro Haushalts an Menschen, die 
Hilfe und Unterstützung brau-
chen. Das sind 1,11 Mio. Euro 
am Tag, wie Bezirkstagspräsident 

Henry Schramm in seiner Haus-
haltsrede verdeutlichte. Damit 
kommt der Bezirk seinen sozialen  
Verpflichtungen nach, ohne die 
Umlagezahler über Gebühr zu be- 
lasten. Der Hebesatz zur Bezirks- 
umlage bleibt mit 17,5 Prozent 
konstant und ist damit wiederum 
der niedrigste in ganz Bayern. 

Der Bezirkstag von Mittelfran-
ken beschloss den Haushalt für 
das Jahr 2020 mit einem Gesamt-
volumen von 967 Mio. Euro. Be-
zirkstagspräsident Armin Kroder 
zufolge „kommen die harten Jah-
re noch“, weshalb Einnahmen ge-
neriert und Ausgaben reduziert 
werden müssten.

Trotz einer Deckungslücke von 
über 14 Mio. Euro sprachen sich 
die Bezirksräte gegen eine Erhö-
hung der Bezirksumlage aus, sie 
bleibt mit einem Hebesatz von 
23,55 Prozent stabil. Stattdes-
sen beschloss der Bezirkstag, die 
kompletten Rücklagen in Höhe 
von 13,8 Mio. Euro zum Ausgleich 
des Haushalts heranzuziehen, die 
noch fehlenden rund 900.000 Eu-
ro werden über Kredite finan-
ziert. Um die gesetzliche Min-
destrücklage in Höhe von 9 Mio. 
Euro wieder zu erreichen, soll 
das Ergebnis der Jahresrechnung 
2019 herangezogen werden. Wie 
nicht anders zu erwarten, domi-
nieren auch in Mittelfranken die 
sozialen Aufgaben mit 840 Mio. 
Euro den Bezirkshaushalt zu fast 
90 Prozent. Den größten Teil da-
von finanzieren die kreisfreien 
Städte und Landkreise über die 
Bezirksumlage. Der staatliche Fi-
nanzausgleich steigt nur gering-
fügig auf 153 Mio. Euro.

6,5 Mio. Euro plant der Bezirk 
Mittelfranken im nächsten Jahr 
an Krediten ein. Ausserdem sol-
len 5,6 Millionen Euro an Schul-
den getilgt werden, so dass die 
geplante Netto-Neuverschuldung 
900.000 Euro beträgt.

Mit Riesen-Schritten zur 
Milliarden-Marke

Mit einem Gesamtvolumen 
von 858,9 Mio. Euro bewegt sich 
der Bezirksetat in Unterfranken 
„mit Riesen-Schritten auf die Mil-
liarden-Marke zu“, betonte Be-

zirkstagspräsident Erwin Dot-
zel bei der Vorstellung des Zah-
lenwerks. Aufgrund des Bun-
desteilhabe-Gesetzes und des 
Angehörigenentlastungs-Geset-
zes sowie einiger sozialer Ver-
besserungen weist der Etat-Ent-
wurf eine Finanzierungslücke von 
rund 30 Mio. Euro auf, die durch 
die Anhebung der Bezirksum-
lage um 1,5 Prozentpunkte auf 
dann 19,3 Punkte geschlossen 
werden muss. Rund 89,6 Prozent 
des Haushalts fallen auf den Sozi-
al-Etat, nur knapp 41 Prozent da-
von sind durch entsprechende 
Einnahmen gedeckt. 

Neuer Rekordhaushalt 
in Oberbayern

Im Jahr 2020 überschreitet 
der Haushalt des Bezirks Ober-
bayern erstmals die Zwei-Milliar-
den-Marke und erreicht damit ei-
nen neuen Rekordwert. Rund 90 
Prozent des Gesamtetats in Hö-
he von 2,06 Mrd. Euro fließen in 
soziale Aufgaben, Bildung und 
Kultur. Allein die Mehrausgaben 
im Etat Soziales und Jugend lie-
gen bei rund 170 Mio. Euro (plus 
10,8 Prozent). Davon entfallen als 
größte Einzelposten 92,4 Mio. Eu-
ro auf Leistungen nach dem Bun-
desteilhabegesetz (bisher Einglie-
derungshilfe für Menschen mit 
Behinderungen) sowie 37,2 Mio. 
auf die Hilfe zur Pflege.

Wegen der stetig weiter stei-
genden Ausgaben sieht Bezirks-
tagspräsident Mederer den Be-
zirk „vor gewaltigen Herausforde-
rungen“. So sei die für den Haus-
halt 2020 relevante Umlagekraft 
von 2018 zwar um 10,8 Prozent 
auf 8,2 Mrd. Euro gestiegen. Die 
daraus resultierenden Mehrein-
nahmen bezifferte Mederer auf 
168 Mio. Euro. Dem Haushalt flie-
ßen 1,72 Mrd. Euro über die Be-
zirksumlage zu. Die Umlage kann 
jedoch laut Mederer 2020 nur sta-
bil bei 21 Prozentpunkten gehal-
ten werden, weil der Rücklage zu-
sätzlich rund 48,4 Mio. Euro ent-
nommen werden. Damit schmilzt 
die Rücklage auf 25 Mio. Euro und 
liegt nur noch knapp über der ge-
setzlich vorgeschriebenen Min-
destgrenze.

Im Bezirkstag von Niederbayern 
beträgt das Gesamthaushaltsvo-
lumen einschließlich Wirtschafts-
plänen der Bezirkskrankenhäuser 
und Kulturstiftung 733,7 Mio. Eu-
ro (2019: 723 Mio. Euro) und steigt 
damit gegenüber dem Vorjahr um 
1,5 %. Aus dem Verwaltungshaus-
halt mit insgesamt 498,6 Mio. Eu-
ro (2019: 500,5 Mio. Euro) fließen 
439,1 Mio. Euro und damit fast 90 
Prozent in die soziale Sicherung 
(2019: 442,9 Mio. Euro).

Die Bezirksumlage wird 2020 
unverändert bei 20 Prozent lie-
gen. Bezirkstagspräsident Dr. Olaf 
Heinrich: „Wir freuen uns, dass 
trotz einer sich abschwächenden 
Konjunktur und erhebliche Risi-
ken im Bereich ‚Soziale Sicherung‘ 
die Umlage bei 20 Prozent sta-
bil bleiben kann.“ Die Einnahmen 
aus der Bezirksumlage steigen um 
3,5 % auf rund 311 Mio. Euro. Dies 
bedeutet für den Bezirk Nieder-
bayern Mehreinnahmen von 10,4 
Mio. Euro.“

Mehreinnahmen in Höhe von 
10,2 Mio. Euro können auch 
durch den Sozialhilfeausgleich 
nach Art. 15 FAG verbucht wer-
den. Weil die Steigerung der Um-
lagekraft in Niederbayern weit 
unter dem bayernweiten Durch-
schnitt von 7,0 % liegt, ergibt sich 
daraus für den Bezirk ein höherer 
Ausgleich als im Vorjahr und fällt 
für 2020 weit überdurchschnitt-
lich aus. Heinrich: „So erfreulich 
dies für das Jahr 2020 sein mag – 
uns muss bewusst sein, dass wir 
für 2021 nicht erneut mit diesen 
hohen Mehreinnahmen rechnen 
können.“

Die 900-Millionen-Grenze über- 
schritten hat schließlich der Ver-
waltungs- und Vermögenshaus-

halt des Bezirks Schwaben. Zum 
ersten Mal werden die kom-
menden Ausgaben höher veran-
schlagt als die Einnahmen, bilan-
zierte Bezirkstagspräsident Mar-
tin Sailer. Der Löwenanteil mit 
Ausgaben von gut 820 Mio. ist im 
Sozialbereich anzusiedeln. Knapp 
12 Mio. fließen in die Kultur. 

Enttäuschte Hoffnungen  
in Schwaben

„Der Bezirk Schwaben über-
nimmt für die Bürgerinnen und 
Bürger in Schwaben existenziel-
le Aufgaben“, betonte Sailer. „Die 
Hauptaufgaben unseres Han-
delns sind dabei soziale Hilfen. 
2020 sprechen wir von fast 60 
Mio. Euro Finanzierungsdefizit.“

Als Bezirk habe man große 
Hoffnungen auf den kommunalen 
Finanzausgleich gesetzt, die lei-
der enttäuscht wurden. „Obwohl 
unsere Belastungen gewachsen 
sind, sind die zugeteilten Mittel 
für die Bezirke nicht gestiegen“, 
zeigte sich Sailer enttäuscht. Ein 
weiterer Aspekt sei, dass die be-
kannten „Bundesmilliarden“ als 
Mittel zur Kompensation der 
Mehrausgaben im Rahmen des 
BTHG an den bayerischen Bezir-
ken als den überwiegend zustän-
digen Trägern der Hilfen vorbei-
gegangen sind.  DK

lung seiner Heimatregion bei-
getragen. Zu seinem 70. Ge-
burtstag am 6. Januar wurde 
der Jubilar, der über viele Jah-
re auch als stellvertretender 
KPV-Landesvorsitzender fun-
gierte, vielfach als „Herzblut-
politiker mit Leib und Seele“ 
tituliert.

Wie Kommunalminister Jo-
achim Herrmann in seinem 
Glückwunschschreiben aus-
führte, engagiere sich Georg 
Huber seit nahezu vier Jahr-
zehnten erfolgreich für sei-
ne Heimat – zunächst als Ers-

ter Bürgermeister der Gemeinde Schwindegg und seit 2002 als 
Landrat. Insbesondere im bildungspolitischen und wirtschaftli-
chen Bereich habe er den Landkreis erfolgreich vorangebracht.

Hohe Priorität misst Huber laut Herrmann auch den Themen 
Umweltschutz und erneuerbare Energien bei. Über die Land-
kreisgrenze hinaus leiste er außerdem überzeugende Arbeit 
beim Bayerischen Landkreistag als Leiter der Projektgruppe 
„Organisation/eGovernment“ des Innovationsrings und als Vor-
sitzender des Ausschusses für Landesentwicklung und Umwelt-
fragen, beim Deutschen Landkreistag als Vorsitzender des Um-
welt- und Planungsausschusses sowie als Präsident der deut-
schen Sektion des Rats der Gemeinden und Regionen Europas. 
„Deine vielfältige Arbeit im Dienst der kommunalen Selbstver-
waltung ist überaus wertvoll – dafür danke ich Dir sehr herz-
lich“, betonte Herrmann.

Herzliche Glückwünsche überbrachte auch Landkreistagsprä-
sident Christian Bernreiter: Der Jubilar habe nicht nur fast 18 
Jahre alles für seine Mühldorfer gegeben, sondern sich auch auf 
der Ebene des Bayerischen Landkreistags über alle Maßen enga-
giert. „Mit Schorsch Huber an der Seite brauchte man sich we-
nig Sorgen machen, auch schwierige Fragen und Herausforde-
rungen mit den verschiedensten Interessengruppen zu Gunsten 
unserer Landkreise beantworten zu können. Gerade in dem oft 
sehr emotionalen Bereich der Umweltpolitik war die geradlini-
ge Zielstrebigkeit und Bodenhaftung des Vorsitzenden des Aus-
schusses für Landesentwicklung und Umwelt ein Segen. Als Lei-
ter der Projektgruppe „Organisation/eGovernment“ des Bayeri-
schen Innovationsrings hat er zudem die Chancen der digitalen 
Verwaltung für alle Kolleginnen und Kollegen vorangetrieben 
und greifbar gemacht“, gratulierte der Präsident des Bayeri-
schen Landkreistags, Landrat Christian Bernreiter, persönlich 
und im Namen aller Kolleginnen und Kollegen.  DK

1.000 Euro für „Gemeinsam leben  
und lernen in Europa e.V.“

Landrat Franz Meyer spendet aus Dispomitteln  
der Sparkasse an gemeinnützigen Verein

Passau. Der Passauer Verein „Gemeinsam leben und lernen in 
Europa e.V.“ leistet monatlich rund 2.000 Stunden ehrenamtli-
cher Arbeit. Der Fokus liegt dabei vor allem auf Integrations- und 
Sprachprojekten. Der Verein bringt Menschen aller Nationalitäten 
zusammen und vermittelt auf diese Weise sprachliches und kul-
turelles Wissen. Landrat Franz Meyer (l.) unterstützt diese ehren-
amtliche Arbeit und hat nun kurz vor Weihnachten zusammen mit 
dem Gebietsdirektor der Sparkasse Passau, Otmar Hausfelder (r.) 
eine Spende von 1.000 Euro aus Dispomitteln der Sparkasse an die 
Geschäftsführerin des Vereins, Perdita Wingerter (2.v.r) und die 
zweite Vorsitzende, Monika Binder (2.v.l.) übergeben. Die Spende 
sei eine große Hilfe für die Arbeit von „Gemeinsam leben und ler-
nen in Europa e.V.“, wie die beiden Funktionsträgerinnen betonten. 
„Sie leisten zum Beispiel mit ihrem Sprachpaten-Projekt wertvolle 
Integrationsarbeit, die ohne die Hilfe Ehrenamtlicher nicht möglich 
wäre“, so Landrat Meyer.  r

Gymnasium Untergriesbach, Landkreis Passau:

Landkreis setzt auf  
klimaschonende Beleuchtung

Florian Pronold übergibt Klimaschutz-Zertifikat  
an Landrat Franz Meyer 

Das Bundesumweltministerium hat die energieeffiziente Umrüs-
tung der Beleuchtung des Gymnasiums Untergriesbach mit rund 
45.000 Euro durch die Kommunalrichtlinie im Rahmen der Natio-
nalen Klimaschutzinitiative (NKI) gefördert. Florian Pronold, Parla-
mentarischer Staatssekretär im Bundesumweltministerium, über-
reichte dem Landrat des Landkreises Passau, Franz Meyer, ein 
Klimaschutz-Zertifikat über die Treibhausgaseinsparungen, die 
durch die erfolgreiche Beleuchtungssanierung erzielt werden. 

Florian Pronold: „Kommunen 
können mit Energieeffizienzmaß-
nahmen erheblich zum Klima-
schutz beitragen. Ich freue mich, 
dass wir den Landkreis Passau bei 
seinem Engagement zur Treib-
hausgasreduzierung aus der Na-
tionalen Klimaschutzinitiative un-
terstützen können. Die Umstel-
lung der Innenbeleuchtung des 
Gymnasiums Untergriesbach auf 
LED schont das Klima und ent-
lastet zudem den kommunalen 
Haushalt. Deshalb lege ich unse-
ren Städten und Gemeinden ans 
Herz, sich bei unserer bundeswei-
ten Beratungshotline zu informie-
ren, welche Möglichkeiten für die 
Förderung von Klimaschutzmaß-
nahmen bestehen oder den För-
derlotsen der Kommunalrichtlinie 
zu nutzen.“

In Untergriesbach wurden von 
August 2017 bis Mai 2019 insge-
samt 368 Lichtpunkte auf hochef-
fiziente LED-Technik umgerüstet. 
Der Stromverbrauch reduziert 
sich dadurch um rund 79 Pro-
zent und der CO2-Ausstoß kann 
in den nächsten 20 Jahren um ca. 
462 Tonnen verringert werden. 
Die Gesamtausgaben des Pro-
jekts betrugen insgesamt rund 
115.000 Euro, das Bundesum-
weltministerium unterstützte das 
Vorhaben mit rund 45.000 Euro.

Dies ist nicht die einzige Klima-
schutzmaßnahme, die der Land-
kreis Passau mit Unterstützung 
durch das Bundesumweltministe-
rium durchgeführt hat. 2013 er-
stellte der Landkreis beispielswei-
se gemeinsam mit den kreisange-
hörigen Städten und Gemeinden 
ein integriertes Klimaschutzkon-
zept. Darüber hinaus wird derzeit 
auch die Innenbeleuchtung der 
Sporthalle des Gymnasiums Po-
cking saniert.

Seit 2008 fördert und initiiert 
das Bundesumweltministerium 
unter dem Dach der NKI in ganz 
Deutschland Klimaschutzprojek-
te, die einen Beitrag zur Senkung 
der Treibhausgasemissionen leis-
ten. Bis Ende 2018 wurden be-
reits mehr als 28.750 Projekte 
durchgeführt. Kommunen profi-
tieren ebenso wie Verbraucherin-
nen und Verbraucher und Unter-
nehmen. 

Die Sanierung der Innen- und 
Hallenbeleuchtung sowie die Er-
stellung und Umsetzung von Kli-
maschutzkonzepten durch ein Kli-
maschutzmanagement werden 
im Rahmen der NKI durch die 
Kommunalrichtlinie gefördert. 
Detaillierte Informationen zu den 
einzelnen Förderschwerpunkten 
gibt es unter: www.klimaschutz.
de/kommunalrichtlinie.  r
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Landrat Stefan Rößle (vorne rechts) mit Vertretern der Landwirt-
schaft und des Landratsamtes beim runden Tisch in Hoppingen.
 Bild: Dr. Sperling / Landratsamt

Landkreis Donau-Ries:

Partnerschaft mit der  
Landwirtschaft im Visier

Bei einem runden Tisch entstehen erste gemeinsame Projektideen

Stefan Wiedenmann, Landwirt aus Hoppingen, hatte sich vor einiger 
Zeit mit einer E-Mail an Landrat Stefan Rößle gewandt und um Unter-
stützung bei verschiedenen Problemstellungen gebeten. Neue gesetz-
liche Bestimmungen aufgrund des Volksbegehrens „Rettet die Bie-
nen“ und strengere Auflagen aufgrund der Düngemittelverordnung 
machen es ihm zufolge den Landwirten schwer, längerfristig zu pla-
nen. Stefan Wiedenmann ist aus Überzeugung Landwirt und möchte, 
dass auch seine Kinder den Betrieb fortführen. Wenn nun aber immer 
neue Auflagen wie z. B. die notwendig werdende Errichtung eines zu-
sätzlichen Güllelagers mit Investitionskosten von rund 150.000 Euro 
und andere Erschwernisse hinzukommen, ist es aus seiner Sicht nicht 
verwunderlich, wenn immer mehr Landwirte aufgeben.  

Landrat Stefan Rößle nahm 
dies zum Anlass und so entstand 
die Idee eines ersten gemeinsa-
men Runden Tisches zwischen 
Vertretern der Landwirtschaft und 
des Landratsamts, um Probleme, 
aber auch Chancen unserer Land-
wirte gemeinsam zu erörtern. 

So trafen sich jüngst Vertre-
ter der Landwirtschaft sowie des 
Landratsamtes und des Land-
schaftspflegeverbands bei Stefan 
Wiedenmann auf dessen Hofstelle 
in Hoppingen. Landrat Stefan Röß-
le betonte bei dem Gespräch, dass 
den Menschen bewusst sein muss, 
„dass wir unsere starke Position im 
Landkreis Donau-Ries, die wir bay-
ern- und sogar deutschlandweit 
einnehmen, in erster Linie einer 
prosperierenden Wirtschaft, aber 
auch einer starken Landwirtschaft 

zu verdanken haben“. Er sicher-
te den Landwirten seine Unter-
stützung zu, insbesondere wird er  
die angesprochenen Probleme an 
die zuständige Landes-, Bundes- 
und Europaabgeordnete weiter-
leiten. 

Allerdings war dies nur der eine 
Teil des Runden Tisches. In einem 
zweiten Teil verständigte man sich 
darauf, Möglichkeiten zu suchen, 
wie man auf Kreisebene die Situ-
ation für die Landwirte und deren 
Image verbessern kann. Die land-
wirtschaftlichen Vertreter, denen 
ein Biogaslandwirt, ein Ökoland-
wirt und konventionelle Landwir-
te angehören, waren sich mit den 
Vertretern des Landratsamts ei-
nig, dass der Dreh- und Angel-
punkt für eine Verbesserung der 
Situation die Aufwertung der 

Landwirtschaft und das Image der 
Landwirte in der Bevölkerung ist. 

Beim Runden Tisch wurde in-
tensiv diskutiert und es entstan-
den fünf Projektideen, die nun der 
Landkreis zusammen mit den Ver-
tretern der Landwirtschaft weiter 
konkretisieren und möglichst zeit-
nah auch umsetzen will. Dies sind 
im Einzelnen:
1. Imagekampagne zusammen 
mit dem Landkreis und dem Wirt-
schaftsförderverband

Eine Mitgliedschaft von land-
wirtschaftlichen Betrieben beim 
Wirtschaftsförderverband stellt 
eine gute Möglichkeit dar, den Be-
ruf des Landwirts in der Öffent-
lichkeit zu bewerben und aufzu-
werten. Dies kann über die Marke 
DONAURIES auf Instagram, Face-
book und vielen weiteren Kanä-
len erfolgen. Die Runde entwi-
ckelte darüber hinaus die Idee, ei-
nen Imagefilm zu erstellen, in dem 
die spannende und für unsere Ge-
sellschaft so wichtige Arbeit der 
Landwirte aufgezeigt wird. Sie er-
zeugen mit modernsten Geräten 
nicht nur qualitativ hochwertige 
Lebensmittel, sondern sind auch 
vielfältig im Bereich des Umwelt-
schutzes und der Landespflege tä-
tig. Der Film getreu dem Motto 
„Die besten Bauern arbeiten für 
den Landkreis!“ könnte eventuell 
auch in den Kinos gezeigt werden. 
2. Umstellung der Kantinen des 
gemeinsamen Kommunalunter-
nehmens auf regionale und öko-
logische Produkte

In Anlehnung an eine geplante 
Vorgabe des Bayerischen Staats-
ministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten könnten 
die Krankenhäuser und Senioren-
heime des Landkreises (gKU) ihre 
Kantinen zu mindestens 50 Pro-
zent mit regionalen und/oder öko-
logischen Produkten ausstatten. 
Landrat Stefan Rößle sicherte zu, 
dies umgehend mit den Vorstän-
den des gKU zu besprechen.
3. Patenschaftsprojekte 

Bei dieser Aktion soll ausgelo-
tet werden, welche Formen der 
Patenschaft für Tiere aus einem 
landwirtschaftlichen Betrieb oder 
welche Arten von Kooperation 
mit Direktvermarktern im Land-
kreis denkbar sind. Auch die Idee 
der Solidarischen Landwirtschaft 
(Solawi) soll geprüft werden.  Hier 
tragen mehrere private Haushalte 
anteilig die Kosten eines landwirt-

schaftlichen Betriebs, wofür sie im 
Gegenzug dessen Ernteertrag er-
halten. Durch den persönlichen 
Bezug zueinander erfahren so-
wohl die Erzeuger als auch die Ver-
braucher die vielfältigen Vorteile 
einer nicht-industriellen, marktun-
abhängigen Landwirtschaft. 
4. Erstellung eines Pools mit 
Landwirten, die für suchende 
Bauherrn Flächen für Ausgleichs-
maßnahmen zur Verfügung stel-
len oder Produktionsintegrier-
te Kompensationsmaßnahmen 
(PIK) durchführen möchten 

Der Landschaftspflegeverband 
kann sich vorstellen, Landwirte 
bei der Umsetzung von PIK- Maß-
nahmen vor Ort zu beraten und 
zu betreuen. Es gibt bayernweit 
bereits Landschaftspflegeverbän- 
de, die in diesem Bereich tätig 
sind. Aufgabe ist die Planung und 
Durchführung u.a. von Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen, die mit 
Landschaftspflegeverbänden  
umgesetzt werden. Mögliche 
PIK-Maßnahmen sind beispiels-
weise die Anlage von Lerchenfens-
tern, Flachmulden und Blühstrei-
fen. 

Nun soll geprüft werden, ob ein 
Flächenpool von bereitwilligen 
Landwirten eingerichtet werden 
kann, die für Vorhabensträger auf 
ihren Flächen die ggf.  notwendi-
gen Ausgleichsmaßnahmen schaf-
fen und auch unterhalten möch-
ten. Natürlich werden die Maß-
nahmen des Landwirts nur gegen 
eine entsprechende Bezahlung 
durch den Bauherrn, über die sich 
die Vertragsparteien selbst eini-
gen müssen, erfolgen. Für den 
Bauherrn hätte dies allerdings den 
Vorteil, dass er nicht selbst nach 
Flächen suchen müsste, sondern 
der Landschaftspflegverband den 
Kontakt mit dem Landwirt herstel-
len kann, wenn dies gewünscht ist.
5. Kooperation mit der „Kartei 
der Not“ im Rahmen von sozialen 
Projekten 

Landrat Stefan Rößle und die 
anwesenden Landwirte können 
sich sehr gut vorstellen, durch 
Spendenaktionen oder anderwei-
tigen Initiativen in Not geratene 
Menschen zu helfen. Der Land-
kreischef nahm hierzu bereits 
Kontakt mit der Donauwörther 
Zeitung und den Rieser Nachrich-
ten auf. Gemeinsam wird man 
ausloten, ob es hierfür geeignete 
Hilfsprojekte gibt. Natürlich kön-
nen gerne auch Vorschläge einge-
reicht werden. 

Schon bald in diesem Jahr soll 
ein erneutes Treffen des Runden 
Tisches stattfinden, um auszulo-
ten, ob und wie die aufgeführten 
Projekte möglichst zeitnah umge-
setzt werden können. Auf weitere 
Treffen, gerne auch in erweiterter 
Runde, darf man sich freuen. r

Wann beginnt unsere 
Energiezukunft? Jetzt!

Die Region Allgäu hat sich fit für ihre Energiezukunft gemacht und 
die Gasnetze Kempten Sonthofen GmbH (GKS) gegründet

Klimaschutz, Energiewende, Heimat, und Daseinsvorsorge sind 
Themen, die nur gemeinsam gelingen können. Was liegt daher nä-
her, als dass gute Nachbarn zum Wohle der Menschen in der Regi-
on zusammenarbeiten. 

Die neue Gesellschaft Gasnet-
ze Kempten Sonthofen soll genau 
dies umsetzen. erdgas schwaben, 
Allgäuer Kraftwerke und AÜW 
gründeten zum 1. Juli 2019 die 
GKS mit Sitz in Sonthofen. All-
gäuer Kraftwerke GmbH sind 
mit 15%, das Allgäuer Überland-
werk GmbH mit 35% und erdgas 
schwaben gmbh mit 50 % an der 
GKS beteiligt. 

Hinter den Allgäuer Kraftwer-
ken steht die Stadt Sonthofen 
und hinter dem AÜW die Stadt 
Kempten, beide Kommunen se-
hen in der Zusammenarbeit die 
Chance, gemeinsam mehr für Kli-
maschutz und nachhaltige Ener-
gieversorgung in der Region be-
wirken zu können. 

erdgas schwaben mit ihrer 
100-prozentigen Unternehmens- 
tochter schwaben netz gmbh hat 
ihren Sitz in Augsburg und ihre 
Betriebsstellen auch in Kempten 
und Kaufbeuren. 

Sicherung der Daseinsvorsorge 
in der Energieversorgung 

„Die Herausforderungen an 
uns Energieversorger sind groß“, 
sagt Dr. Hubert Lechner, Allgäu-
er Kraftwerke. „Einerseits muss 
Energie bezahlbar sein, ande-
rerseits sind wir die Experten, 
um Energieversorgung nachhal-
tig und klimaverträglich zu ma-
chen.“

Gemeinsam können die Aufga-
ben geschultert werden. Mittler-
weile hat die neue Gesellschaft 
ihre Arbeit aufgenommen. Ge-
schäftsführer der neuen Gesell-
schaft sind Dr. Hubert Lechner, 
Allgäuer Kraftwerke Sonthofen, 
und Anselm Pfitzmaier, schwa-
ben netz Augsburg. 

Nächste Schritte 

Mit der Gasnetze Kempten 
Sonthofen sollen Synergien zwi-
schen den Sparten Strom und 
Gas realisiert und der Netzaus-
bau in den Städten Kempten und 
Sonthofen stabilisiert und ausge-
baut werden.

Die GKS ist Eigentümerin der 
beiden Gasnetze in den Städten 
Kempten und Sonthofen. Dort 
werden über 250 Kilometer Gas-
netz und ca. 8.500 Hausanschlüs-
se die Bürger und Bürgerinnen 
mit Energie für die verschiedens-
ten Anwendungsfälle in Haushalt, 
Gewerbe und Industrie, versorgt. 

Gas ist die Wunschenergie 
Nummer eins der Bauherren 
im Allgäu und ist mit Bio-Erd-

gas oder Wasserstoff grün und  
nachhaltig. r

Landshuts Schulwege:

Mit 5G Technologie  
sicherer machen

MdB Florian Oßner: Bund fördert Projekt 5-Safe der Stadt 
mit 94.400 Euro

Die Stadt Landshut gehört zu den Gewinnern des 5G Innovations-
wettbewerbs des Bundesverkehrsministeriums. Stellvertretend 
für die Stadt Landshut hat Bundestagsabgeordneter Florian Oß-
ner (CSU) in Berlin den Förderbescheid in Höhe von rund 94.400 
Euro von Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer entgegenge-
nommen. Das Geld fließt in das Projekt 5-Safe zur Verbesserung 
der Schulwegsicherheit rund um die Bildungseinrichtungen in der 
Stadt. Durch die Technologie des mobilen Internets der fünften 
Generation soll das schulische Mobilitätsmanagement im Stadtge-
biet verbessert und eine Verkehrssteuerung in Echtzeit entwickelt 
und erprobt werden. 

Konkret geht es laut Oßner bei 
dem Projekt darum, durch die 
Nutzung von 5G-Technologie den 
Individualverkehr um die Schu-
len zu den Stoßzeiten so zu steu-
ern, dass Gefahrensituationen 
vermindert werden. „Dafür sol-
len Verkehrsströme in Echtzeit 
verfolgt, Gefahrensituationen er-
kannt und Lösungsmaßnahmen 
eingeleitet werden“, erklärt der 
Verkehrspolitiker. „Zum Beispiel 
sollen Autofahrer auf kritische Si-
tuationen hingewiesen und wenn 
möglich auf Ausweichstrecken 
umgeleitet werden.“ 

Verkehrsführung in Echtzeit 

Für die Umsetzung könnten 
zum Beispiel kabellose Sensoren 
in der Umgebung von Schulen 
installiert werden, um die Ver-
kehrslage in Echtzeit zu erfassen 
und zu analysieren. „Auf dieser 
Datengrundlage könnten optima-
le Haltestellen für die sogenann-
ten Elterntaxis vorgeschlagen 
werden. Eine dynamische Schul-
wegplanung könnte die beste 
Route zur Schule ausweisen. Au-
ßerdem könnten Ampeln gezielt 
so angesteuert werden, dass das 
punktuelle Verkehrsaufkommen 
entzerrt wird“, stellt Oßner fest.

Die Stadt Landshut hat mehr 
als 30 Schulen und Bildungsein-
richtungen. Täglich sind mehr als 
15.000 Schüler dorthin unter-
wegs. Durch das schnelle Wachs-
tum der Stadt steigen die Schü-
lerzahlen und das Verkehrsauf-
kommen stetig an. „Weil es bis-
her keine technische Lösung 
gibt, die Autofahrer situativ an-
gepasst zu erhöhter Rücksicht-

nahme gegenüber Kindern und 
Jugendlichen auf dem Schulweg 
mahnt, packt die Stadt das nun 
selbst an. Dieses herausragen-
de Projekt unterstützt der Bund 
sehr gern. Das ist Infrastruktur- 
und Mobilitätsförderung par 
excellence für eine sichere Zu-
kunft.“ 

Drei Pilotschulen geplant 

In einem ersten Schritt wird 
die Stadt Landshut nun mit den 
Stadtwerken und beteiligten Be-
hörden wie der Regierung von 
Niederbayern und der Polizei 
ein konkretes Konzept für den 
Aufbau und Betrieb des Systems 
entwickeln. Dabei sollen bis zu 
drei Pilotschulen ausgewählt 
werden, an denen das Projekt in 
der Praxis erprobt werden kann. 
Außerdem sollen auch Eltern-
vertreter eng mit einbezogen 
werden. 

Ökologischer Aspekt

Bundesverkehrsminister Scheu-
er hob auch den ökologischen As-
pekt hervor: „Gerade in Ballungs-
gebieten bestehen viele Heraus-
forderungen rund um das Thema 
Mobilität. Bei immer größer wer-
denden Verkehrsaufkommen sol-
len die CO2-Emissionen verringert 
und Staus vermieden werden, oh-
ne die individuelle Mobilität ein-
zuschränken. Hierzu können die 
ausgewählten Projekte einen 
wichtigen Beitrag leisten. Unser 
Ziel ist es, einen ressourcenscho-
nenden und umweltfreundlichen 
Verkehr bei größtmöglicher Si-
cherheit zu gewährleisten.“ r

Zappenduster 2019:

Katastrophenschutzeinheiten 
üben Stromausfall

Um auch im Landkreis Pfaffenhofen für einen lang andauernden 
und flächendeckenden Stromausfall gerüstet zu sein, wurde An-
fang Oktober eine dementsprechende Katastrophenschutzübung 
durchgeführt. Unter dem Namen Zappenduster 2019 beübten un-
ter der Leitung der Katastrophenschutzbehörde des Landratsamts 
das BRK, das THW, zahlreiche Freiwillige Feuerwehren, die UG-ÖEL 
(Unterstützungsgruppe Örtliche Einsatzleitung) sowie die Kreis-
brandinspektion Pfaffenhofen das Szenario eines flächendecken-
den Stromausfalls. 

Angenommen wurde dazu u.a. 
ein Heizungsausfall in allen Haus-
halten, Ausfall von Festnetz und 
Mobilfunk, der Ausfall von Stra-
ßenbeleuchtung und Ampelanla-
gen usw. Dazu stellten sich Fra-
gen, wie z.B. der Betrieb in Se-
nioren- und Pflegeheimen auf-
rechterhalten werden kann, ob 
Arztpraxen und Apotheken arbei-
ten können, ob ggf. Personen in 
Aufzügen feststecken u.v.m. „Be-
sondere Herausforderung war 
dabei die Aufrechterhaltung der 
Kommunikation der Hilfsorgani-
sationen, wenn Mobilfunk, Fest-
netz und Internet nicht mehr 
funktionieren“, so Matthias Kre-
nauer, zuständig für den Katast-
rophenschutz am Landratsamt. 

Nach Alarmierung der betei-

ligten Organisationen wurde im  
3. Stock des Landratsamts eine 
Einsatzzentrale aufgebaut. Für 
diese wurde vom THW eine Not-
stromversorgung eingerichtet. 

Um bei Stromausfall bestimm-
te Grundbedürfnisse der Bevölke-
rung, wie z.B. Aufwärmmöglich-
keiten, medizinische Basisver-
sorgung sowie Hilfeleistung bei 
Bränden und sonstigen Unglücks-
fällen sicher stellen zu können, 
sind seitens der Hilfsorganisati-
onen besondere Vorbereitungen 
und Maßnahmen notwendig. So 
müssen z.B. ausreichend Strom- 
erzeuger und Treibstoffe für Fahr-
zeuge und Geräte zur Verfügung 
stehen, da die allermeisten öf-
fentlichen Tankstellen nicht mehr 
funktionieren. r



„Am Wochenende haben 
wir den Schmuck vom Christ-
baum entfernt und das Bäum-
chen schwungvoll in den Gar-
ten geworfen. Jetzt kann das 
neue Jahr endgültig begin-
nen.“ Mein Chef, der Bürger-
meister, betrat das Büro gut 
gelaunt und voller Drang nach 
Veränderung. 

Wobei, geht es Ihnen auch 
so? Man hat allerorten das 
Gefühl, es wäre Zeit für Ver-
änderungen, aber gleichzeitig 
wagt sich keiner daran. Man würde sich freu-
en, wenn man sich vom alten Trott verabschie-
den könnte, und scheut gleichzeitig das Unbe-
kannte, das nach einer Veränderung auf einen 
zukommt.

Die größten Veränderungen werden uns 
Menschen eh von außen aufgezwungen. Den-
ken wir nur an die 157 Menschen, die in dem 

von Iran abgeschossenen Flugzeug starben. Für 
deren Angehörige bedeutet der Verlust der El-
tern, Partner, Geschwister oder Kinder einen 
kaum beschreibbaren Einschnitt in ihr bisheri-
ges Leben. Eine momentane Fehleinschätzung 
eines einzelnen Soldaten löst einen Tsunami 
von Veränderungen aus, die tief in das Schicksal 
einer Vielzahl von Menschen eingreifen. Ähnli-
ches gilt für schwere Unfälle oder Verbrechen, 
die Menschen physisch oder psychisch schädi-
gen. Eine einmal gesetzte Ursache löst eine gan-
ze Kettenreaktion aus – und die Welt ist nicht 
mehr so wie sie war.

Vielleicht ist es diese Urerfahrung, dass Ver-
änderungen oft schicksalhaft sind, die uns ih-
nen gegenüber so skeptisch sein lassen. Auch, 
wenn wir die Veränderung selbst steuern kön-
nen, weil wir sie in Gang setzen. Wie oft wehren 
sich Leute vehement, wenn sie eine neue Auf-
gabe im Betrieb oder der Verwaltung überneh-
men, ein neues Büro beziehen oder in eine an-
dere Betriebsstätte wechseln sollen. In der Re-
gel spielt sich das in einem Drei-Stufen-Modell 
ab: 1. Stufe: Instinktive Abwehr. 2. Stufe: Suche 
nach Gründen dagegen. 3. Stufe: Zähneknir-
schendes Abfinden mit der neuen Situation. In 
neun von zehn Fällen kommt danach aber er-
freulicherweise auch eine 4. Stufe, nämlich das 
klammheimliche Eingestehen, dass die Verän-

derung gar nicht so schlecht 
war.

So kann man nur für unse-
re europäischen Freunde in 
Frankreich hoffen, dass sie ei-
nes Tages das Positive in den 
Veränderungen sehen wer-
den, die ihnen Reformen wie 
die jetzt diskutierte zukunfts-
festere Rente bringen. Denn 
auch das ist paradox: Das Volk, 
das mit seiner großen Revolu-
tion Europa verändert hat wie 
kein zweites, tut sich seit Jahr-

zehnten mit jeder Veränderung am schwersten. 
Viel schwerer jedenfalls als wir Deutschen, die 
wir uns zwar mental mit Veränderungen auch 
schwer tun, aber Reformen wie die des Arbeits-
marktes der 2000er-Jahre zumindest im Nach-
hinein als Chance begreifen – wenigstens neun 
von zehn bei uns.

Auch in der Kommunalpolitik wird es 2020 
mit den Wahlen viele Veränderungen geben. 
Etliche Amtsinhaber hören auf, nicht wenige 
werden an Konkurrenten scheitern. Platzhir-
sche werden von neuen Kräften verdrängt und 
so manches überholte oder gescheiterte Kon-
zept wird von anderen Visionen zur Zukunft der 
Stadt, der Gemeinde oder des Landkreises ab-
gelöst werden.

Mein Chef, der Bürgermeister, sitzt bisher 
fest im Sattel und stellt sich zuversichtlich, aber 
nicht übermütig, mit klarem Programm, aber 
offen für andere Ideen, dem Wählervotum. 
Dennoch wird es auch bei uns in der Stadt Ver-
änderungen geben, die aus der Veränderung 
der Welt resultieren. Klima- und Umweltschutz 
werden in den nächsten sechs Jahren eine grö-
ßere Rolle spielen als bisher. Bei Mobilitätsfra-
gen werden wir vielleicht nicht um-, aber wei-
ter denken müssen. Um bezahlbaren Wohn-
raum schaffen zu können, werden wir alle et-
was zusammenrücken müssen. Gespannt darf 
man sein, welche Bewährungsproben wir noch 
zu bestehen haben werden: Wirtschaftsab-
schwung? Arbeitslosigkeit? Neue Migrations-
ströme? Was auch immer kommen mag, Opti-
mismus ist angesagt in unserer Welt. Deshalb 
gebe ich dem Chef auch einen Satz von Chris-
tian Rätsch mit ins neue Jahr: „Du kannst die 
Welle der Veränderung nicht aufhalten, aber du 
kannst lernen, sie zu surfen.“

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Wechselspiel zwischen 
Wunsch und Zwang
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V.l.: Wodan Lichtmeß (Vorstand Gemeindewerke Garmisch-Partenkirchen), Karl Steingruber (Werklei-
ter Gemeindewerke Murnau), Walter Huber (Geschäftsführer Stadtwerke Bad Tölz), Thomas Fritz (Vor-
stand Stadtwerke Wolfratshausen), Michael Betzl (Leiter Vertrieb Stadtwerke Bad Tölz), Elke Zehetner 
(1. Bürgermeisterin Stadt Geretsried), Josef Vilgertshofer (Vorstand Stadtwerke Penzberg), Gerhard 
Lößlein (Leitung Kommunale Kooperationen Stadtwerke München), Jan Dühring (Vorstand Stadtwerke  
Geretsried), Richard Krüger (Prokurist Gemeindewerke Peißenberg), Stefan Drexlmeier (Vorstand Ener-
giewende Oberland Kompetenzzentrum), Thomas Feistl (Geschäftsführer 17er Oberlandenergie), Andreas 
Scharli (Energiemanager, Energiewende Oberland Kompetenzzentrum), Manfred Pfeiler (Werkleiter Elek-
trizitätswerk Tegernsee), Peter Müller (Vorstand, Stadtwerke Weilheim). r

„Oberland Erklärung - Penzberg 2019”:

Erneuerbare Energien: Rückgrat 
für Klimaschutz im Oberland

Die aktuellen Ergebnisse der Energie- und CO2-Bilanz für das  
Oberland sowie die Kernaussagen des Forschungsprojekts INOLA,  
initiiert vom Energiewende Oberland - Kompetenzzentrum Ener-
gie EKO e.V., zeigen, dass unter aktuellen Rahmenbedingungen das 
Ziel das Oberland bis zum Jahr 2035 vollständig mit erneuerbaren 
Energien zu versorgen nicht erreichbar ist. Um das Pariser Klima-
abkommen einzuhalten ist es notwendig, die Energieversorgung in 
Deutschland bis zum Jahr 2035 klimaneutral zu gestalten. 

„Wir kommunalen Energie-
versorger im Oberland sind 
uns einig. Wir wollen im Sin-
ne unserer kommunalen Ei-
gentümer und damit im Sin-
ne der Bürgerinnen und Bürger 
im Oberland die Energiewen-

de unterstützen. Dazu tragen 
wir aktiv und konkret mit Erzeu-
gungsanlagen für erneuerbare 
Energien, Ökostromangeboten, 
Wertschöpfung in der Region 17, 
Forschungsvorhaben und Beteili-
gung an der Energiewende Ober-

land bei“, heißt es in der Erklärung.

Schwerpunkte 

Die Akzeptanz für die Energie-
wende gelinge letztlich nur mit 
der Unterstützung der Bürgerin-
nen und Bürger, „wenn sie unse-
re Angebote nutzen“. Dabei stün-
den folgende Punkte im Vorder-
grund:

1. Der Bund und der Freistaat 
Bayern müssen jetzt den Aus-
bau von erneuerbaren Energien 
offensiv und unbürokratisch för-
dern, um die Energiewende- und 
die Klimaschutz-Ziele auf Bun-
des- und Landesebene sowie auf 
Ebene der Landkreise und Kom-
munen wieder in greifbare Nä-
he zu rücken. Dazu gehört na-
türlich auch, dass die Landkrei-
se und Kommunen Ihrerseits die 
Energiewende aktiv vor Ort un-
terstützen.  

2. Der Ausbau der erneuerba-
ren Energien muss sozial, öko-
logisch, ökonomisch vertretbar 
und nachhaltig erfolgen. 

3. Jedes Jahr geben Bürgerin-
nen und Bürger, Unternehmen 
und Kommunen im Oberland un-
gefähr eine Milliarde Euro für 
Strom und Wärme aus. Durch 
den Ausbau der erneuerbaren 
Energien in der Region findet 
die Wertschöpfung vor Ort statt 
und zusätzliches Geld stünde den 
Kommunen für Infrastruktur und 
beispielsweise nachhaltige Mo-
bilitätsangebote zur Verfügung 
und die Kaufkraft bliebe lokal er-
halten. 

Unterzeichner sind: 17er Ober-
landenergie GmbH; Elektrizitäts-
werk TegernseeVertriebs- und 
Service-KG; Gemeindewerke Gar-
misch-Partenkirchen; Gemein-
dewerke Murnau; Gemeinde-
werke Peißenberg; STADTWERKE 
Bad Tölz; Stadtwerke Geretsried; 
Stadtwerke München; Stadtwerke 
Penzberg; Stadtwerke Weilheim; 
Stadtwerke Wolfratshausen. r

Umweltstation der Stadt Würzburg: 

Große Besucherresonanz
Im Neubau brummt es. Ob Beratungen, Umweltbildungsange-
bote, Vorträge, Workshops, Diskussionsrunden, Ausstellungen, 
Netzwerktreffen oder Lesungen - in der neuen Umweltstation am 
Nigglweg ist immer etwas los. Das ovale Haus macht die Würzbur-
gerinnen und Würzburger neugierig. So ist es das bayernweit ers-
te Gebäude aus Recyclingbeton und wird mit einer innovativen 
Eisspeicherheizung klimatisiert. Fast täglich kommen Besucher-
gruppen, die sich die Einrichtung zeigen und erklären lassen.

Darüber hinaus bekommen die 
Bürgerinnen und Bürger Informa-
tionen zur Abfallvermeidung und 
-entsorgung, Beratungen zum 
breiten Thema der Energieein-
sparung in Haushalt und Gebäu-
de, sie können elektrische Klein-
geräte und Handys abgeben oder 
in der Umweltbibliothek stöbern. 
Das neu in der Umweltstation an-
gesiedelte städtische Energie- 
und Klimazentrum vertieft die 
Beratungsangebote in den Be-
reichen nachhaltige Mobilität, 
städtisches Grün sowie energeti-
sche Sanierung. Viele Interessier-
te kommen aber auch einfach, 
um sich das Gebäude anzusehen 
oder die abwechslungsreichen 
Ausstellungen zu besichtigen.

Die intensive Nutzung des neu-
en Gebäudes hat in den Monaten 
nach der Eröffnung im Mai 2019 
allen Erwartungen mehr als ent-
sprochen. Insgesamt besuchten 
über 10.000 Besucher die etwa 
150 attraktiven und vielfältigen 
Veranstaltungen der Umweltsta-
tion. So wurden etwa interakti-
ve Bildungsveranstaltungen  zu 
den Themen Abfallvermeidung, 
Klimaschutz oder zukunftsfähige 
Lebensstile durchgeführt, Projek-
te wie die große Müllsammelak-

tion in der Zellerau, das Fairtra-
de-Festival oder die Umwelt-Er-
lebniswochen gestemmt und 
gemeinsam mit der IHK Würz-
burg-Schweinfurt eine Tagung 
zum Thema Baustoffrecycling 
mit der Preisträgerin des Deut-
schen Umweltpreises Prof. An-
gelika Mettke von der BTU Cott-
bus-Senftenberg als Referen-
tin organisiert. Auch fand in den 
Räumen der Umweltstation ein 
Workshop mit Oberbürgermeis-
ter Schuchardt, Referenten und 
Experten aus der Stadtverwal-
tung sowie Aktivisten der Schü-
lerbewegung Fridays for Future 
zur Erarbeitung von Ansätzen zu 
einer nachhaltigeren Ausrichtung 
der Stadtgesellschaft statt.

Zahlreiche Projektideen

Die Würzburger Bürgerinnen 
und Bürger waren und sind an al-
lem sehr interessiert. Durch viel-
fältige Vernetzungen von Akteu-
ren aus dem Umwelt- und So-
zialbereich sind zahlreiche Pro-
jektideen entstanden, um die 
Stadtgesellschaft nachhaltiger 
und das Leben in Würzburg zu-
kunftsfähig zu gestalten. 

Unterstützt wird das Team der 

Umweltstation von den vielen 
Ehrenamtlichen, die sich in Agen-
da 21- Arbeitskreisen oder in Ver-
einen engagieren, die sich wie die 
Umweltstation auch zur Aufgabe 
gemacht haben, sich den Heraus-
forderungen einer nachhaltigen 
Gestaltung von Gegenwart und 
Zukunft zu stellen. Zum Beispiel 
zeigt der Verein Stadtgärtner an 
der Umweltstation, wie Hoch-
beete für das Urban Gardening 
angelegt werden. Fachkundige 
Ehrenamtliche etwa vom Natur-
wissenschaftlichen Verein, dem 
Landesbund für Vogelschutz oder 
auch den Mineralien- und Fossi-
lienfreunden Würzburg trugen 
zu einem qualitätsvollen und ab-
wechslungsreichen abendlichen 
Vortragsprogramm bei.

So konnte sich neben den Bil-
dungsangeboten für Schulklas-
sen und andere Gruppen ein viel-
fältiges Angebot für Bürgerinnen 
und Bürger aller Altersstufen ent-
wickeln, das auf der Homepage 
unter www.wuerzburg.de/um-
weltstation im Veranstaltungska-
lender einsehbar ist und immer 
wieder aktualisiert wird.

Im neuen Jahr wird der Arbeits-
schwerpunkt unter anderem im 
Bereich des städtischen Grüns lie-
gen, so wird die Fassade der Um-
weltstation unter wissenschaftli-
cher Betreuung unter den Aspek-
ten Klimaanpassung und Biodi-
versität begrünt werden. Zudem 
sollen neue Bildungsmodule und 
Lehrerfortbildungen aus dem 
Themenfeld „Zukunft gestalten“ 
angeboten werden. r

1000 Schulen für unsere Welt und missio München: 

Kooperation  
erfolgreich gestartet

Die bundesweite Initiative der drei kommunalen Spitzenverbände 
„1000 Schulen für unsere Welt“ und missio München setzen sich 
künftig gemeinsam für die Förderung von Bildung in Afrika und 
Asien ein. Zum Start dieser vielversprechenden Zusammenarbeit 
lud Landrat Stefan Rößle als Initiator von „1000 Schulen für unse-
re Welt“ und ehrenamtlicher Botschafter für kommunale Entwick-
lungszusammenarbeit zum Pressegespräch.

Neben Monsignore Wolfgang 
Huber, Präsident des Internati-
onalen Katholischen Missions-
werks missio München, waren 
auch Vertreter der Verwaltungs-
gemeinschaft Kirchweidach, die 
Projekte in Äthiopien umsetzen 
wollen und das Ehepaar Schmidt 
aus Asbach-Bäumenheim, die im 
Rahmen der Kooperation nun ein 
erstes Projekt in Burkina Faso 
vollständig finanziert haben, der 
Einladung gefolgt.

Bildung als dauerhaftes Gut

„Bildung stärken – Was dem 
Mensch an Bildung gegeben ist, 
kann man ihm nie mehr neh-
men.“ Dies sei einer der vielen, 
übereinstimmenden Grundsätze, 
auf der die Zusammenarbeit zwi-
schen der Initiative „1000 Schu-
len für unsere Welt“ und dem 
Katholischen Hilfswerk missio 
München basiert, betonte Mon-
signore Huber zu Beginn des Ge-
sprächs. Darüber hinaus sind 
die Nachhaltigkeit der Projekte 
und größtmögliche Transparenz 
Grundpfeiler der Arbeit beider 
Partner. 

Dies war vor allem dem Ehe-
paar Schmidt aus Asbach-Bäu-
menheim wichtig, als sie sich da-
für entschieden, missio München 

bei der Erweiterung eines Kinder-
gartens in Burkina Faso finanziell 
zu unterstützen. In dem west- 
afrikanischen Land lebt 40 % der 
Bevölkerung unter der Armuts- 
grenze. Es zählt zu den zehn 
ärmsten Ländern der Erde.  

Gestärkter Zusammenhalt

Auch eine Delegation aus 
der Verwaltungsgemeinschaft 
Kirchweidach im Landkreis Altöt-
ting war extra angereist. Einer 
davon ist Sepp Rottenaicher aus 
Halsbach, der missio München 
und die Initiative zusammenge-
bracht hat und selbst, gemein-
sam mit den Bürgerinnen und 
Bürgern der Verwaltungsgemein-
schaft, Spenden für den Bau ei-
nes Wohnheims in Äthiopien, 
durch missio München, sammelt. 
„Nicht nur im fernen Äthiopien 
tun wir Gutes, das gemeinsame 
Engagement für Äthiopien stärkt 
auch den Zusammenhalt zwi-
schen den Gemeinden der Ver-
waltungsgemeinschaft“, freute 
 sich Rottenaicher. 

Weltweit agierender Partner

„Nun haben wir in nur zwei Jah-
ren bereits 99 Schulen fest ge-
plant. Mit der Unterstützung ei-

nes so großen, weltweit agieren-
den Partners wie missio Mün-
chen nimmt unsere bundesweite 
Initiative noch einmal mehr Fahrt 
auf“, freute sich Landrat Röß-
le und stellte damit bereits das 
nächste geplante Projekt der Ko-
operation vor: In Nepal soll eine 
Schule für die Opfer der schwe-
ren Erdbeben gebaut werden.  Je-
de Spende zählt, um den Kindern 
in Nepal eine gesicherte Schulbil-
dung zu ermöglichen. r
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Vorschau auf GZ 3
In unserer Ausgabe Nr. 3, die am 30. Januar 2020 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Finanzthemen
• Kommunaler Bau
• Ortskernbelebung · Gestaltung öffentlicher Räume
• Freizeitanlagen · Tourismus
• Wasser · Abwasser

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine Beilage von proHolz Bayern, dem 
Aktionsbündnis der bayerischen Forst- und Holzwirtschaft, 
bei. Wir bitten um freundliche Beachtung.  r

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern

Das GZ-Netzwerk

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S

 Abzeichen

 Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

Gebäudedienstleistungen

 Gewerbebau
Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

NN_Lieferantennachweis_67x80.indd   1 27.04.16   13:18

Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner
für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 
86356 Neusäß ▪ 90427 Nürnberg

www.pp-service.com

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen
Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH
Bahnhofstr. 8 
84323 Massing
Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

ERL15086_Kontaktdaten_67x20mm.qxp_Layout  15.12.15  1    

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723 www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Hydraulik Hochdruckreinigung

Hydraulische Hochdruckwasserpumpen, Straßen- und Rohrreinigungs-
anlagen, Generatoren, Kompressoren, Schweißgeräte, Magnet-
anlagen, Vibrationspumpen, Staubbindungssysteme, Tauchpumpen, 
Bohrflüssigkeitspumpen

 PT-Hydraulik Vertrieb OHG
Untereggstr. 15 · 86971 Peiting · Tel. +49 88 61/24 69-100

info@pt-dynaset.de · www.pt-dynaset.de

Wir leben Datenschutz und Informationssicherheit. 
Für öffentliche Verwaltungen. Unsere Spezialisten beraten nicht nur. 
Sie packen auch an - zuverlässig, schnell und preiswert.
Sprechen Sie uns an! Tel. 089 - 58 80 839-0 oder info@insidas.de

www.insidas.de

INSIDAS_67X30.indd   1 29.04.19   13:51

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Bay. Gemeindezeitung
Eintrag Lieferanten-Nachweis 2020

Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

•  Ersatzleistung für Heizkessel, Kältemaschine und
 Rückkühlwerk
•  Kurze Amortisation, sicherer Betrieb
•  Keimfreie Rückgewinnung - hygienisch einwandfrei
• Neubau oder Sanierung im Bestand
• Wegfall von Rückkühlwerken möglich
 (siehe 42. BImSchV)

SEW® GmbH  |  47906 Kempen  |  Tel. 02152 91560
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Augsburg: Klinikum • Aschaffenburg: Fachhochschule • Bamberg:
Klinikum • Bayreuth: Klinikum • Ingolstadt: Saturn Arena • München:
Baureferat, Dt. Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle,
O2-Tower, The Charles Hotel, TUM, Villa Stuck • Murnau: BG 
Unfallklinik • Regensburg: Universität • Schweinfurt: Leopoldina-
Krankenhaus • Würzburg: Universität • div. Polizeistationen etc.

Kosteneinsparung 
und Energiewende 
unter einem Dach

GSWT®

mit der Wärme- /
Kälterückge-
winnung von 
SEW® für Ihre 
Lüftungs- und 
Klimaanlagen
(ab 3.000 m3/h Luftleistung)

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

Recyclingbaustoff e

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Simone Brunswig · 06732/9657-2328 ·  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

GZ auf folgenden 
Social Media Kanälen:

  Noti fy-Newslett er
Aktuelle Infos über kommunale 
Neuigkeiten mit unserem Noti fy-
Newslett er – direkt auf Ihr Handy. 

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

Bilanzpressekonferenz der NürnbergMesse:

Dynamischer Wachstumskurs 
setzt sich fort

2019 war für die NürnbergMesse mit einem Umsatz von über 
280 Millionen Euro das erfolgreichste ungerade Jahr ihrer Un-
ternehmensgeschichte. 

Wie CEO Dr. Roland Fleck und 
seine Kollege Peter Ottmann auf 
einer Bilanzpressekonferenz be-
tonten, hätten sich nach ersten 
Prognosen auf den internationa-
len und nationalen Fachmessen 
in Nürnberg  5 Prozent mehr Aus-
steller (insgesamt 35.000) und 3 
Prozent mehr Besucher (über 1,4 
Millionen) eingefunden. Dies sei-
en Wachstumsraten, die erneut 
deutlich über der „Seitwärtsbe-
wegung des deutschen Messe-

marktes“ liegen. Das Plus bei der 
Ausstellerstandfläche der Fach-
messen der NürnbergMesse be-
trage in den vergangenen fünf 
Jahren 22 Prozent. 

Für 2020 wird ein Wachstum 
auf 350 Millionen Euro Umsatz an-
gestrebt. „Die Vorbuchungen un-
serer Aussteller machen Mut und 
gleichzeitig Lust auf ein erfolgrei-
ches Geschäftsjahr. Zudem spüren 
wir auf unseren Messen aktuell 
noch keine Anzeichen eines sich 

abzeichnenden Abschwungs“, 
stellte Ottmann fest. Automo-
bilthemen, Stichwort IAA, würden 
zwar grundsätzlich schwieriger 
– „aber dies dürfte eher der be-
kannten Branchenkonjunktur ge-
schuldet sein“.

Am Puls der Zeit

Trendthemen und erfolgreiche 
Nischenthemen blieben hingegen 
gerade in Zeiten der Digitalisie-
rung so aktuell wie nie, fuhr Ott-
mann fort. Bio-Lebensmittel, Cy-
ber-Sicherheit oder vorbeugender 
Brandschutz seien am Puls der 
Zeit. „Diesen Weg in Form von in-
ternationalen Produktfamilien ge-
hen wir weiter, denn wir spüren, 
dass häufig Themen, die in Europa 
die Entscheider zusammenbrin-
gen, auch Relevanz für die Märkte 
in Asien oder Südamerika haben“

Auch intern rücke die Nürn-
bergMesse wieder näher an ihre 
Kunden: „Unsere Organisations-
struktur umfasst künftig mit den 
beiden neuen Geschäftsberei-
chen ‚Digital‘ und ‚Services‘ zwei 
wichtige Zukunftsthemen“, unter-
strich Ottmann. 

Als Konsequenz des dynami-
schen Wachstumskurses ergibt 

sich Roland Fleck zufolge ein wei-
terer Ausbaubedarf des heimi-
schen Messezentrums. Ab Ende 
2024 wird das fränkische Messeun-
ternehmen mit dem NCC Süd „ein 
weiteres architektonisches wie 
funktionales Highlight des Messe-
zentrums setzen“ und dafür rund 
300 Millionen Euro investieren.

Wie Fleck berichtete, stellt das 
neue NCC Süd das vierte Conven-
tionCenter des Messezentrums 
dar und es ist das künftige Herz-
stück des Ensembles „The new 
Süd“, das durch die angrenzenden 
Messehallen 3A und 3C flankiert 
wird. In Summe entsteht durch 
„The new Süd“ eine Bruttoaus-
stellungsfläche in Höhe von rund 
32.000 qm. Damit erfülle man das 
dringende Kundenbedürfnis nach 
einem engen Verzahnen von Mes-
sen und Kongressen. 

Wie schon bei den Erfolgshal-
len 3A und 3C strebe man auch für 
das NCC Süd eine DGNB-Zertifizie-
rung an, weil das Thema „Nach-
haltigkeit“ seit Jahren bei der 
NürnbergMesse sehr hohe Prio-
rität habe. Innen sei das Gebäu-
de „hell, freundlich und modern“ 
und das NCC Süd „soll Lust auf 
Messen und Kongresse in Nürn-
berg machen“, so Fleck. DK

Interkulturelles Gesundheitsprojekt:

MiMi 2019 weiter ausgebaut
Das interkulturelle Gesundheitsprojekt „MiMi – Mit Migranten 
für Migranten“ ist 2019 weiter ausgebaut worden. Darauf hat Ge-
sundheits- und Pflegeministerin Melanie Huml hingewiesen. Sie 
betonte: „Es gibt jetzt drei neue MiMi-Standorte – und zwar in 
Hof, Bayreuth und Landsberg am Lech. Damit ist die Zahl der Mi-
Mi-Standorte in Bayern auf insgesamt 15 gestiegen.“

Das im Jahr 2008 gestartete Ge-
sundheitsprojekt „MiMi“ bildet 
gut integrierte Migranten zu in-
terkulturellen Gesundheitsmedi-
atoren aus. Auf muttersprachli-
chen Veranstaltungen informie-
ren sie ihre in Deutschland le-
benden Landsleute über das 
Gesundheitssystem und zu einer 
Vielzahl gesundheitsbezogener 
Themen wie Impfschutz, Kinder-
gesundheit oder Alter und Pflege.

Laut Huml „haben wir im Rah-
men von ‘MiMi‘ bislang bayern-
weit mehr als 630 Menschen zu 
Gesundheitsmediatoren ausge-

bildet. An den über 2.780 Infor-
mationsveranstaltungen in 45 
Sprachen haben mehr als 35.150 
Menschen teilgenommen. Auch 
der Fachtag ‘Alter und Migrati-
on – Gesund und gut gepflegt bis 
ins hohe Alter‘ in Regensburg war 
2019 mit über 220 Besuchern ein 
voller Erfolg.“

Für das Jahr 2020 seien weite-
re 270 Informationsveranstaltun-
gen geplant. Außerdem werde der 
mehrsprachige Wegweiser ‘Ge-
sundheit und Pflege im Alter‘ auf 
Arabisch, Deutsch, Englisch, Rus-
sisch und Türkisch veröffentlicht.r



Der Klima-Holzwürfel 
Helfen Sie mit, den Klimaschutz durch  
unsere Wälder nachhaltig zu stärken.



Der weltweite Anstieg von Kohlendioxid (CO₂) und 
anderen Treibhausgasen führt auch in Bayern zu großen  
Klimaveränderungen. Mit ernsten Konsequenzen für
Menschen, Tiere – und für den Wald. 
 
Der Klimawandel betrifft die Wälder und Waldbesitzer; aber  
auch Bürger, Unternehmen und Kommunen. Dabei steht es 
„Spitz auf Knopf“. Wohin der Würfel fällt, ist noch offen.  
Noch haben wir es in der Hand, das Ruder herumzureißen –  
und dem Hauptverursacher CO₂ den Kampf anzusagen.

Der Klima-Holzwürfel will überall im Land die Zusammen-
hänge zwischen Wald und Klimaschutz deutlich machen:

• Der Klimawandel bedroht Menschen und Wälder –  
auch bei Ihnen.

• Anpassung der Wälder an den Klimawandel ist  
unumgänglich. Wirksamer Klimaschutz ist möglich –  
durch Wald und Holz. 
 

Um diese Botschaften auf die Fläche und in die Köpfe zu 
bringen, haben wir den Klima-Holzwürfel entwickelt – als 
nicht zu übersehendes Objekt und einprägsames Symbol. 

Er soll in vielen Gemeinden aufgestellt werden, bei Ver-
anstaltungen immer wieder zu sehen sein und die Bürger  
zu Entscheidungen pro Wald und pro Holz ermuntern.

Der Klima-Holzwürfel macht klar: 
Wir müssen beim Klimawandel  
gegensteuern – möglichst schnell.

An alle Entscheidungsträger in Kommunen,
Unternehmen und Verbänden.

„Auch die Bürger in Ihrer Gemeinde 
spüren: Der Klimawandel ist ein Prob-
lem, an dem man nicht vorbeikommt.“

Die 



2,61 Mio. Hektar Wald in Bayern produzieren Sauerstoff, 
liefern den Rohstoff Holz, schützen das Trinkwasser 
und bieten Erholung. Umso wertvoller sind stabile Wälder 
– lebenswichtig auch für kommende Generationen. 
Wir müssen heute die Wälder fit machen für die Zukunft.

Ein Holzwürfel mit einer Kantenlänge von einem Meter und einem 
Volumen von einem Kubikmeter bindet eine Tonne CO₂. 
Gleichzeitig setzt dieser eine Kubikmeter Holz 300 Kubikmeter  
Sauerstoff frei. Und liefert so die Grundlage für unser Leben.

Millionen Bürgerinnen und Bürger nutzen regelmäßig den Wald 
als Naherholungsgebiet oder Urlaubsziel und spüren es am 
eigenen Körper: er Wald lässt aufatmen. Auch in Ihrer Gemeinde. 
Deshalb müssen wir ihn in einer gemeinsamen Anstrengung auf 
den Klimawandel vorbereiten.

Jetzt gilt es in allen bayerischen Gemeinden zu handeln:
Wir müssen den wichtigen Beitrag des Waldes für den Klima-
schutz stärken und durch gezielte forstliche Maßnahmen 
planvoll ausbauen.

Der Klima-Holzwürfel rechnet vor: 
Die Erfolgsformel: mehr Holz =  
mehr O₂ + weniger CO₂

Er kann in allen Gemeinden nachgebaut
und eingesetzt werden.

„Helfen Sie dabei mit. Informieren Sie 
in Ihrem Verantwortungsbereich über 
die Zusammenhänge von Klimaschutz 
und Forstwirtschaft.“

D



Der Klima-Holzwürfel klärt auf: 
Holz hilft dem Klimaschutz. 
Wo immer wir es einsetzen.

Klimaschutz geht alle an. Die Erderwärmung findet 
nicht nur an den Polkappen, sondern direkt „vor unserer 
Haustüre“ statt. Und jeder kann – mit Holzverwendung – 
seinen Beitrag leisten. Mit Wald und Holz ist Klimaschutz 
am schönsten.

Ein Kubikmeter Holz – so viel wächst in jeder Sekunde in den 
bayerischen Wäldern nach! Dieses Potenzial können wir 
nachhaltig nutzen. Bäume entziehen der Luft Kohlendioxid  
und verwandeln es in Holz. Ein Kubikmeter Holz bindet eine 
Tonne CO₂. Eine Tonne pro Sekunde in Bayerns Wäldern.

Damit ist jedes langlebige Holzprodukt auch ein klimaschonen-
der CO₂-Speicher. Ob Dachstuhl, Holzfassade, Parkettboden 
oder komplettes Holzhaus: Wer sich für Holz entscheidet, 
entlastet unsere Atmosphäre.

Effiziente Dämmstoffe aus Holz senken Energieverbrauch, 

umweltfreundlich, versorgungssicher und CO₂-neutral.

Holz ist ein Naturprodukt mit „eingebauter Zukunft“.  
Ob Bauwillige oder Altbaubesitzer, ob Unternehmer oder 
öffentliche Hand: Holz aus nachhaltiger, am besten heimischer 
Forstwirtschaft können Sie in jedes Vorhaben einplanen. 
Sie verbessern damit das Klima nicht nur in Häusern oder 
Hallen, Schulen oder Kindergärten, auch in den Herzen 
und Köpfen der Bürgerinnen und Bürger. Holz hilft Menschen 
bewegen für mehr Klimaschutz!

„Die Produktion und die Verwendung 
von Holz sind wichtige Beiträge zum 
Klimaschutz. Helfen Sie mit diese 
Tatsache in die breite Öffentlichkeit  
zu tragen.“

Er soll Bürgerinnen und Bürger überall  
im Land informieren und zu Entscheidungen 
pro Wald und pro Holz motivieren.

und Klimaschutz. Und Holz bringt wohlige Wärme ins Haus, 
Energiekosten, Emissionen und steigern dafür Lebensqualität 



Gemeinsam für Bayerns Wälder! 
www.die-bayerische-forstwirtschaft.de

Helfen Sie mit. Informieren Sie Ihre Bürgerinnen und 
Bürger, Kunden und Mitglieder über nachhaltige Forst-
wirtschaft. Klären Sie in Ihrer Kommune über die Schutz-
funktion des Waldes auf: mit dem Klima-Holzwürfel und 
seinen Infotafeln.

Impulse geben – Allianzen bilden – Synergien nutzen.

Sie können zum Beispiel
• mit Ihren Mitarbeitern ein Rahmenprogramm erarbeiten
• schon bestehende Veranstaltungen vor Ort nutzen
• Veranstaltungen mit örtlichen Partnern (Waldbesitzer,  

Forstbehörden, Betriebe, Innungen etc.) initiieren
• Kooperationen knüpfen und Sponsoren einbinden
• Aktionen mit örtlichen Schulen (Projektwochen)  

veranstalten   

• bei (Kunst-)Ausstellungen
• in das regionale Marketing
• in Veranstaltungen von örtlichen Unternehmen
• in das Sommerferienprogramm
• als Beitrag für die Bayerische Klimawoche
• in den Internet-Auftritt Ihrer Kommune
• bei der Zusammenarbeit mit Partnergemeinden
• bei konkreten Maßnahmen für den Klimaschutz

Die Zeit ist reif: Setzen Sie sich an die Spitze dieses wichtigen 
Themas und gewinnen Sie Vorbildcharakter.

Zeigen Sie Ihren Mitbürgern: Es ist noch nicht zu spät. Wenn alle 
aktiv anpacken, können Klimaschutz und Anpassung gelingen!

Wir bedanken uns jetzt schon für Ihre Unterstützung.

Wald und Holz helfen bei der Bewältigung des Klimawandels. 
Aber sie brauchen dafür unsere und – ganz besonders – 
Ihre konkrete Hilfe.

Die forstlichen Verbände und Vereine in Bayern haben zusam-
men mit der Bayerischen Staatsregierung die „Weihenstephaner 
Erklärung“ unterzeichnet. Nach dem Grundsatz „Eigenverant-
wortung und Solidarität“ verpflichten sie sich, ihre Kräfte zu 
bündeln, um Wald und Forstwirtschaft auf den Klimawandel 
vorzubereiten.

Der Klima-Holzwürfel ist ein gemeinsames Projekt der Vertreter 
der Bayerischen Forstwirtschaft (VBF). Er ist ein auffallendes, 
vielsinniges Symbol und damit buchstäblich ein „Denk“-mal. 
Man kann ihn gut im Foyer öffentlicher Gebäude aufstellen,  
im Rathaus oder in der Stadthalle. Daneben bieten sich zeitlich 
begrenzte Einsätze in einer Schule oder Bank, sowie bei  
örtlichen Ausstellungen und Messen an, da er schnell zerleg- 
und transportierbar ist.

An den Holzwürfel können vielfältigste Aktionen anknüpfen, vom 
Vortrag zu Wald und Klimawandel bis hin als Ausgangspunkt für 
eine Waldführung. Der Phantasie sind so gut wie keine Grenzen 
gesetzt.

Holz hilft uns allen. 
Helfen Sie Wald und Holz  
mit dem Klima-Holzwürfel.

„Es ist höchste Zeit. Stoßen Sie den 
Bau eines Klima-Holzwürfels an.“

oder den Klima-Holzwürfel und seine Themen einbinden



Forstministerin Michaela Kaniber bei der Präsentation des Klima-
Holzwürfels zusammen mit dem Sprecherrat der Vertreter der 
Bayerischen Forstwirtschaft (VBF). Foto Rolf Kaul – AVTG 
 
Informationen zur Bayerischen Forstwirtschaft:
www.die-bayerische-forstwirtschaft.de

Kontakt:
Zentrum Wald-Forst-Holz Weihenstephan       
Hans-Carl-von-Carlowitz-Platz 1
85354 Freising
Telefon + 49 (0) 81614 59 19 20
info@forstzentrum.de
www.forstzentrum.de

Für Fragen zur Bauweise des Würfels: 
MANNICH - PLANUNGEN 
Telefon +49 (0)8342 91 99 760                                                           
post@mannich-planungen.de
www.mannich-planungen.de

Der Klima-Holzwürfel eine Initative von:

Wie wirkt er?
• Er ist mit 1 Meter oder mit 0,5 Meter Kantenlänge ganz  

klar ein auffallendes optisches Symbol.
• Zusammen mit seinen Infotafeln wird er in möglichst vielen 

Rathäusern, Schulen, Banken etc. zum stets präsenten 
Botschafter für den Klimaschutz.

• Die künftigen Erbauer können sich außerdem auf der Inter-
netseite der Initiative „Weihenstephaner Erklärung“  
mit bis zu drei Fotos und Kontaktdaten vorstellen.

Wie funktioniert er?
• Der Würfel kann leicht (teil-)zerlegt und transportiert werden.
• Es können regional bedeutsame Holzarten verwendet 

werden.
• Er kann mit Name und Wappen der Gemeinde  

(sowie ggf. Partner und Sponsoren) versehen werden.
• Er ist ausgelegt für den Einsatz innerhalb von Gebäuden.
• Maße 1 m: H 1,80 m, B 1,73 m, Gewicht ca. 130 kg
• Maße 0,5 m: H 0,91 m, B 0,87 m, Gewicht ca. 35 kg 

Was kostet er?
• Den Würfel gibt es nicht „von der Stange“ zu kaufen.
• Entscheidend ist, welche Holzarten Sie einsetzen,  

ob Sie eigene Arbeitskräfte haben und welche Partner  
und Sponsoren sich beteiligen.

• Alle Unterlagen, Baupläne und Grafikdateien sind kostenlos. 

Wo bekomme ich ihn her?
• Der Würfel ist einfach nachzubauen. Entweder mit eigenen  

Kräften oder per Auftrag an einen Handwerker Ihrer Wahl.  
Auch Kooperationen mit Partnern sind problemlos möglich. 

• Baupläne gibt es kostenlos unter:  
www.die-bayerische-forstwirtschaft.de

Das Papier Dacostern stammt  
aus nachhaltig bewirtschafteten 
Wäldern und kontrollierten Quellen. 
www.pefc.de
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